


LANDESRAT II. Wahlperiode/27.Sitzung. 
ee REN a 3, Sailer area me er a re ee Dee 
SAARGEBIETES. 2. Sitzungsperiode j825 (1) 


Stenographischer Bericht 
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über die am re 12.April_ 1926 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saar- 
brücken stattgefundene Sitzung des lLandesrates 
des Saargebietes. 


Der stellv. Vorsitzende ‚Mitglied Scheuer (Z)-St.Jngbert, 
eröffnet um 9 Uhr 15 Minuten vomittags die Sitzung. 


Seitens der Regierungskommission sind anwesend: 


Herr areas sBer Dbsrregförungeret Dr. Heim 
Herr Ministerialrat Hoechstätter,als Fachreferent. 


Entschuldigt fehlen die Herren: 


Kommerzienrat a, ling (DSV)-Völklingen; Petri (SP)-Neun- 
kirchen; Brettar (SP)-Kleinblittersdorf: Birler (SP)- eun- 
kirchen;, Karius (Z)-Saarbrücken: Schneider (SP)-Saarhrücken. 
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Vorsitzender Scheuer: Meine Herren,die Tagesordnung liegt Ihnen 
vor,welche lautet: 


TAGESORDNUSS 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr.: 


Einkommensteuer; 

Vermögenssteuer; 

Gewerbesteuer; | 

Umsatzsteuer (einschl. Iuxussteuerliste) 

indirekte Steuern; ie 

Pfändung von Lohn und Gehalt; . 

Abänderung des Gesetzes über die privaten Ver- 

sicherungsunternehmungen vom .12.5.1901; 5 

8) Erhöhung der Tagegelder und Reisekosten der »chöf- 
son, SenetmoTenen, HERE NERRARNNE und der Beisitzer 

er Mieteinigungsänmter; | 

97 ABupag zung des Preußischen Gesetzes vom 23.4.1888 

über den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen we- 


10) Hotsatan voR On läskrafen auf Grund des 150 
der deutschen Gewerbeordnung; 

11) Zuteilung der Gemeinde Göttelborn zum Ämtsgerichts- 
bezirk Sulzbach. 
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Außerhalb der Tagesordnung haben um’s Wort gebet ' 
Martin,Dr.Sender, Reinhard und nn enasten die Herren 


| Ich erteile zunächst dem Herrn Abgeordneten Nartin 
das Wort! 


5. Martin (2): Meine Herren! Der 1.April 1926 bedeutet wegen des 
Regierungswechsels einen Narkstein in der Geschichte der Ent- 
wicklung des Saargebietes. Er kann zu einem Wendepunkt werden. 
Darum erachten es die Fraktionen des Landesrates für angebracht, 
Zor Eintritt in die Tagesordnung zum Wechsel in der Regierung 


ung zu nehmen. Im Namen der Zentrumsfraktion habe ich for 


abzugeben: 


| " In dreifacher Weise hat der Versailler Vertrag, 
die heutige große Staatsbibel a die bestehenden 
Verhältnisse des Saargebietes geändert. Er brachte für 
Deutschland erstens den Verzicht des Eigentums auf die 
ohlengruben; zweitens den Verzicht auf die Souveräni- 
tät für eine gewisse Zeit und drittens,dafür eine hege- 
Tune für eine endgültige staatliche Rechtsordnung nach 


. ‚Der $ 45 des Vertrages spricht Frankreich das voll- 
gängige und unbeschränkte Eigentum an den Kohlengruben 
des »gargebietes zu mit dem ausschließlichen Ausbeutungs- 
recht,frei von lasten_ und Schulden. Der Wert der Kohlen- 
4 2 A durch die NReparationskommission festgesetzt 
und Deutschland in der Abrechnung gutgeschrieben. 


"Dieser Übergang auf den französischen Staat ist 
ein rein bürgerlich-rechtlicher Vorgang, bei dessen Be- 
' urteilung bürgerlich-rechtliche Begriffe über die Bedeu- 
tung und Wirksamkeit rechtsgeschichtlicher Willenser- 
klärungen mit maßgebend sein müssen." 
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Der Zweck der Abtrennung ist ausdrücklich genannt. 
Er ist ein doppelter:l) die Kohlengruben des Saargebie- 
tes sollen ein Ersatz darstellen für die in Nordfrank- 
reich zerstörten Kohlengruben; 2) als Teilzahlung für 
die Kriegsschuld gelten. 


Nachdem wir den Versailler Vertrag anerkannt ha- 
ben, haben wir niemals auch nur den Versuch gemacht die 
Legalität des französischen Eigentumsanspruchs auf die 
Saargruben anzutasten. Wir werden das auch in Zukunft 
nicht tun,aber wir wagen doch,die bestehenden Verträge 
zu überprüfen,da der Versailler TaEhog selbst eine 
solche PERSREO VB0 Änderung unhaltbarer Bestin- 
mungen vorsieht. Überprüfen wir nun den Zweck der 
ereignung,so ergibt sich folgendes: Erstens ‚die »aar- 
kohlengruben sind heute kein Ersatz mehr für die in 
Nordfrankreich zerstörten Kohlengruben,denn diese. sind 
wieder hergestellt und haben ihre Friedensförderung be- 
rents überschritten,zweitens,als leilzahlung auf die 
Miedergutmechung ‚wollen wir Sie auch heute noch gelten 
lassen,wobei wir uns aber srlauben,zum Ausdruck zu 
bringen,daß die ?chlußrechnung schon heute vollzogen 
werden könnte ,wobei ein gewisser Erlös als Ausbeutungs- 
gewinn für 15 Jahre wohl mitverrechnet werden könnte. 


Die 


RE 


IE 


> 
nn 








Die Übereignung der Kohlengruben an Frankreich 
brachte auch eine neue zwischenzeitliche staatliche 
Rechtsordnung insofern, als Deutschland zugunaten des 
Völkerbundes auf die Regierungsgewalt des saargebietes 

. verzichtet hat, und zwar auf 15 Jahre. Die Anderung der 
c 


staatlichen Rechtsordnung ist nach vierfacher Richtung 
hin begrenzt: | 


1) die Rechtsordnung ist zeitlich auf 15 Jahre 
begrenzt; 


2) sie ist örtlich begrenzt auf das genau unrissene 
Saarbeckengebiet; f 


3) sie ist moralisch begrenzt durch die Treuhand- 
verpflichtung; 


4) sie ist rechtlich begrenzt durch die neue zeit- 


weilige Staatsrechtsordnung, Kapitel 2 der Anlage. 


Auch der Zweck des Hoheitsverzichtes Deutschlands ist 
ausdrücklich formuliert mit folgenden Worten: 


"Um die Rechte und des Wohl der Bevölkerung zu 
Sichern und Frankreich ia N Freiheit bei der 
Ausbcutung der Gruben zu verbürgen (Artikel 46). " 


‚Weil die ungehinderte Ausbeutung der Gruben bei evtl. 
Streitigkeiten zwischen Frankreich und Deutschland gefährdet 
erschien, wurde Deutschland ausgeschaltet und eine I[reuhand- 
regierung eingesetzt. Die Aufer eEunE Saner zeitweiligen Iren- 
den Regierungsgewalt ohne sofortige Befragung der Bevölkerung 
hätte den NWilson’schen SrundBärEon widersprochen,denn nur zum 
Zwecke einer Be TORE der Nechte und des Wohles der Bevölke- 
. rung war die neue zeitweilige Hechtsordnung für sich allein 
nicht gedacht.Darım mußte die BEER für einen späteren 
Ben zunkt ins Auge gefaßt worden. Das bedeutet wohl der Aus- 
druck: die Rechte und die Wohlfahrt der Bevölkerung zu sichern. 


‚Die beiden Zwecke, nämlich die Verbürgung der vollen 
‚Freiheit bei ..der Ausbeutung der Gruben durch Frankreich und 
die Sicherung der Hechte und des Wohles der Bevölkerung las- 
sen Sich nun, wie die Praxis beweist,kaum miteinander verein- 
baren. Die wichtigsten Hude a a Rechte der Bevölke- 
rung,das Hecht der Teilnahme an der Gesetzgebung und die Ver- 
antwortlichkeit der Hegierung Bene dem Volk, sind ohne 
Zweifel ganz beseitigt oder stark eingeengt worden. Und das 
ist es, was das Volk an der Saar kaum zur Ruhe kommen läßt. 
Es erträgt willig die ie Mail Gruben an Frankreich. 
Aber die neue zwischenzeitliche Rechtsordnung mit ihrer vier- 
fachen Begrenzung führt zu dauernden Reibungen zwischen Re- 
Be rune und Volk. Sie brachte uns all die Rechtsbeschneidungen, 

ollplakereien und Steuerbeschwerden, unter denen wir So schwer 
eiden. Insbesondere ist die ee Moe Wohles gegenüber 
der Sicherung des Ausbeutungsrechtes der Franzosen etwas in 
den eg ee Aus diesem Grunde würden wir es be- 
rüßen,wenn die Regierungskommission, die zwar die Freiheit 
ei der Ausbeutung der Gruben durch Frankreich sichergestellt 
hat, sich nun der Sicherung der Hechte und des Wohles der Be- 
| völkerung mehr annehmen würde, oder auch überlegte, wie die 
bestehende Spannung ganz beseitigt werden könnte. 


Zuruf: Seh ichtie !)" 
(Zuru ehr richtig !) riet 
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Bezüglich der endgültigen staatlichen Rechtsordnung des Saar- 
gebietes wird durch den Artikel 47 festgelegt,was nach 15 Jah- 
ren zu geschehen hat. Der Zweck ist der: Um zu gebührender 
Zeit die dauernde Rechtslage des Saargebietes im Einklang mit 
den Buchen der Bevölkerung zu ordnen. Wenn der wirtschaft 
liche Zweck der Abtretung der Gruben der einzige Zweck der 
BRMEBS Ran terepis rung wäre,dann müßte_der frühere Zustand ,al- 
so die Rückkehr des Saargebietes zu Deutschland nach 15 Jahren 
automatisch eintreten. Daß dem nicht so ist,soll keine Strafe 
bedeuten,wie aus den Noten der alli erten Regierungen er- 
sichtlich ist. Was ist also der Grund, der Bevölkerung die 
Möglichkeit zu BRbED, eine andere Rec en zu wählen,wenn 
die frühere Bee, tslage nicht gewünscht würde”? Das erhellt aus 
dem Buche des Professors Haskins, des amerikanischen Beige rd- 
neten des Sachverständigenkollegiums,der den ext der Saa_ge- 


bietsbestimmungen auszuärbeiten hatte. Er sagt in seinem Buche: 


" Wenn man die Bevölkerung gefragt hätte,würde sie zweifellos 
für das Verbleiben bei Deutschland gestimmt haben. Wenn also 
eine sofortige Volksabstimmung,die an sich allein den Wilson- 
Schen Grundsätzen des Selbstbestimmungsrechts entsprochen hät- 
te,nicht vereinbart wurde,so geschah es lediglich deshalb, 
weil zur damaligen Zeit der Wille der weitaus überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung unter der deutschen Staatsgewalt zu 
bleiben, feststend, dieser Wille aber mit Rücksicht auf die 

usbeutung der Gruben durch Frankreich auf 15 Jahre hinsicht- 
lich der Ausübung der Regierung gewissen Beschränkungen unter - 
worfen werden sollte. Ob der Wille nach den 15 Jahren der 
zeitweiligen Regierung derselbe geblieben sei,sollte im lege 
der Volksabstimmung nachgeprüft werden." 


Nun meine Herren, da aber der Wille der Bevölkerung 
nach 15 Jahren noch der gleiche sein wird wie damals,als der 
‚Friedensvertrag ausgearbeitet wurde,so ist nicht einzusehen, 
warum bei Wahrung aller Eigentumsrechte Frankreichs auf die 
Daargruben diese Abstimmung nicht schon heute vollzogen wer- 
den kann,zumal dadurch die zeitweilige staatliche Kechtsord- 
nung, die soviel böses Blut macht,beseitigt wäre. 


Es kann nicht Aufgabe der Regierung sein, von Sich 
aus diese lösung anzustreben, denn als Treuhänderin des Völ- 
kerbundes hat sie in erster Linie dafür zu sorgen,daß die 
Ausführung des Versailler Vertrages richtig vorgenommen wird. 
Wenn aber von Seiten der Fraktionen diese vorzeitige Lösung 
erstrebt wird, weil die neue zeitweilige staatliche Kechts- 
ordnung ihr unerdräglich dünkt, dann sollte sie sich nicht 
sträuben,die Vorsch ge der politischen Parteien wohlwollend 
zu beurteilen und im Interesse des Wohles der Bevölkerung 
dem Völkerbund zu raten, Schluß zu machen mit einem Unter- 
nehmen,das zum Abbau überreif ist. Das ist der_große Wunsch 
meiner Fraktion und meiner Partei an die neue Regierung. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Bis diese a ee 2 Abstimmung erfolgt IA) meTiangen WEF 
eine mildere Auslegung der zwischenzeitlichen Rechtsordnung. 
Insbesondere hat meine . Fraktion der Regierungskommis- 
Sion folgende Erklärung und Wünsche zu unterbreiten: 


Wir wiederholen nnsere früheren Erklärungen,daß wir 
aufrichtig bereit sind, mit der Regierung Hand in Hand zusam- 
men zu arbeiten. Dabei setzen wir voraus,daß sich die neue | 

gierungskommission einzig und allein in allen ihren Entschei- 
dungen und Maßnahmen von der ihr vom Völkerbundsrat auferleg- 
ten Pflicht leiten läßt,keine anderen Aufgaben und Interessen 


ZU 
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zu kennen,als die Sorge um .das Wohl der Bevölkerung. Wir geben 
uns der Hoffnung hin,daß eine grundlegende Anderung in der 
Politik der Regierungskommission eintreten wird. Für die Zu- 

nft stellen wir von den mehrfach erhobenen Forderungen fol- 
gende als besonders wichtig auf: 


A. In politischer Beziehung. 


1) Die maßgebenden Ressorts der Zentralverwaltung des 
Baargebietes bleiben nicht mehr in Händen von Ausländern. 
Auch jemmt noch verfügen die Franzosen über den größten 
Teil der gesamten Nachtmittel der perierung. Diese Rege- 
lung steht im „ae rapruch mit der Pflicht der Neutralität. 
Wir bedauern sehr,daß das Uineralsckrstariat wieder in 


y«ıl' 


dir Taxı Ines Ausläusers Braßiuch IST. 


2) Alle Auspahmegesetze, so die sogenannte zweite Not- 


zo ranung und die gemilderte Streikpostenverordnung wer- 
den aufgehoben. 


3) Die französischen Schulen werden auf die französi- 
schen Kinder, die sich im Daargebiet aufhalten,beschränkt. 
a5 Dezemat für den fakukativen französischen Unterricht 
muß verschwinden. 


4) Das französische Militär wird in kürzester Zeit »„nt- 
fernt. Die Regierungskommission hat selbst ın ıhrem letz- 
ten Bericht an den Völkerbund ausgeführt ‚daß tausend 

endarmen in normalen Zeiten zur Aufrechterhaltung von 

ıhe und Ordnung genü en. Obwohl wir überzeugt sind,daß 

: diese Zahl als übermä ie groß angesehen werden muß,so hät- 
te mindestens in logischer Konsequenz der eigenen Ausfüh- 
rungen des Berichtes vom 31.März ds.Js. der vollständige 

Abzug der französischen Truppen beginnen müssen.da an 

‚ diesem Tag die Zahl 1000 erreicht war. 


im 
ID 
Au 
10 
S 
Ib- 
< 
N’ 
Er- 
I® 
5 
2 
A. 
a3 
o 
r 
R 
gı' 
a 
= 
' Ku) 
5 > 
Lu) 
&, 
N 
n4 
un 


5) Die Gutachten des Iandesrates müssen zur Grundlage . 
der von der Regierungskommission zu erlassenden Gesetzes- 
Anderungen angenommen werden. Dem Landesrat wird einge- 
räumt: Delbstwahl des Präsidenten, Selbstbestimmung der 
‚Geschäftsordnung, das Recht der Initiativanträge ‚das _Bud- 
Bevrecht, Fetitionsrecht und das Hecht der Immunität.Diese 

orderungen sind mit dem Saarstatut vereinbar. 


6) Das System der Zenymdenez Listen wird bei politischen 
Wahlen des Saargebietes eingeführt und das passive Wehl- - 
recht bei den Wahlen zum Landesrat auch auf diejenigen 
deutschen Saarländer ausgedehnt wird,die nicht im Saarge- 
jet geboren sind. | 
ch muß bei diesem Punkte etwas ausführlicher ver- 


weilen und gestatte mir, einen besonderen Antrag einzu- 
bringen. 


IRRE 
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| " Die bei den politischen Wahlen der letzten Jahre 
gemachten Erfahrungen Be bewiesen,daß das von der Re- 
Sıerungskommission im Vaargebiet gegen den Widerspruch 

er Parteien eingeführte System der freien Listen den de- 
mokratischen Grundsätzen und den allgemeinen Interessen 
Schädlich ist. Nicht der Wille einer überragenden Wähler- 
mehrheit bestimmt bei einem llahlvorschlag diejenigen 


Volksvertreter 
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Volksvertreter, die tatsächlich in die Körperschaften gewählt 
werden,sondern das Torgehen gerinstüginer. ruppen. Nach dem 
freien Listensystem ist es möglich, daß sich ein einziger 
Eigenbrödler gegen den klar ausgesprochenen Willen von 
10.000 Wählern durchsetzt, und es kann durch eine große An- 
zahl von Beispielen belegt werden, wie einige Wenige_den Nil- 
len einer Erkeigin Da Wählerschar durchkreuzt haben. Ein der- 
artiges System widerspricht den demokratischen Grundsätzen. 
Eine jede Partei legt vor allen Dingen Wert darauf,daß die 
aus verschiedenen Ständen und Gegenden Gewählten auch tat- 
sächlich mit einem Mandat betraut werden ,die auf dem Wahlvor- 
Schlag an erster Stelle stehen und die vermöge ihrer Fähig- 
keiten und ihrer Sachkenntnis am BELESeR ger Zone! sind,dem 
Wohl der Allgemeinheit zu dienen. Das wir aber verhindert 
durch Einführung der gebundenen Listen. Wir richten an die 
Regierungskommission die Forderung,die gebundenen Listen für 
sämtliche politischen Wahlen einzuführen. Zugleich Eaeat ragen 
wir, daß das passive Wahlrecht für die Wahlen zum Landesrat 
auch auf diejenigen deutschen Saarländer ausgedehnt wird,die 
nicht im Saargebiet geboren sind. 


B. In wirtschaftlicher Beziehung. 


Sämtliche Gesetze und Verordnungen,die mit Rücksicht 
auf französische und nicht rein saarländische Wirtschaftsin- 
teressen entstanden sind, werden aufgehoben. Hierzu pe 
insbesondere die Steuergesetze, die auf eine Angleichung an 
das französische ge hinauslaufen. Möglichst weite 
Zollerleichterungen im Verkehr mit dem deutschen Wirtschafts- 

ebiet werden geschaffen. Eine scharfe Kontrolle wird einge- 
ührt zu dem Zwecke,deß sämtliche Zolleinnahmen von Naren, 
die für das Saargebıet bestimmt sind,tatsächlich auch dem 
Beafgebie! zugute kommen. Eine Revision und sozialere Umge- 
staltung des gesamten saarländischen Steuerwesens wird vor- 
Emmen. Die französischen Bergwerke des Saargebietes wer- 
en zu einer gerechteren Steuer herangezogen. 


Eu - er 
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| Zur Behebung der Wohnungsnot werden geeignete Mittel 
2 Wege gesucht, damit die Zwangswirtschaft beseitigt werden 
nn 


“ Die Regierungskomission wird ihren gesamten Einfluß 
aufwenden,damit bessere Lohn-und Gehaltsverhältnisse ım DAaT- 
gebiet geschaffen werden. 


Das Schlichtungswesen und das Gesetz über den Achtstun- 
dentag wird ausgebaut. In Anpassung an die deutschen Bestim- 
mungen wird den Arbeitnehmern ein NMitbestimmungsrecht im Ar- 
beitsprozeß und im Betriebsleben gewährleistet. | 


Er 
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. In sozialer Hinsicht werden unverzüglich energisch 
Schritte unternommen, um den zahlreichen Versicherten des 
Saargebietes zu helfen, und sämtliche leistungen der deut- 
schen Regelung angepaßt. 


Des Kneppschaftswegen mit den Bestimmungen des Neichs- 
knappschaftsgesetzes in Übereinstimmung gebracht win. 


Den Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen der im Krie- I 
ge Gefallenen wird größere Sorgfalt zugewendet. E 


Da 











BERN. 


._..,Pa nunmehr die Abteilung für Sozialversicherung Herm 
Minister Koßmann untersteht, erwarter meine Fraktion von ihn, 
daß er zu ihrem Leiter einen Deutschen beruft,der sowohl in 
der Sozialversicherung zu Hause ist, als auch das notwendige 
soziale Verständnis für die Erfordernisse der heutigen Zeit 
und die berechtigten Wünsche der Arbeitnehmer hat. 


Angesichts der augenblicklichen Lage im Wirtschaftsleben 
erachtet es meine Frektion als ihre Pflicht,auf die unhaltbare 
' Lohngesteltung der Arbeiter in den meisten Großbetrieben hin- 

zuwelsen. Die seit Wochen laufende Iohnbewegung in der Croß- 
industrie,dem Bergbau und den staatlichen Betrieben hat noch 
nirgends zu einem positiven Ergebnis geführt. Ein Betriebs- 
zweig versteckt sich hinter den anderen,keiner will voran- 
Be und eine ausreichende Iohnerhöhung gewähren. Während 

er langen unfruchtbaren Unterhandlungen leidet die Bevölke- 
rung weiter Not, Wenn nicht bald eine ausreichende Iohner- 
höh bewilligt wird,dürfte es nach allen Anzeichen zu einer 
Entladung kommen,wie wir sie an der Saar noch nicht erlebt 
haben. Unsere Mahnung von dieser Stelle richtet sich nicht nur 
an die BARS TOnE Solar alle Unternehmer ‚seien es deutsche 
oder französische. Die Regierung und alle Unternehner seien 
be denn alle Zeichen deuten auf Sturm. Wir geben uns 

er Hoffnung hin,daß diese unsere Stimme an dieser Stelle 
nicht überhört wird. 


Br av SR ara, 
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Vorsitzender: Nas Wort hat der Herr Abgeordnete Dr.Sender! 


Abg. Dr:Sender (SP): Meine Herren! Es ist vorhin ein Antrag der 


kläre, deß wir ihm in vollem Umfange zustimmen. Der Än- 
trag,den zweifellos Herr Reinhard noch verlesen wird 
lautet dahin:" Die durch den Völkerbundsrat ernannte Re- 
Er uBe besitzt nicht das Vertrauen des landesrates." . 
ir beschränken uns darauf,diesem formulierten Antrag bei- 
zustimmen,ohne daß wir auf die Begründung der Kommunisti- 
schen Fraktion näher eingehen. In der Begründung sind wir 
etwas freundlicher als Sie jzu den Kommunisten). Wenn Sie 
aber neugierig sind, diese Begründung zu hören,so hören 
' Die bitte auf die Begrüßungsensprache ‚die ich noch zur 
Verlesung bringen möchte. Ich denke mir diese Begrüßungs- 
ansprache weniger in Form eines Heferats,sondern mehr in 
Gestalt eines Spazierganges mit den einzelnen Regierungs- 
mitgliedern durch den Kreis ihrer Aufgaben. Ich möchte 
allerdings davon absehen,den Blütenkranz der alten For- 
derungen und Anträge zu verlesen, wie es Herr \artin ge- 
tan hat. Ich glaube nicht ‚meine Herren, daß die Hegie- 
rungsmitglieder ein so Schlechtes Gedächtnis haben ‚daß 
sie die zu Autzenden Malen eingebrachten Anträge nicht 
mehr in Erinnerung hätten. Ich habe auch etwas Mitleid 
mit den Herren der Hegierung, weil ich glaube ‚daß die __ 
Massenanträge ‚wie Herr Nartin sie verlesen hat,sicherlich 
zum Erstickungstod der einzelnen Regierungsmitglieder | 
führen würden. Es ist selbstverständlich, daß die Anträge, 
die verlesen worden sind,den einzelnen Herren Regierungs- 
mitgliedern in vollem Umfange bekannt sind. Das soll kei- 
ne Kritik sein an der Art und Weise, wie Herr Wartin die- 
se Anträge verlesen hat,das liegt mir vollständig fern, 
denn die meisten sind unsere Anträge. Und Sie werden ver- 
stehen,daß ich gegen unsere eigenen Anträge Keine Kritik 
üben werde. Ich meine damit nur folgendes,ich will damit 
sagen, daß es eigentlich ein Hohnlächeln bedeutet für die 
Rechte des landesrates,für die ganze el des Landes- 
rates,daß es überhaupt Herr Kiefer,notwendig ist,diesen 
Regierungsmitgliedern immer dasselbe vorzutragen. 


ommunistischen Fraktion verteilt worden, von dem ich er- 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Es ist aber immer wieder 
notwendig. 


Deshalb habe ich zu meinen ge laubt,daß durch die Nassen- 
anträge einige Regierungsmi Blieder einen plötzlichen Er- 
stickungstod erleiden. Ich nehme an ‚daß Sie jetzt beru- 

higt sind,Herr Kiefer! 


Meine Herren,um nun zu dieser grenung speziell 
zu kommen ,‚gestatte ich mir folgende Ausführungen: 


Die letzte Tagung des Völkerbundes offenbarte 
eine der schwersten Krisen dieser Institution. Diese Krise 
war gefährlicher als zur Zeit des von Mussolini ersehnten 
Korfukonfiiktes. Es steht fest,daß Deutschland vor den 
Toren des Völkerbundes steht. Schon diese Tatsache mußte 
für die Lösung der Seargebietsfragen, die in Genf behan- 
delt wurden,eine vemachlässigende Behandlung, jedenfalls 
eine besondere ErecEee Zu im Gefolge haben. Der Nicht- 
eintritt Deutschlands in den Völkerbund bedeutete nämlich 
freies Spiel unbehinderter Gegenkräfte auch für Saarge- 
bietsfragen, insbesondere auf faszistischem Nährboden. Ich 


ons HT N 


SAyanag ayasıyda 


_ . En 








-y 


> 
In 








Er 
ae 


4 


bin der Meinung,daß der Eintritt Deutschlands in den Völker- 
'bund in den Saargebietsfragen nur zu einem Be ringtügi en Fort- 
schritt geführt hätte. Die Sozialdemokratie betrachtet die Er- 
folgsmöglichkeiten für BaR TBB SESBIR N in der gewohnten nüch- 
ternen Weise. Es ist daher für die. Sozialdemokratie die Er- 
kenntnis weder überraschend noch entmutigend,daß die alte Re- 
re ksaesion aufs neue stabilisiert worden ist, und die 
offnung auf einen Systemwechsel, die schon in der Presse zum 
Ausdruck kam,nur außerordentlich gerinzfügig sein kann. 


| Meine Herren! Für die Regierungskommission sind neue 
Männer nicht erkoren worden. Ich stelle fest,daß nur einer _ 
von den alten das land verlassen hat. Es kam dadurch ein wenig 
Durcheinander in die einzelnen Ressorts (der Herr Staatskom- 
missar wird es verstehen),sonst ist nichts geschehen. Man kann 
hier den lateinischen Satz zugrunde legen,welcher übersetzt 
heißt: "Es gebären die Berge und geboren wird ein winziges 
Möuslein. | RER 
Die Präsidentschaft ist in die Hand eines Mannes ge- 

langt,den die Sozialdemokratie nicht so sehr gut kennt,dessen 
Bemendiehe Freundlichkeit aber die Sozialdemokratie nicht ver- 
ennen möchte ‚dessen Mentalität aber,sein BaRSE Gedankenkreis 
sich deckt mit demjenigen des Bürgertums. Wir kennen den neuen 
Präsidenten nur als denjenigen Mann, der insbesondere für das 
Proletariat in der Vergängenheit Steuerr auf Steuern gehäuft 
hat und jetzt in diesem Augenblick als ur seines Finanz- 
ressorts ein angeschwollenes Steuerbündel hinterlassen hat ‚das 
bis tief in Handel und Gewerbe hinein "ntrüstungen und Proteste 
massenweise BERFOS* het. Herr Stephens ist der Präsident,der 
bei der ersten entscheidenden Kardinalfrage bei der Wahl des 
Generalsekretärs mehr an den Ruhm Englands dachte als an das 
Bedürfnis der Saarbevölkerung und der dann im ee In Ruhm 
Englands vernachlässigte und verga' und sich schließlich fran- 
zösischen Wünschen beugte. Die bürgerliche Presse des Saarge- 
bietes war vor der Wahl des Herrn Stephens in einer recht hei- 
teren Begrüßungsstimmung und versetzte dem freundlichen Prä- 
sidenten der Zukunft schon damals heiße Willkommensgrüße auf 
seine Wangen. Jedenfalls war damals die heiße Begrüßungsstim- 
mung festzustellen. Man hat aber nicht immer im Leben Erfole. 
Dieses heiße Temperament hat anscheinend wenig lLeidenschaft- 
lichkeit erzeugt, denn Herr Stephens akzeptierte nicht das 
freundliche Verlangen der bürgerlichen Parteien,meinen sehr 
neren Herrn Kollegen levacher zum Generalsekretär zu 


(Zuruf des Herrn Abg.Levacher: Das ist niemals verlangt 
worden,mein sehr verehrter Herr Kollege Sender! 


- Heiterkeit !- 


Ich darf Ihnen verraten,daß dies die Frankfurter Zeitung ge- 
bracht hat. Lieber Herr Levacher, ich habe gegen Sie nicht das 
eringste und hätte Sie viel lieber gesehen, als den jetzigen 

Generälsekretär. 


(Zuruf des Herrn Abg. Becker: Sie wären auch dazu gesie- 
net! 
Es freut mich Ihr Kompliment. Ich habe dazu keine Zeit. 
Herr Stephens hat die Schlacht gegen Herrn Morice ver- 
loren und ich kann weiter feststellen, beim ersten Ireffen mit 
diesem Manne wich die Kraft vom obersten Landesvater,dem ich 
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von ganzem Herzen die von mir bewunderte Energie der Landes- 
mutter wünschen möchte, | 


-— Heiterkeit ! - 


Herr ‚Stephens muß das Saargebiet endlich einmal aus jahre- 
langer Defensive heraus zu positivem Aufbau führen, und er 
muß die Kühnheit der Feststetlung einmal wagen,daß es nun 
einmal genug ist mit der Schonung des französischen Prestiges. 
Der kindruck saarländischer Etappenwirtschaft muß endlich | 
einmal verschwinden. Das lebensunfähige Biland muß seinen na- 
türlichen Wiederanschluß erhalten. Das ewige internationale 
Handeln mit unseren Wünschen,Rechten und T'reiheiten muß auf- 
hören. Es deskreditiert uns den Völkerbund. Der aufgeblähte 
Beamtenapparat des Saargebietes und der lächerlich aufgebausch- 
te Aufbau des Gendarmeriekorps atmen nicht die Luft eines 
Völkerbundes, wie sich ihn die Sozialäumokratie vorstellt. 

Die jahrelange Entfernungskomödie des Militärs muß noch in 
diesem Jahre zu Ende gespielt werden. Ein so legerer Nann 

wie unser Präsident mächt sich Schlecht als oberster Befehls- 
haber der französisch-saarländischen te Also 
fort mit dem Militär und heraus mit den Kasernen für die woh- 
nungslose eg Fort auch mit der Dunkelkammer veral- 
teter Divlomatie in der Negierungskommission. Möge bei dem 
neuen Präsidenten ea vo Ts Rnergie das Maß persönlicher 
Freundlichkeit erreichen.möge er der Herkules des Saargebietes 
werden. Und wenn Herr Stephens des Saargebiet in jenes Pare- 
dies führen will, das vor Jahren bombastisch verkündet wurde, 
wenn er uns herrlichen Zeiten enigegenführen will, um mit 
Wilhelm von Hohenzollern zu reden, dann möge er in Herrn 
Morice statt eines Saulus einen Paulus finden. 


Die Sozialdemokratie sieht in dem Herrn Morice bis 
heute noch den Generalsekretär der Vergangenheit mit seiner 
ran ie politischen Belastung. Sie kennt ihn noch als den 

tschöpfer mancher Unterdrückungsverordnung,die der Neffe _ 
Morice gemeinsam mit dem Oheim Hault dem französischen Annexi- 
onismus als Opfer darbrachten. Das scharfe Auge des frischge- 
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backenen Ministers wird wohl gesehen haben oder schen müssen, 
daß der Annexionismus nicht mehr in denn ist,daß_ der 
Oheim über ihn stolperte ‚daß das französische Kapital den Ge- 
Schmack an den Geschäften des Saargebietes verloren hat und _ 
die Gruben vei der Weltwirtschaftslage keinen ellzugroßen Reiz 
mehr auf Frankreich ausüben. Es wird für ihn eine historische 
Tat sein,leise und sacht Cie Loslösung Frankreichs vom »aar- 
gebiet zu beginnen ,denn Frankreich wird ihm eines Tages Dank 
Schulden für die ersparte Blamage einer Volksabstimmung und 
für den schonenden Eee 'enes Ungetüms von Annexionismus,der 
in den verrückten Köpfen cer Nationalisten aller A ala 
und den auch die Politik des "bloc national” im Saargebiet 
estimmt hat. Herr \orice wird als guter Franzose,da er nicht 
blind ist,erkennen können,daß auch die Lüge des Versailler 
Vertrages aus der Bevölkerung an der Saar keine geeignete 
Völkerbundsprobiermamsell,geschweige denn ein leicht knetbares 
Annexionsmateriai schaffen konnte, Die Aufgaben des Völker- 
bundes bestehen meiner Neinung nach überhaupt nicht in solchen 
xperimenten. Sein Marsch soll die Yelt auf die neuen Wege 
zur Kraft und Schönheit führen. Wenn Herr Morice ein aufrich- 
tiger Völkerbundsmann is; oder werden will,wird er im Geden- 
en an die Geschichte eines Landes Respext vor unseren Menschen- 
rechten haben müssen, dann wiıcd er Sn frei machen können 
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von den Fesseln und. Verbindungen der Vergangenheit,dann kann 
das Vertrauen,das wir jedem ehrlichen Treuhänder entgegen 
bringen und das auch jeden ziert,auch für ihn ein ehrendes 
indenken in der Geschichte schaffen. Also meine Herren, der 
seneralsekretär Morice ist tot,möge der Minister Morice sich 
bei dem PRegräbnis des Generalsekretärs Morice beteiligen. 

as Herr lambert anbetrifft,meine Herren, so stehen 
wir diesem Herm kühl bis ans Herz gegenüber. Er ist eigent- 

ich Inventar der Regierungskommission geworden,nachdem er 
geglaubt hat,seine Ansprüche auf den Präsidentenposten durch 
sein Dienstalter begründen zu können. Das Dienstälter ersetzt 
nicht immer den guten Wilien. Mit seiner Tüchtigkeit und sei- 
nen leistungen konnte Herr Lambert den Anspruch nicht begrün- 
den,denn ich stelle fest,daß tausende von Arbeitern ein 

ungerdasein führen unter diesem unsozialen Manne,den keine 
Neigung der Bevölkerung ehrt. | 


Wie lauten die Ziele dieses Mannes und wie sind sei- 
ne Aufgaben, die er hier im Sagrgebiet statt in seiner Heimat 
erfüllen zu müssen he Für diesen Mann sprechen nicht die 
Interessen ,die das französische Mitglied der Regierungskon- 
mission für sein Land vorschützen zu müssen glaubt. Verlassen 
wir Herrn lambert und wenden uns zu den kulturellen Fragen. 


Im Reiche des Herrn Veszensky sind die kulturellen 
Fragen solange einer Entwicklung nicht zuzuführen,als der 
Nottonismus als ein schwarzer Geist umgeht. Das Jahr 1918 
ıst als Wendepunkt im Saargebiet auch in diesem Ressort noch 
nicht erkannt. Vielleicht ist Herr Veszensky wider seinen 
Willen nottonisiert und hat vielleicht auch noch nicht ge- 
merkt, daß unter seinem Regime wilhelminischer Schulgeist 
herrscht. Von dieser Ironie der Geschichte wird sich auch 
Herr Veszenski befreien müssen. Wir versagen ihm nicht den 
Glauben an seinen guten Willen,wir glauben,daß es notwendig 
ist,daß er nunmehr seine ganze Kraft einsetzt. Der rein kon- 
fessionelle Ausbau der Volksschule wirkt wie ein Peitschen- 
hieb gegen die,welche links vom Zentrum stehen. Meine Herren 
vom Zentrum,wie oft haben Sie gefordert,daß die deutschen 
esetze eingeführt werden sollen. Ich erinnere nich aber 
nicht ,daß Sie einmal gefordert haben,die Einführung der. 
chulbestimmungen ‚die seit 1918 im Keiche gelten. »ie müssen 
es als Ihre Pflicht betrachten ,diese 'Forderung euch zu er- 
heben. Meine Herren, auf dem Gebiet der Schule sowohl als _ 
such in einer fortschrittlichen Weiterentwicklung der Justiz 
liegt der Aufgabenkreis des Herrn Veszensky und ich möchte 
ihm nicht verhehlen, daß immer noch in der Justiz - ich sage 
ustiz und meine nicht die rechtsprechende Justiz-,sondern 
man könnte sagen,die politische Justiz,unzulässige Beein- 
flussungen vorgekommen sind. Ich denke nicht allein an die 
Zeiten des Bergarbeiterstreiks,bei welchem sich sehr oft 
ein sehr unsinniger Verfolgungseifer der Bergbehörde aus- 
wirkte. Und wenn die Bergbehörde meint, in dieser Weise vor- 
gehen zu können,dann kommen wir auch im vaargebiet auf ein 
sehr schlüpfriges Gebiet der Justiz überhaupt. Ich denke 
such an diejenigen Fälle, welche niedergeschlagen wurden, 
trotzdem sie hätten verfolgt werden müssen. In solchen Fäl- 
len denke ich an die, in denen ein französischer Beanter mit 
dem Strafgesetzbuch in Konflikt geraten ist. Herr Veszensk} 
hat Gelegenheit, das Vertrauen zu rechtfertigen,das wir ihm 
glich nicht versagen wollen. Er kann in gutem Ge- 
enken bei der Saarbevölkerung bleiben, wenn sie sich einmal 
von ihm und seinen Kollegen wird trennen müssen. Sein leit- 
| | stern 
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Leitstern muß sein:" Ios vom System nottonistischer Unfrei- 


heit und vorwärts zu fortschrittlichen Kulturzielen. 


: Ich komme nun,auf Herrn Koßmann zu sprechen. Ich 
pflege Herrn Koßmann nicht durch die politische Parteibrille 
zu betrachten. Ich will seine schwarze Brille übersehen und 
meine rote Brille ablegen,solange ich mich mit ihm beschäf- 
tige. Herr Koßmann ist geborener Saarländer und sein Ant 
sollte ih: nicht hindern dürfen,die Verbundenheit mit der 
Bevölkerung zu suchen und zu vertiefen, aus der Geheimwirt- 
Schaft der absoluten Regierungskommission heraus in die 
frische luft einer je ger He mit der Bevölkerung und des 
desrates herauszutreten. Die Vermehrung des Ressorts des 
Herrn Koßmann um die Abteilung für Sozialversicherung steckt 
ihm das hervorragende Ziel, "Ängliederung an die deutsche So- 
zialversiche . Die ae bedarf des Ausbaues 
in einem Maße, daß die leistungen dieselben werden, wie im 
übrigen Deutschland. Wir stimmen dem Zentrumsantrag bei,daß 
die kung der’ Sozialversicherung UBRDRERSIE und sozial- 
fortschrittlich eingestellt wird. An die Spitze dieser Abtei- 
ung gehört ein kenntnisreicher Mann und sölche haben wir im 
Daargebiet Eonleend, Weiter ist die Aufgabe des Herrn Koß- 
mann das Arbeitsrecht in großzügiger Weise auszubauen. Herr 


 Koßmann wer Präsident des Landesrätes und der ehemalige Prä- 


sident des landesrates muß der übrigen a erg 
durch eine persönliche Vertretung seiner Vorlagen im Landes- 
rat mit gutem sapiel vorangehen. Er spricht genau so gut 
deutsch wie unser Herr Staatskommissar. Ich würde bedauern, 
wenn der Herr Staatskommissar unser Gebäude verlassen würde. 
Hoffen wir, daß unsere Anregung diesmal richtig verstanden . 
wird. Herr Koßmann war eines Tages Abgeordneter des deutschen 
Reichstages und dieser ehemalige Abgeordnete des deutschen 
ae mu£ der Führer werden in der re de der 
arlamentarischen Rechte des landesrates umsomehr,als ich 
erm Koßmann als einen aufrichtigen Republikaner ansehe. 


‚,Herr Koßmann muß sich deshalb weiter einsetzen für 
die Beseitigung der jammervollen Beschneidung des passiven 
Er rochts und die schikanöse lächerlichkeit der Streichungs- 
listen. 

Allen MB erungeni beliedern geben wir. noch eins 
etwas persönlich ethisches mit auf den Weg,daß wir Sozial- 
demokräten wenig Verständnis für die Steuerfreiheit der best- 
bezahlten und höchsten Würdenträger des Saargebietes_ haben. 
Wir sind auch weiter der Überzeugung,daß dieser komplizierte 
Verwaltungsapparet sich einmal ruinös auswirken wird,und da 
deshalb seitens der Regierung der Gedanke sofort erwogen wer- 
den muß, ob es nicht ratsam erscheint, bei dem Völkerbund 


. von Seiten der Regierung, unterstützt durch den Landesrat,den 


Antrag zu stellen,die ER Verwaltungskosten für das 
eebiet auf den Völkerbund zu übernehmen. Meine Herren, 
wer xperimente macht mit einem Gebiet wie dem Saargebiet, 
der soll diese Experimente auch bezahlen. Das Saargebiet ge- 
bährdet sich wie ein Staat,ist aber kein Staat und kostet 
soviel wie ein Staat. 


(Zurufe: Sehr gut !) 


Mit dieser embryonalen Erscheinung im völkerrecht- 


‘ lichen Sinne, im völkerrechtlichen leben,oder wie ich Auch 


sagen kann, mit diesem staatlichen oder staatenlosen Waisen- 
kind muß es ein Ende nehmen. Wenn auch der außenpolitische 
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und innenpolitische Druck sanfter ausgeübt wird wie bisher, 
behutsamer,vorsichtiger,so wächst auf der anderen Seite das 
Gespenst der Inflation im Saargebiet und damit das Gespenst 
der nochmaligen Verelendung der Arbeiterschaft und auch gro- 
er leile des Mittelstandes. Und deshalb ist die Warnung des 
erm Martin durchaus berechtigt. Ich darf sie nochmals kurz 
zusammenfassen in die Worte:" Es brodelt hier im Saarkessel!" 


. Wir rufen der FKegierung zu:" Oaveant consules" -Mö- 
gen sich die (Consulen hüten! 


( Bravo- Rufe !) 
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Vorgitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard! 


\bg. Reinhard (XP): Meine Herren! Ich glaube, wenn die neue Saar- 
r regierung heute hier zuhören könnte,dann wäre sie von _den 
Reden meiner Vorgänger schon zu Tode gerührt worden. Es 
kommt mir aber so vor,als wenn die Redner der bürger- 
lichen Parteien um den Kern der Sache herumreden würden, 
wie die Katze um den heißen Brei herumgeht. Der Zentruns- 
redner hat gesagt: Der 1.April ist überhaupt ein Tag ge- 
wesen,der uns neue und schöne Verhältnisse im Saargebiet 
bescheeren sollte. Meine Herren! Nicht am 1.April,son- 
dern schon einige Tage früher haben die Entdecker des 
ee aa San Völkerbundes in Genf einen ungeheuren 
Schlag bekommen. Sie haben im Saargebiet der hungernden. 
Bevölkerung versprochen,es werden nun wieder bessere Zei- 
ten geben,es werden neue Verhältnisse kommen,das Saarge- 
biet wird nun das Land,wo Milch und Honig flıießt,die. Ver- 
einigung aller Völker steht bevor, das Himmelreich auf 
rden ist nahe herbeigekommen. Tas war so der Tenor der 
Zeitungsberichte. Und was ist BeScheBen, Es hat sich hier 
wieder erneut gezeigt,daß der Beweis erbracht ist,daß die 
Kommunisten mit ihrer on in diesem Falle Recht 
behielten. Was ist geschehen in der Frage der Ernennung 
der Regierungsmitglieder ? Sie machen sich Ihre Kritik 
leicht,meine Herren, Sie kritisieren die einzelnen Mit- 
glieder der neuen Regierung und erklären damit Ihre Mit- 
arbeit mit dieser neuen ws Frag wir haben fest- 
gestellt, die neue Regierung ist keine andere geworden, 
wie die alte. Sie ist schon zusammengestellt worden vor 
dem l.April und zwar wurde sie zusammengestellt durch den 
französischen und Bene Imperialismus. Die Saarbe- 
völkerung wird geschlossen dem Englischen und französi- 
Schen Imperialisten gegenüberstehen. Die englischen und 
französischen Imperialisten ug ps nicht zögern,um mit 
Hilfe der Zusammensetzung der Regierungskommission_sich 
Benaeitig Konzessionen zu machen. Der englische Impe- 
rialismus hat sich dadurch schon bekanntlich das Mossul- 
gebiet zugeeignet. So ist auch die Regierungskommission 
ein Produkt des englischen und französischen Imperialis- 
mus. Und da will man uns den Völkerbund in Genf als den 
und,der den Völkern den Frieden bringt,schmackhaft machen. 
Der englische Imperialismus hat von Frankreich die Kon- 
zession erhalten,und vielleicht hat auch Frankreich die 
Konzession von England erhalten,daß,wenn nun an der »aar 
ein neuer Präsident käme und Deutschland in den Völker- 
bund hineingehe ‚die Front gegen Sowjet-Rußland geschlos- 
sen werden könne. Meine Herren! TäuSchen Sie sich nicht, 
die europäische Arbeiterklasse ist auf der Wacht. Wenn 
die deutsche Regierung als Vasall wie ein getreuer Hund 
England nachläuft,so erinnere ich an den Ausspruch in der 
Kriegszeit:" Gott strafe England!" Die ee 
sion ist ein Produkt der Imperialisten. Nerr Martin vom 
Zentrum sagte vorhin Port Lan, die Kegierungskommission 
hat die höchste Aufgabe im Saargebiet zu regieren nach 34 
dem Diktat von Versailles. Meine Herren! Wenn früher ım | 
ltertum ein Volk besiegt wurde,so wurde es zusammen- | 
geführt und nach dem Siegerland gebracht,um dort zu 
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Sklaven gemacht zu werden. Heute gehen die Sieger dazu 
 über,besetzen das land,ziehen Teile der Bevölkerung zur 
Mitarbeit heraus ,und dann wird das Volk gemeinsam aus- 
ebeutet. Hier missen wir die Kritik ansetzen,denn es 
t doch keinen Zweck, Kritik zu “bag en en einzelnen 
ersonen der Negierungskommission. Eine Regierung kann 
Bump mie sie will,solange vom Völkerbund regiert wird, 
wird keine Änderung eintreten. Die Arbeiterklasse nagt 
am Hungertuch ‚der Mittelstand steht vor dem Dankerott, 
nd alles trotz der neuen a rn Suchen 

 »ie nicht ee Illusionen einzuflößen,daß 
eine neue Hegierung etwas anderes tun würde. Legen die 
einzelnen Personen der hKegierungskommission haben wir 
achte ginguwenden, denn das gind je doch nur die Träger 
esen Systems, Aber diesem System sagen wir unseren. 
schätfsten Kampf an. Wir haben der Kegierungskommission 
unsere Mitarbeit nicht anzubieten,wie es der Redner der 
entrumspartei getan hat. Wir "aben nichts anzubieten, 
als den schär.!sten Kampf. Das Farlament,das wir haben, 
hat nichts zu sagen und die Minister halten es nicht 
für notwendig in Sitzungen des landesrates zu erscheinen. 
uch Herr Koßmann nicht, meine Herren vom Zentrum. Wir, 
als Kommunisten, bringen daher folgenden Antrag ein: 


" Die durch den Völkerbundsrat ernannte neue 
Regierungskommission besitzt nicht das Vertrauen 
des Landesrates." 


Begründung hierzu: 


Die Regierungskomnission ist genau wie alle 
vorhergegangenen fommissionen einfach ‚vom Völker- 
bundsrat diktatorisch emannt worden. Die Saarbe- 
völkerung selbst wurde nicht im Geringsten darüber 
befragt. Die Hegierung übt ihrz Amtsgewalt aus,auf 
Grund ces Diktates_ von Versailles,das auch ohne 

fragung der Bevölkerung zustande kam, Das Saar- 
ebiet wird mithin unter dem Deckmantel der Demo- 


— —- 


machten ausgestatteten Kegierung nreisgegeben. " 


Meine Herren! Wir hoffen nicht, daß Sie diesem Frag Ihre 
ustimmung geben, denn die Erklämıngen des Zentrums haben 
bewiesen, daß Sie gegenteiliger Meinung sind und bereit 
Sind, mit der negierungskommission "and in Hand zu arbeiten. 


Noch 
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Noch ein Wort: Was hat die neue Hegierung eigentlich ge- 
tan? Vieles ist schon erwähnt,aber das ist nicht gesagt 
worden,daß die neue Regierung ihre Handlungen genau so 
durchführt ‚wie die vergangene Regierung und daß sie ge- 
nau So im Interesse des französischen Imperialismus ar- 
beitet und handelt wie die PR LESBNIESS : Die Zölle an 
der Saargrenze sind um 30 % erhöht worden; ebenso sind 
erhöht worden die Umsatzsteuer usw. ,ohne den Landesrat 
zu hören. Die Regierung übt also vollständig ihre Macht 
aus,zugunsten einer fremden Ausbeutungsklique. Nun, über 
die Frage der wirtschaftlichen lage der Saararbeiter 
en wir als Kommunisten keinen Vortrag zu halten. 
Der Regierung sowohl ,als den übrigen Kreisen der Schwer- 
industrie,sind die Dinge bekannt. Sie müssen nur so ar- 
beiten,wie sie auf dem Wege sind; denn der Geduldsfaden 
der Arbeiterschäft an der Saar ist schon zerrissen. Die 
Saararbeiter haben auch gesehen,daß die Vorgänge in Bern- 
kastel dazu führten, daß dort Abhilfe geschaffen wurde, 
und man braucht sich nicht zu wundern ‚wenn heute oder 
morgen im waargebiet die Arbeiterschaft zu ähnlichen 
Dingen greifen muß,um Abhilfe zu schaffen. In den kom- 
menden Kämpfen werden die Konkurrenten jedoch nicht mehr 
gegenseitig versuchen, die Gunst der vaararbeiter zu er- 
werben,wie in de vergangenen Streiks, und die französische 
Regierung wird nicht mehr im Interesse des französischen 
Imperialismus die u ge Arbeiter unterstützen, Wir 
wissen, daß die neue Hegierung, die Regierung der Schwer- 
industrie an der Saar aleich welcher Nationalität,ob 
schwarz-weiß-rot oder _Iricolore,heute gemeinsam gegen 
die Arbeiter stehen. Das ist der Unterschied der neuen 
gie . Deshalb auch die herzliche Begrüßung der __ 
Saarbrücker Zeitung,des Blattes der Schwerindustrie. Wir 
wissen also,daß wir es heute mit einem geschlossenen 
Feind zu tun haben ‚mit einem geschlossenen Feind gegen 
die Arbeiter. Das ıst das, was die Arbeiterklasse an 
der Saar auch sieht und was sie veranlassen muß,einen 
geschlossenen Feind auch eine geschlossene Mauer ent- 
avellen. ir sehen, daß sowohl die französischen 
erke,wie auch die deutschen in einen Trust zusammenge- 
zogen werden. Wir wissen,was dies_bedeutet,wir wissen, 
was die Verherriichung der neuen Hegierung durch die, 
Kreise der »chwerindustrie hier für uns bedeutet. Meine 
Herren! Die Kommunistische Partei sagt hiermit dieser 
neuen Negierung und der hinter ihr stehenden Kreise der 
Schwerindustrie,die mit dieser Regierung in der Vergangen- 
heit die ee A geschaffen haben, den Kampf an. 
Wir werden kämpfen bis zur Stunde,wo das “ebilde der 
herrschenden Klasse zerrissen wird,wo die Konstrukteure 
des Völkerbundes von den marschierenden Arbeiterbatail- 
lonen zu Boden getreten werden. Wir werden kämpien bis 
zur Stunde ‚wo die Sg ee ihre politische ‚natio- 
nale Befreiung mit Hilfe der proletarischen Klasse durch- 
setzen wird. 


(Bravo- Rufe !) 
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- 16 - | 
orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmelzer! 


bg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Die Forderungen,die wir im Ian- 
desrat erheben,sind im Grunde genommen die gleichen von ganz 
rechts bis ganz links. Sie unterscheiden sich nur durch die 
er und zum Teil dadurch,daß wir aneinander vor- 
eireden. 


| ie erste Forderung,die wir erheben, ist eine Hevi- 
sion des Vertrages von Versailles,eine Hevision des Saarsta- 
tuts, und zwar mit der PO rUBSung ‚Ind Sn Jaarstatut auf ei- 
ner Lüge aufgebaut ist und zwar ist dies die Lüge von den 
150.000 Saarfranzosen. Diese Forderung müssen wir zur Gene- 
ralforderung erheben,wenn es auch. den für das Saarstatut 
Verantwortlichen sehr unangenehm in den Ohren klingt. 


Es ist vorhin gesagt worden, es sind keine neuen 
Männer in die Hegierungskommission gekommen,es hat nur eine 
Umgruppierung stattgefunden. Das ist richtig. Aber einer ist 
gegangen und der eine bedeutete ein System. Es wäre reil2- 
voll darauf einzugehen,was dieser Mann bedeutet hat,mit 
welcher Machtfülle er geschaltet hat. Es würde zuviel Zeit 
in Anspruch nehmen. Der Mann ist für uns politisch tot.ür 
hat von seinen vigansa Lendsleuten einen Fußtritt bekommen, 
(den er auch sonst verdient hat)dafür,daß er die Geschäfte, 

die ihm autge tragen waren nicht zu Ende führen konnte, Es 
darf festgestellt werden,daß mit dem Mann ein System besei- 
tigt ist,das sich zum Unsegen des Saargebietes ausgewirkt hat. 


Wie weit die Männer in neuen Stellungen geneigt sind, 
anders zu handeln,wissen wir nicht. Ihre Begründung ist so 
ausgefallen,daß man ihnen mit einiger Reserve gegerübersteht. 
Men will abwarten,wie sich die neue Regierung einstellt. Es 
ist diesen Männern von keiner »eite . auch nicht von unse- 
‘rer Seite eine enthusiastische Begrüßung zuteil. geworden.NMan 
will sehen,was der neue Präsident fertig bringt und zu tun 
gewillt ist. Wir sind der Kipunz, ge? auf seinem Programm 
als Generalüberschrift stehen muß:" Abbau der Fremaherr- 
schaft und der ausländischen Beamten und Vorbereitung der 
Rückkehr zu Deutschland. Ich versage mir, die einzelnen For- 
derungen zu wiederholen,denn sie sind so und SO oft erhoben 
worden,daß sie genügend bekannt sein dürften. Nur einige 
möchte ich unterstreichen und besonders daran erinnern: da 
ist zuerst die Forderung auf 
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> Beseitigung des französischen Militärs". 


Von allen Parteien und Fraktionen ist die Anwesenheit des 
französischen Militärs als überi/ünn)g bezeichnet worden, 
sein Abbau muß sofort erfolgen. Die Kasernen müssen nutzbar 
rg ht werden. Zur Zeit stehen diese zum Teil leer,wälhrend 
ie Bevölke eng zusammengepferscht ist. Das kann der 
Präsident der Regierungskommission aus eigener Machtvollkom- 
menheit tun, und sich dabei auf seinen Vorgänger beruren. 
Wenn wir früher darauf hingewiesen haben,daß der Fräsicent. 
der een kein Recht hätte ,Beschlüsse aus e1- 
ener Nachtvollkommenheit zu fassen,sondern,daß er dafür dıe 
ehrheit der ig ah, ti Dre haben muß,so halten wir 
das aufrecht. ( Mir wissen nicht, wer nach ihm kommen kann). 
Gewisse verwaltungsmäßige Dinge kann er durchaus So handhaben. 
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wie sein Vorgänger. Er Tuß sich kümmern um die zahlreichen 
Wohnungen, welene mit Offizieren besetzt und nach ihren _ 
Wegzug EEPaR Sen ben WEFORN müssen. Die A Bere pas! liegt in 
seinem Machtbereich,da der Herr Präsident das Ressort des 
Innetn übernommen hat. Es ist schon darauf_hingewiesen worden, 
daß nach wie vor im Saargebiet eine große Rekrutierung statt- 
Bros? Sie wissen,daß französische Gendarmen a rn 
Saarländer zum Militärdienst zwingen und daß die Abteilun 
des Innern dem nicht Buben esngatre ben ist. Sie wissen auch, 
daß nach wie vor im vaargebiet stark geworben wird für die 
Fremdenlegion. Ich will kurz andeuten,daß sehr oft Mißhand- 
guncen der Zivilbevölkerung durch französische Soldaten vor- 
ommen. 


Wir haben es sehr bedauert,daß es nicht gelungen 
ist,anstelle des verabschiedeten Generalsekretärs Morice 
einen deutschen Generalsekretär einzusetzen. Ich kann mir 
denken,daß der Präsident sich darauf beruft,daß die Regierungs- 
kommission in ihrer Mehrheit gegen einen Deutschen war,und 
daß er selbst die Sache nicht so handhaben wollte wie sein 
Vorgänger,der sich seinen Gensralsekretär einfach mitgebracht 
atte. Wir hätten es vor allem gerne gesehen,wenn praktisch 
mit dem Abbau der französischen Esamten begonnen wörden wäre, 
besonders, weil der jetzige Minister Morice sein seitheriges 
t nicht 30 ausgeführt hat, wie es notwendig gewesen wäre, 
Ich will aus der Fülle dessen,was man ihm vorwirft,nur einen 
Fall hervorheven, und das ist die Art und Weise ‚wie Herr No- 
rice die Naturalisationsgesuche der Elsaß-lothringer hier be- 
handelt hat. Sie wissen,daß der $ 27 des Saarstatuts vor- 
schreibt,daß jeder im saargebiet eine andere es pre Fa el 
eit als seine bisherige erwerben kann,und daß er an dem Er- 
werb dieser Staatsangehörigkeit nicht gehindert werden darf 
und daß die Erwerbung einer neuen »taa a fe jede 
andere ausschließt. Das geht über das französische Gesetz hi- 
naus,das ja etwas anders lautet wie diese Bestimmungen im 
ersailler Vertrag. Nan hat sich die »ache wohl so gedacht, 
daß ein großes Wettrenaen beginnen würde, um den Erwerb der 
ranzösischen »staatsangehörigkeit. Man konnte sich unmöglich 
vorstellen (wenigstens die Franzosen nicht) de3 nunmehr Auch 
bei vielen die »ehnsucht bestehen könnte ‚die deutsche »Staats- 
aengehörigkeit zu erwerben,die Staatsangehörigkeit des Lendes, 
das am Boden lag. Sie wissen, die Verhältnisse haben sich un- 
gekehrt gestaltet, und hesonders seitdem in Marokko und Se 
gekämpft wird.sind die Naturalisationsgesuche für Deutschland 
ziemlich zahlreich geworden. 
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| Wie hat nun Herr Mo rice diese Gesuche behandelt. 
Hunderte von Gesuche sind seit Jahr und Tag spurlos beim Ge- 
neralsekretariat verschwunden. 


(Zuruf: Hört, hört !) 


Das Verfahren ist so: Der Naturalisationsbegierige muß Sein 
Gesuch an die Deutsche Regierung einreichen, das ist für das 

aargebiet üie Regierung in Trier. Dann gehen die Gesuche an 
die landratsämter im Saargebiet. Von dort wird Rückfrage bei 
der Polizeiverwaltung gehalten. Die Polizei untersteht der 
Abteilung des Innern. Die Polizei mußte nach Vorschrift die 

esuche weitergeben an den Generalsekretär. Der Generalsekre- 
tär hat meines Wissens in keinem Falle zu den Gesuchen »tel- 
lung genommen. Sie wurden von der Regierung in Trier zu den 
Polizeiverwaltungen bezw. Jandratsämtern und dann zum General- 
sekretariat geschickt, Wenn nun die Leute dort te 
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haben, wurden sie re&lrecht hinausgeworfen im wahrsten Sinne 
des Wortes. Ganz toll hat der Generalsekretär einen Fall be- 
handelt und es fragt sich noch,ob Herr Morice deshalb nicht 
zur Rechenschaft gezogen werden kann. Denn daß er hier die he- 
stehenden Gesetze verletzt hat,liegt klar auf der Hand. Es 
handelt sich um den Fall Szymkowiak. Der Vater dieses Mannes 
ist im Jahre 1867 in Wölferdingen in Lothringen eingewandert. 
Er war Preuße und hat seine preußische Staatsangehörigkeit 
nicht BBTBOBE Ren. Nach Artikel 79 des Versailler Vertrages wer- 
den jedoch nur solche Elsaß-Lothringer oder deren Nachkommen 
Franzosen, die 1871 die französische Staatsangehörigkeit ver- 
loren haben. Das trifft in diesem Falle nicht zu. Denn der 
Vater blieb Preuße und ist auch nach 1871 nicht aus der fran- 
zösischen Staatangehörigkeit ausgeschieden ‚weil er sie nie be- 
sessen hat, Der Sohn dieses Mannes ist militärpflichtig. Da 
liegt der Kern der Sache. Der Sohn wird hier von Generälsekre- 
tär Morice als Franzose bezeichnet, und sein Gesuch wird mit. 
der egFündung abgelehnt, daß der Vater Franzose geworden sei, 
vor 1870, ohne seinen Willen. Als Herr Morice nach Monaten zur 
Entscheidung Bemmingen wird, erklärte er, wenn dieser Nann _ 
sich von der Freußischen Hegierung auch seine Staatsangehörig- 
keit Ben .gen lassen würde, wäre die Naturalisation im Saar- 
gebiet ungültig. 


( Zurufe: Hört, hört ) 


' Das ist eine flagrante Verletzung des $ 27 des Saarstatuts, 
welcher besagt, daß kein Einwohner behindert werden kann,eine 
andere ikea \erahn jersc anzunehmen, und daß er mit dem Er- 
werb der neuen staatsangehörigkeit die alte verliert. Norice 
verlangte nun von dem Preußen eynkoniuk.065 er zur Feststel- 

ung der staatsangehörigkeit an den französischen Justizmi- 

ister ein Gesuch richten müsse,um durch die französischen 
erichte nach französischem Hecht eine Entscheidung herbei- 
führen zu können. Nur an diese Entscheidung würde sich die 
gıerung halten und an keine andere. Die Auskunft gehläpt 
derartig den Kechtsverhältnissen im Saargebiet ins Mesicht ‚daß 
es auch einem Herm Morice nicht ungeahndet durchgehen darf. 

Wahrscheinlich hat sich auch der neue Generalsekretär,Herr 

Pierrotet an der Yacıbe a Und es wird wahrscheinlich | 

nur eine Frage von lagen oder Wochen sein, bis man auch dem 

Herrn Pierrotet in all diesen Dingen zu Leibe gehen muß. 
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‚ „Vielleicht hat sich Herr Stephens davon überzeugt,daß 
‚das nicht so weitergehen kann und andere Verhältnisse geschal- 
fen werden müssen. Er hat auch vielleicht schon den Eindruck 
gewonnen, daß mit Herm Pierrotet nichts anzufangen ist. Wir 
verlangen vom Generalsekretär daß auf Anfragen,Gesuche Baer: 
Dinge auch eine Antwort erteilt wird. Bisher war es so,daß der 
landesrat mißachtet und ihm nicht geantwortet wurde, Nebenbei 
will ich erwähnen,daß man in Senf ganz überrascht davon war, 
daß die Antworten ‚die der Völkerbund auf unsere Eingaben gab 
den politischen Parteien nicht bekanntgegeben wurden. Ich will 
hoffen,daß das künftighin besser wird. Auf Einzelheiten möchten 
wir heute nicht sinne en,verlangen aber mit vollem Nachdruc 
daß künftighin,das Nohl der Saarbevölkerung dem Vorteil Frank- 
reichs vorangestellt wird. Ich deute hier auf die Politik der 
gierungskommission hin,die in keiner Weise auf das Wohl der 
Saarbevölkerung wohl aber auf den Vorteil Frankreichs zuge- 
Schnitten war. Dann will ich die moralische Pflicht der 
negierungskommission andeuten, (die auch vom Obersten Gerichts- 
hof in Saarlouis anerkannt worden ist) und hoffen,daß 4° 
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dieser moralischen Pflicht auch nachkommt ‚daß die Beamten 
hier nicht schlechter gestellt sind,als dıe im Reich. Sie 

muß dieser moralischen Fflicht nachkommen. Dann dürfen wir 
wohl TOrDRIBED.02B. DIE Regierungskomission eine aktive Wirt- 
gohaftapoli ik treibt und es der Saarwirtschaft auch ermög- 
licht,Steuern zu bezahlen. Bisher haben wir nichts davon £e- 


sehen,da alles negativ verlaufen ist. Die Regierungskommission 
weißt darsuf hin,daß sie für unsere Wünsche auch Mittel braucht, 


die wir bewilligen müssen,sie vergißt dabei,daß die Bergver- 

waltung nur die -Hälfte von dem bezahlt, was sie zahlen soll. 

Die erste Handlung des Herrn Präsidenten muß die sein,das 

Bene rehkmemen mi der französischen Bergwerksdirektion zu 
ndigen. 


Von Herrn Koßmann verlangen wir,daß er klar und 
offen auf die Seite der Bevölkerung tritt. Es mag Herrn Koß- 
mann En sein,daß wir bisjetzt_sehr geduldig waren,die 


beit ist da,daß etwas geschieht, Der Worte sind genug ge- 
‚ wechselt,wir wollen endlich Taten sehen. 


( Bravo- Rufe !) 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Albert! 


Abg.Albert (W.P.): Ich stimme den Ausführungen des Zentrums und 
der Deutsch-Saarländischen Volkspartei bei. 


Vorsitzender Scheuer: Wir kommen zur Gener 


GENERALDEBATTE 
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über die Punkte 1 bis 5, die sämtlich Steuersachen betreffen. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP): Die Kommunistische Fraktion hat einen Antrag 
eingebracht und bittet,daß darüber abgestimmt wird. 


Vorsitzender Scheuer: Herr Reinhard, ich kann auch diesmal mit Ih- 


rem Antrag nicht anders verfahren,wie es bisher gehandhabt 
wurde. Förmlich abstimmen lassen kann ich nur über die An- 
träge,die mit der Vorlage in Zusammenhang stehen. In allen 
übrigen Fällen wurden die naar sobald sie bekanntgegeben 
waren,der Hegierung weitergeleitet. Ihr Antrag ist von Ihna 
selbst bekanntgegeben worden und somit den einzelnen Parteien 
die Möglichkeit gegeben ‚dazu Stellung zu nehmen. Ich darf 
fragen,wird zu dem Antrag das Wort gewünscht ? 

Das Wort& hat der Herr ÄAbg. Feinhard ! 


Abg. Reinhard (KP): Meine Herren! Die Parteien müssen dazu über- 
gehen, Klarheit zu schaffen, daß die Regierungskomission 
sieht, wie der Wille des Läandesrates ist, Wir beantragen 
erneut die Abstimmung unseres eg Der Landesrat soll 
Ba runer BENITERTIEN, ob er mit dem Antrag einverstanden ist 
oder nicht. | 


Vorsitzender 
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Vorsitzender Scheuer: Herr Reinhard, ich kann dem nicht statt- 
geben,zumal es sich hier nicht unbedingt um eine Abstin- 
nung handeln mıß. Die Situation ist doch die, daß alle 

arteien eine kurze programmatische Erklärung Kaaspen 
können. Wenn von den übrigen Parteien. die Sozialdemokra- 
tische Partei hat ja bereits Ihrem Antrag zugestimnt-, 
das Wort hierzu nicht gewünscht wird, bin ich nicht in 
der lage,den Antrag weiterzubehandeln. 


Wir kommen nun zur 
GENERALDEBATTE 
über die Steuervorlagen betr. die Punkte 1 bis 5 


der Tagesordnung. 
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- 21 - 63 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker! 


Abg. Becker (2): Meine Herren! In allen Kulturländern ist es 
Jitte,daß eine Regierung,die neue Steuern von ihrer Be- 
völkefung verlangen will oder verlangen muß,eine ein- 
shende Begründung vorlegt, und zwar eine Begründung, 

ie nicht nur einige Redensarten enthält,sondern die ge- 
nau den Bedarf nachweist. Mit anderen Worten: Eine Re- 
gierung, die Steuern verlangt,muß einen genauen Haus- 
aa pen vorlegen,aus dem sich ergibt,wie hoch der Steu- 
erbedarf ist und wie _er gedeckt werden soll. Die Hegie-, 
rungskommission des Saargebietes pflegt sich diese Arbeit 
sehr leicht zu,machen. Sie teilt einfach mit,daß ein 
Mehrbedarf an Steuern vorliege und zwar brauche sie 
Millionen Franken neue Steuem für die Pensionen der 
eamten gemäß dem Baden--Badener Abkommen, ferner brauche 
sie für die Erhöhung der Beamtengehälter ca. 20 Millionen 
und zuletzt brauche sie noch 20 Millionen !'ranken für 
den Steuerausfall,der durch die Abänderung des Einkon- 
mensteuergesetzes,insbesondere des Lohnsteuergesetzes, 
entstehe. Erst au eine besondere An’rage des landesra- 
tes hin,hat sich die Negierungskommission bequemt,hier- 
zu weiter Mitteilung zu machen. Sie hat jedoch die von 
der Zentrumspartei bereits in der letzten Plenarsitzung 
beantragte Mitteilung der Ist-Zahlen des HEaushaltplanes 
erst _vor einigen Tagen vorgenommen. Den Haushaltplan für 
das Jahr 1926,der eine wesentliche Unterlage für uns ge 
wesen wäre,hat sie aber bis heute noch nicht vorgelegt. 

Zur Beurteilung der Steuermotwendigkeit sind wir daher 

ausschließlich auf unsere eigenen Berechnungen angewie- 

sen. Ich glaube nicht fehlzugehen,wenn ich den Haushalt 
der BER ED E TREE TODE für das Jahr 1926 auf Grund des 
vorhergehenden Jahres und auf Grund der von der Hegie- 
rungskommission inzwischen mitgeteilten Zahlen auf 

300 Millionen Franken schätze. RR | 

Dr „Die Einnahmen der Regierungskommission ein- 

Schließlich der Einnahmen aus den bisherigen Steuern 

betrugen aber ‚nach eigener Angabe der Regierungs- 

kommission Schom im Jahre 1924 225 Millionen Franken. 

Dazu kommt die Steuer,die die Aegierungskommission im 

En jehr 1925 eingeführt hat, und fermer die Einnahme 

von Zöllen,die ja aus dem am „ans tar eingeführten Zu- 

Schlag von 30 % sich noch erhöhen. Es ist also bestimmt 

anzunehmen,daß damit 8300 Millionen Franken Einnahmen 

erreicht werden. Sollte damit aber der Haushalt nicht 
gedeckt sein,so bleibt der Regierungskommission eine 
weitere Summe zur Verfügung ‚mit der sie ganz er den 

Ausgleich vornermen kann. In den Jahren I923,1924 und 

1925 wurden nach dem Haushaltplan ne 12 Millionen Fran- 

ken für Pensionen zurückgestellt. Es ist anzunehmen, 

daß auch im Jahre 1920,1921 und 1922 ähnliche Beträge 

zurückgestellt worden sind. Wenn auch aus diesen Nück- 

stellungen ein Teil zur Zahlung von bereits jetzt Täl- 
ligen Pensionen verwandt worden ist,so gzaube ich doch, 
daß immer noch etwa 20 bis 40 Millionen Franken aus 
diesem-Fonds verfügbar sind, die zum Ausgleich des 

Etats für 1926 verwendet werden können,da dieser Pen- 

sionsfonds ja durch die Baden-Badener Vereinbarungen 

überflüssig geworden ist. Sollte auch das nicht. aus- 
reichen,so werden wir der Regierungskommission bei Be- 
ratung der Vermögenssteuer noch einen weiteren Vorschlag 
bezüglich Besteuerung der nichtphysischen Personen 
machen. Es. lag noch ein alter Antrag von 1923 von uns 
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vor,der erneuert worden ist. Der Ertrag dieser Vermögens- 
steuer,also aus der Besteuerung der Gesellschaften dErten: 

esellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung usw. 
ürfte dock es ist natürlich nicht zu übersehen ,wieviel 
er einbringt- immerhin eine erkleckliche Summe ausmachen. 
Wenn also die vorhin genannten 30 bis 40 Millionen nicht 
ausreichen, so kann noch dieser Betrag zurn Abdeckung des 
Haushalts herangezogen werden. | 


| Nach gen gesetzlichen Bestimmungen und nach in 
sonstigen Kulturländem üblichen regeln; soll der RUBBALT- 
plan lediglich einen Ausgleich der Einnahmen und der Aus- 
ehe herbeiführen. Es soll nämlich kein Betrag für die 
ukunft angesammelt werden. 


‚Es _ wurde angegeben, daß die neuen Steuern haupt- 
sSächlich die Umsatzsteuer und die indirekte _ Steuer etwa 
‚OÖ Millionen Franken bringen wird. Duren Heranziehung 
des bereits vorher genannten Pensionsfonds,kann eine Er- 
höhung der Steuer vermieden werden. Es besteht für die 
neuen »teuern keinerlei Berechtigung. Eine Erhöhung der 
teuer muß bei der Senn lieklanen lage des Saargebietes 
Schon deshalb vermieden werden, weil die Bevölkerung keine 
teuern mehr tragen kann. Die Bevölkerung ist steuerlich 
zu stark belastet. Ich werde noch darlegen,wie man das 
Ssaargebiet wirtschaftlich ausmützt und was man bisjetzt 
aus Ihm herausgeholt hat, und wie sich schon Herr Karius 
ausgedrück* hat, daß man es zum Armenhaus herahgedrückt hat 


Die Regierurgskommission hat es in den vergange- 
nen Jahren an einer einneitlichen Steuerpolitik fehlen las- 
sen. Zunächst hat sie sich an das deutsche re 
angelehnt, danr kam jedoch der Druck von Frankreich ,denm 
sie erlegen ıst. Trotz unserem Widerspruch hat sie die in- 
direkten Steuern eingeführt und srhöht. Wir wissen aus 
den bekannten Briefen des Zranzösischen Finanzministers, 
daß dieser einen Beaänten in das Saargebiet entsandt hat 
mit der Aufgabe ‚die Interessen Frankreichs wahrzunehmen. 
Dieser Herr hat: die Interessen Frankreichs glänzend wahr- 
genommen. Seinen Befehlen nat die ia han re 
Benogeh! und hat gemacht,was dieser Herr vorgeschlagen hat. 

je Regierungskomnission hat Steuern nach französischen 
Muster eingeführt ohne Rücksicht auf den Haushalt und ohne 
Rücksicht oarauf, ob die Steuern überhaupt notwendig waren. 
Auch die Forderung, die indirekten Steuern und die Umsatz- 
steuer einsch!, der erhöhten Unsatzsteuer zu erhöhen, ist 
ein Befehl von Paris. Die Steuern sollen eingeführt werden, 
obwohl wir sie nicht gebrauchen. Herr labie - das ist der 
französische Beamte-- hat seine Pflicht als französischer 
Beamter außerordentlich gut erfüllt. Ich glaube, daß auch 
die französische Fiegierung seinen Verdienst anerkennen 
wird und ihn ir eine besondere Klasse der Ehreniegion eiln- 
reihen wird. Genau so hat er die Interessen des »vaarge- 
bietes vernachlässigt. Diese latsache ist recht bezeich- 
nend. Herr Labie hat nur im französischen und nicht im 
saarländischen Interesse gehandelt. Das ist ein offenes 
Geheimnis und durch die bekannten Briefe hat es der fran- 
zösische Finanzmirister nachgewiesen. Merkwürdig ist, daß 
Sich dieser Mann trotz Bekanntwerden dieser Briefe ım. 
Dienst halten konnte. Die Regierungskommission hat damit 


eindeutig 
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damit eindeutig zugegeben,daß sie lediglich französische 
Interessen wahrt und daß sie auf die saarländischen Belange 
wenig Wert zu legen scheint. Wenn Herr Dr.Sender Herm 
Präsidenten Stephens vorgeworfen hat,daß er neue Steuern 
eingeführt habe, so muß ich Herm a in Schutz neh- 
men,denn diese Steuern sind auf Befehl Frankreichs einge-. 
führt worden, Diese Steuern haben Herr.kault und Herr Labie 
eingeführt,trotzdem Herr Stephens Finanzminister war. Ich 
bedauere,daß Herr Stephens diesen beiden Herren unterlegen 
. ist. Wenn ich vorhin nachgewiesen habe ‚daß die eg 
neuer Steuern nicht notwendig ist,glaube ich sagen zu Kön- 
nen,daß erst recht die Notwendigkeit der Erhebung neuer | 
Steuern entfallen würde, wenn die Regierungskommission die 
Binnahmen,die ihr nach dem Versailler rg: zustehen, 
besser erfassen würde ,aber in diesem Punkte hat die frühere 
Regierungskommission-über die jetzige erlaube ich mir noch 
kein Urteil- sich schwerer Verfehlun en Schuldig gemacht. 
Die hat die nach dem Versailler Vertrag dem vaargebiet zu- 
stehenden Einnahmen in keiner Weise erfaßt. Sie hat insbe- 
sondere die Tätigkeit der französischen Bergwerksdirektion 
so erleichtert,daß sie der Bergverwaltung Millionen an 
teuern erspart, die dieselbe nach dem Versailler Vertrag 
hätte zahlen müssen. Sie hat femer der akTereeltung 
ERS on: .OBeni ade Millionen an die Kasse Frankreichs ab- 
zuführen,die dem SeRTEroieT zustanden. Wir sollen heute 
helfen, aus den Arbeitern,Angestellten und Festbesoldeten 
sowie aus Handel und Gewerbe ten letzten Groschen. herauszu- 
holen. Gewiß,eine undankbare- Aufgabe ‚die Kassen des »taa- 
tes-zu füllen,wenn auf der anderen Seite die Millionen wie 
durch ein Sieb herausfließen oder nicht erfaßt werden. Be- 
reits vor 2 Jahren erwähnte ich, daß die Kegierungskomis- 
sion mit dem französischen Staate über die Steuerleistung 
der Bergwerksdirektion einen Vertrag abgeschlossen hat,der 
in ungebührlicher Weise die Leistungen des französischen, 
Staates zu dem Haushalt herabsetzt und den man nur als eine 
Verhöhnung der Saarbevölkerung bezeichnen kann. Wenn ren die 
vielen Berichte der hHegierungskommission an den Völker- 
und und ihre sonstigen arena gelesen hat,so 
mußte man annehmen,daß die Hegierungskommission nur die 
eine Auffassung habe, die Interessen der französischen 
Bergwerksdirektion zu schützen. Für diese französische Gmu- 
benverwaltung mußte das Searvolk das französische Militär 
erdulden, für sie mußte die Saarbevölkerung auf ihre Woh- 
nungen verzichten,kurz,man mußte den Anschein gewinnen, 
als ob neben dieser Bergwerksdirektion das Wohl der Bevöl- 
kerung eine ganz nebensächliche a rent sei. Aller- 
dings,wenn es an’s Zahlen geht,denkt man anders, da kann 
man auch die Saarbevölkerung finden. Nan hat mit kluger 
Kunst einen Schlüssel errechnet, durch den die Leistungen 
der Grubenverwaltung zum Saarhaushalt zur Gesamtleistung 
festgestellt werden soll. Der ee des französischen 
Staates, der nach $ 13 des Saarstatuts nach dem Anteil 
des Vermögens der a zu dem übrigen Ver- 
mögen errechnet werden soll,wurde mit einem Siebtel fest- 
gesetzt, d.h.das Verhältnis des französischen Vermögen zum 
saarländischen sollte 1 : 6,76 betragen. In Wirklichkeit 
bezahlt die Bergwerksdirektion auch nicht dies »iebtel, 
sondern es wurde noch eine hHeihe Einnahmen abgesetzt,so- 
daß in Wirklichkeit die Bergwerksverwaltung //12 zu den 
Tasten des Saarhaushaltes beisteuert. Es ist anzunehmen, 
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daß auch den Schöpfern des Versailler Diktats ein derarü g 
Er er Beitrag zum Haushalt nicht vor Augen geschwebt 

at. Man hat damals doch wohl noch das Gefühl gehabt ‚daß 
die Übergabe der Gruben an Frankreich bereits ein so gro- 
Bes Geschenk bedeutete ‚daß man Deutschland und der Bevöl- 
kerung des Saargebietes weitere Opfer nicht mehr zumuten 
konnte. Daß_die Übergabe der Gruben an Frankreich aber 
ein reines Geschenk bedeutet, und_daß sie nicht, wie es. 
im Versailler ei Bene 1 als Ersatz für die geschädig- 
ten Kohlengruben in Nordfrankreich übergeben wurden,er- 
gibt sich schon daraus,daß Frankreich zum Ersatz für die 
Susgefallenen Kohlenmengen die deutschen Reparationsliefe- 
Fugen erhält. Nebenbei bemerkt besteht dieser Ausfall 
heute gar nicht mehr,da ja die Friedensförderung längst 
wieder errecht ist. | 

Der Hegierungskommission war es nun vorbehalten, 

Frankreich weitere Millionen zu schenken durch die Art 
und Weise,wie man Bm rernensnnren Steuerbetrag der fran- 
 zösischen Gruben festgesetzt hat. 


Wie aus dem Bericht an den Völkerbund hervorgeht, 
hat man bei Abschluß eines Vertrages mit dem französischen 
Staat folgende Berechnungen angestellt: 


__Zunächst hat man das hr er der Saarländer auf 
eine Milliarde Goldmark eingeschätzt. Man hat dabei die 
preußische Ergänzungssteuer von 1913 zu Grunde gelegt, 
man hat jedoch wohl mit Äbsicht außer Berücksichtigung 
elassen,daß das saarländische Vermögen durch Krieg und 
nflation bedeutend reduziert war und sicher nicht mehr 
gine Milliarde Goldmark betrug,während auf der anderen 
eite der Wert der Kohlengruben bedeutend gestiegen oder 
mindestens der gleiche geblieben war. Zu dem so ermittel- 
ten Saarvermögen hat man außerdem für solches Vermögen 
von Gesellschaften,die ihren Sitz außerhalb des »aarge- 
bietes hatten, noch 140 Millionen Goldmark hinzugerech- 
net. In diesem Meisterwerk von Vertragskunst und Detrug 
anders kann man den Vertrag nı bezeichnen, steht nun 
sußerdem,daß man den Nert,den dıe Produktivität des. vaar- 
ebietes darstellt, bei der Einschätzung des steuerbaren 
ermögens auf 838 Millionen Goldmark veranschlagt habe. 
Das ist etwas ungeheuerliches,denn Produktivität bedeutet 
doch nichts anderes,wie die Arbeitskraft des Saarvolkes. 
n hat also die Arbeitskraft jedes einzelnen Saararbei- 
ters in Vermögen umgerechnet,mit anderen Worten,man hat 
gesagt,daß jeder,der 700 060 Einwohner des naargebietes 
in seiner Arbeitskraft ein Vermögen von 1200 Goldmark 
besitzt. Unter diese Einwohner sind gerechnet: unsere 
rauen,unsere Kinder und unsere Säuglinge. Nach dieser 
Rechnung der Regierungskommission hat die Muskelkrafit 
eines Rem öchen Hang un s,der noeh in Windeln liegt, 
ereits einen Wert von 1200 Boldmark. Natürlich ist im 
Versailler Vertrag nur von Vermögen die Rede und nicht 
von Arbeitskraft. Obwohl es ja für uns Saarländer gewiß 
Schmeichelhaft ist,wenn das Hirn eines Idioten schon mit 
1200 Goldmark Wert taxiert wird,so ist die Ehre mit den 
Verlusten,die mit dieser Rechnung verknüpft sind,doch zu 
teuer erkguft. Das Einschmuggeln der fro uktivität in den 
Vertrag ist nichts weiter,wie ein glatter Betrug. 


Der 
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Der Vertrag bedeutet eine Verhöhnung des Saarvol- 
kes,aber er ist auch eine Verhöhnung des Völkerbundes,den 
man einen solchen Bericht zu schicken wagt. Es ist kein 
Wunder,daß man durch eine solche Berechnungsweise das Ver- 
mögen des Bergfiskus nur auf ein Siebtel des Gesantver- 
| BARSUE berechnet. Wie schon gesagt,wird dieses eine Sieb- 

tel gemäß $ 13 des Versailler Vertrages nicht ganz heran- 
eg es werden noch Abstriche gemacht. So _wer- 

en abgesetzt die Umsatzsteuer,die Zollgebühren,die Ver- 
wer euer,Straßenbahnkosten Gerichtskosten,die Beiträge 
der Städte und Gemeinden zum Staatshaushalt ‚oie Erträgnis- 
se aus den Staatswaldungen usw. Der französische »taat be- 
zahlt für seine Gruben Umsatzsteuer. Wenn ihm auch bei 
dieser Berechnung auch die Zolleinnahmen abgezogen werden, 
so will damit andeuten,daß der französische »taat an dem 

ufbringen dieser Zölle beteiligt sei. Vereinzelv mag das 
zutreffen,der französische Staat wird auch einmal den er 
nen oder Anderen Gegenstand aus dem Ausland beziehen und 
verzollen müssen. Aber in der Hauptsache werden die Zölle 
von der Bevölkerung getragen. Die vorherige Absetzung die- 
ser Summen vor der Beitragsleistung des französischen 
Staates ist unbillie. 


Es muß darauf hingewiesen werden,daß Cie Iranzö- 
sischen Gruben durch das besondere Verdienst des lerm 
Minister lambert und seines ihm beigeordneten {ranzösl- 
Schen Kontrolleurs Herrn Courtillet weitere Millionen er- 
spart dadurch,daß ihnen für Kohlen besonders günstige 1l&- 
rife auf den Kisenbahnen eingeräumt sind. Unsere Bahnen 
müssen die umfangreichen Rangierarbeiten leisten. Das De- 
fizit der Eisenbahn geht zum größten Teil zu lasten der 
Bergwerksdirektion. Nach einem Bericht en den Völkerbund 
betrug die Kohlensteuer,die der französische Staat in den 
ersten Jahren bezahlte,96 Millionen Franken. Nan vergleiche 
hierzu einmal die Zahlen, die uns die hegierungskommission, 
unter dem Z29.März ds.Js. mitgeteilt hat. 


Für Staat und Gemeinde werden nur insgesamt 39 
Millionen Franken Be Für die Gemeinden werden jetzt 
jährlich noch 2,4 Millionen Goldmark nach dem Svand yon 
913 bezahlt. Es wird aber dabei unberücksichtigt geiaßsen, 
daß die Ausgaben der Gemeinden heute. gegen 1718 wesenv- 
lich gestiegen sind. Aus der Gegenüberstellung der Zahlen, 

. die früher und jetzt bezahlt werden,geht hervor, daß bei 
angemessenen Leistungen der BORRLOIPEL SUNG, die jetzt. an- 
eforderte Steuer nicht nur vermieden,sondern sogar abge- 
aut werden könnte. | 
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Wir sind in der Lage ‚die Regierungsxommission 
auf weitere bedeutende Steuereinnahmen hinzuweisen. Ich 
nannte sehon die Zölle. An Zöllen waren nach dem Haushalt 
der Jahre 1922,1923 und 1924 je 7 Millionen Franken Zoll-. 
einnahmen vorgesehen. Wie uns die Regierungszommiss20u 
mitgeteilt hat,haben die Zolleinnahmen ‚für 1925 die mit 

illionen Franken angesetzt waren, die Summs von 48 
llionen Franken betragen. Von diesen Zolleinnahmen gehen 
allerdings 85 % - sage und schreibe 35 %- als Lirhebungs- 
kosten ab. | 


3 


( Zurufe: hört ‚hört |!) 


Man hat anscheinend ein schlechtes Gewissen ‚deb Een. 
schreibt 
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Schreibt,daß die Erhebungskosten deshalb so groß sind, 
weil die BSOBTE pa OE lage des Enngebaotes so ungünstig 
ist. In Deutschland ist die lage sicher nicht inafiker. 
Dort hat man den langen polnischen Korridor zu bewachen, 
dazu UÜstpreußen zu schützen und sonst überall eine un- 

shige ‚rengführung. Trotzdem betragen in Deutschland 

e Erhebungskosten kaum 12 %. Die Saarregierung hätte 
 Veranlassung,den Nachweis zu erbringen, wie diese 35 % 
Erhebungskosten entstehen. 


| Es kommt noch viel schlimmer. Die hohen Zoll- 
einnahmen von a che Gütern, die nicht über die Ost- 
' grenze des Saargebietes eingehen, werden dem Saargebiet 
vorenthalten. Die meisten Kolonialprodukte kommen nicht 
über die Jstgrenze ‚sondern sie laufen über die französi- 
schen Häfen Le Havre,Marseille usw. Von diesen Zöllen hat 
das Saargebiet bis jetzt keinen Pfennig erhalten. Sachver- 
ständige Schätzen diesen Ausfall auf ca. 60 Millionen 
Franken. Um diese ungeheuren Summen wird das so ee 
jährlich geschädigt. Von der französischen Zollbehörde 
escliieht alles, um eine Verzollung im Saargebiet zu ver- 
indern. Die Zollkontrolle im Saargebiet is besonders 
streng,auch sind Beanstandungen besonders häufig. 


| Die Gesamtzahl der Expertiseverfahren,also der 

sogenannten Be Re anen ‚Detzug im vergangenen Jahre 

ın ganz Frankreich soviel,wie allein im Saargebiet. Dieses 
Expertiseverfahren ist aber, selbst wenn die Deklaranten 
Recht behalten,meist sehr kostspielig. Die Ware wird nicht 
freigegeben, dıe-Eisenbahn berechnet Tagergeld;es entste- 

en älso hohe Unkosten, ganz abgesehen davon, daß der Aus- 
gang des Verfahrens immer höchst zweifelhaft ist. 
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Sie kennen ja wohl noch alle das bekannte Bei- 
spiel,das s.Zt. die Sächverständigen in Paris trotz eines 
eugnisses der Reichsmonopolverwaltung erklärt haben,daß 
beanstandeter Sprit aus polnischen Kartoffeln hergestellt 
worden sei. Wen kann es daher wundern, daß man immer mehr 
dazu übergegangen ist, die a RS je nicht im vaar- 
gebiet vornehmen zu lassen. Die Zollabfertigung wird heute 
vorgenommen in St.ludwig,im Elsaß,in Straßburg,in Dieden- 
ofen, in Le Havre und anderswo,nur nicht im vaargebiet, 
weil ım Saargebiet die ADESELLENDE länger dauert und weil 

man anderswo nicht so stark mit Unannehmlichkeiten zu 
rechnen hat. Es ist anerkennenswert,daß eine Heihe von 
Firmen nur deshalb noch nicht dazu übergegangen sind, 
außerhalb des Saargebietes ihre Ware verzollen zu lassen, 
weil sie die Allgemeinheit des Saargebietes nıcht schädi- 
gen wollen. Wenn das aber so weitergeht,wird die ‚Abwanderung 
immer größer werden und der französische »taat wird seimen 
Zweck,die Zölle für sich und nicht für das Saargebiet ein- 
zunehmen, erreicht haben. Vielleicht kommt einmal der 
Augenblick,wo das Saargebiet für seine Erhebungskosten 
noch etwas zubezahlen muß,während der französische »taat 
die Zolleinnahmen,die dann vielleicht 100 Millionen 
Franken betragen werden, allein in seine eigene lasche 
steckt. Praktisch leistet ja heute die Saarregierung 
Schon sehr viel für den Zoll. Sie hat auf ihre Kosten 
Grenzbahnhöfe und für die Zollbeamten Wohnungen erbaut 
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oder aus dem saarländischen Besitz Wohnungen zur Verfü- 
gung gestellt. | 


Ganz nebenbei wöchte ich auch erwähnen,das3 aus 

den Zahlen der BEE TURN ERUBEEN er hervorgeht ‚daß 

im vergangenen Jahre die Zollstrafen 640.000.-Franken be- 
tragen haben. Diese Zollstrafen fließen nicht in die Kas- 
ser des Vaargebietes,sondern die vereinnahmt ausschließ- 
lich der französische Staat und verwend& sie für Fensionen 
seiner alten Zollbeamten. Er gibt dann aber den aktiven 
Zollbeamten 44 % von diesen Zollstrafen als Belohnung, 
Meine Nerren! Etwas derartiges kennen wir nicht. Die Saar- 
gebietsverwaltung hatte zwar auch zeitweise ein derartiges 
unmoralisches System: Auch den Landjägern hat man eine 

elohnung versprochen für Zuranzeigebringen von Verstößen 
gegen die Preistreibereigesetze. Für unser rechtliches 
mpfinden sind aber derartige Belohnungen unmöglich. 


_ Meine Herren! Der Herr Präsident fault,der uns 
am l.April verlassen hat,hinterläßt eine gänslich zerrüt- 
tete Wirtschaft und eine bankrotte Verwaltung. Dieser 
Bankrott ist neben der AURBaUEnneBpS [1 21 durch Gruben 
und Zollverwaltung auf die Einführung des französischen 
Franken im Saargebiet zurückzuführen. Wir können nur im- 
mer wieder mit dem Finger auf Gala a meisen, die S.Z2. 
die Einführung des französischen Fran en Bortenn! haben. 
Wie stille sind heute alle diejenigen geworden,die vorher 
nicht laut genug den französischen Franken als gesetz- 
liche Währung fordern konnten. Die Verluste,die das saar- 
gebiet ständig durch die Frankeninflation erleidet, sind 
nicht leicht zu übersehen. Einer rohen Berechnung nach, 
kostet jeder Frankensturz von etwa_1l0 %,wie wir im ver- 
Bengenen Jahre ihn drei-bis viermal und in den letzten 

agen wieder erlebt haben, der Saarbevölkerung durch 
Währungsverluste ‚Substanzverluste von Handel und Gewerbe 
und durch Verluste an Arbeitseinkommen mindestens 60 Mil- 
lionen Franken. Wenn man also die Währungsverluste der 
Saargebietsbevölkerung während eines Jahres zusammenrech- 
nen würde, so käme man auf eine sehr erhebliche Summe, 
Mit dieser Summe müssen wir helfen die umfangreichen 
französischen Rüstungen,über die sich ja kürzlich noch 
sehr treffend der amerikanische Botschafter Hougthon aus- 
Beeprochen hat,sowie die Kriege in Marokko und »yrien zu 

ezählen. Der französische Staat fordert von Ungarn Be- 
geh lung der Schäden,die durch das Drucken von falschen 
Banknoten entstanden sind. Wie wäre es, wenn die Saarbe- 
völkerung Frankreich einmal eine Kechnung schickte über 
die Verluste und Schädigungen,die wir durch das Ingang- 
setzen der französischen Notenpresse erleiden müssen: 
Es ist daher sehr wichtig,daß die Kegierungskommission. 
nun ihrerseits dafür sorgt daß durch die Frankeninflation 
Ausfälle nicht entstehen. Bei einem Haushalt von etwa 
Millionen Franken dürften etwa 60 bis 80 Millionen 
ständig verfügbar sein, die irgendwie angelegt werden 
müssen. Wir erwarten selbstverständlich von der MORERTUNER- 
kommission,daß sie den Braen el dieser Gelder ın wert- 
beständiger Weise anlegt,schon damit sie eine Inflations- 
reserve hat, die ihr ermöglicht, beim weiteren Sinken 
des Franken eine notffendig werdende Erhöhung der Beamten- 
gehälter und der Ärbeiterlöhne vorzunehmen. Vielleicht 
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wäre es zweckmäßig, eine Girozentrale einzuri hten,von der 
die verfügbaren Gelder der Kegierune und der emeänden 

angelegt würden. Wir wünschen selbs verständlich,daß nit 

der Leitung einer derartigen Zentralstelle eine einwand- | 
freie Persönlichkeit betraut wird und wicht wieder irgend- | 
ein hergelaufener Abenteuerer. Ich glaube ‚daß wir im Saar - | 
gebiet eine ee nicht kennen würden,wenn eine der- | 
artige Stelle bestehen würde. Andererseits wären der Re- 

terung durch eine $achgemäße wertbeständige Anlage Mil- 

ıonen erspart geblieben. Durch 1e nichtwertbeständige 
Anlage ihrer Kapitalieh.hat die a des Daargebietes 
ım verflossenen Jahre allein 20 - 30 Mil ionen Franken 
verloren. Dieser Betrag würde ausgereicht haben um eine 


sserstellung der Beamtengehälter und Arbeiterlöhne durch- 
zuführen. Ar 


Über die Verwaltung des Saargebietes hat in der 
Samstagnummer des Saarbrücker Abendblättes der Franzose 
Jean Reviere folgendes ausgeführt: 


" Vorläufig wollen wir uns darauf beschränken zu 

wünschen,daß die sgıerungskommission recht bald 

urch energische Sparmaßnahmen in die lage versetzt 
wird,die »teuern zu ermäßigen,die ge ERSTE IE WITT 
lich übertrieben hoch sind. Es ist un egreiflich,daß 
eın So kleines Gebiet gezwungen ist, einen Verwa tungs- 
apparat zu unterhalten,der vielleicht sehr kunstege- 
recht,aber viel zu aufgeblasen ist". 


Meine Herren! Wenn Jean Reviere so etwas sagt, dann brauche 
Ich es nicht zu beweisen. 


Wir müssen daher die fiegierungskommission er- 

Suchen zu prüfen, welche Ausgaben abgebaut werden können. 
Insbesondere dürfte der größte leil der höheren auslän- 
dischen Beamten heute ke ee sein. In der Verwaltung 
muß sparsamste Wirtschaft betrieben werden. Die Regierung 
darf nicht vom Arbeitslohn,der heute im Daargebiet nicht 
zum Allemotwendigsten reicht, Steuergroschen erheben; 
sie darf nicht dem Kleinhandel und Gewerbetreibenden den 

st seines durch Mark-und Frankeninflation ng Fra ride 
Yemögens für Steuern pfänden, während sie andere Einnahmen, 
die ihr rechtlich und vertraglich zustehen, nicht erfaßt. 


SIYNA9T ayasıyd 24 Ä ou3as4T a dad a u 7 


Nir ermahnen die neue Regierungskommission,end- 
lich für Ehrlichkeit und Ordnung in der Verwaltung zu Ssor- 
gen. Die Steuermoral muß noch mehr sinken, ja sie muß 
ganz aufhören,wenn die Zen S Tkbrang sieht, daß es im Saar- 
gebiet keine Staatsmoral mehr gibt. Die Regierungskommis- 
Sıon muß bei all ihren Ausgaben sich auch vor Augen hal- 
ten, daß die Saar, ebietsbevölkerung nicht im Überfluß lebt. 
Not und Elend sind an der Tagesordnung. 80 % der saar- 
ländischen Einkommen liegen unter dem Friedenseinkomnen. 
lozu also eine so teuere Verwaltung? Wozu mehrere General- 
sekretäre der Regierungskommission ? Zu welchem Zwecke | 
werden alle Augenblicke neue Ministerialräte ernannt ? 
ir haben in der deutschen Verwaltung auch Ministerial- 
räte,aber die sitzen zn Berlin in den Ministerien; sie 
haben eine umfangreiche Arbeit zu leisten und tragen 


W p“Z 


3 


eine 





> 
In 





2 


eine hohe Verantwortung. Sie dürfen mit den Ministerial- 
räten im Saargebiet nicht verglichen werden. Wozu auch 
die hohe Pension des Herm Rault ? Herr Rault hat ein 
hohes steuerfreies Gehalt bezogen. Er ist französischer 
Beanter ynd bezieht als solcher demnächst sein franzö- 
sisches Gehalt oder seine französische Pension. 


_  .. . Sparsamkeit und Ehrlichkeit sind bloß die Vor- 

Be uneung die die Regierung erfüllen muß,wenn sie 
wünscht, daß wir in einer wirklich ernst zu nehmenden 
Weise in die Beratung eintreten sollen. Was notwendig 
und wohlbegründet ist,wird unsere Partei als staatserhal- 
tende und aufbauende Partei nie verweigern. Wir vemwahren 
uns aber dagegen, daß einfach Steuern erhoben werden, 
dıe nicht notwendig Erud 18 00 eine Steuer, wie die neue 
Umsatzsteuer und erhöhte Umsatzsteuer nur aus dem Grunde 
angefordert wird, um einen Steuerausgleich gr genüber 
Frankreich herbeizuführen. Von dieser erhöhten Unsatz- 
Ereuer,ge? sogenannten Iuxussteter, wissen wir, daß die 
Kosten für die Erhebung derselben wahrscheinlich höher 
sein werden als das Steueraufkommen. Der Bedarf an Bean- 
ten für diese erhöhte Umsatzsteuer ist sehr erheblich. 
Es sind allein etwa 50 neue Beamte notwendig,um diese 
neue steuer zu erheben. Nach einer Stabilisierung der 
Wah ist die erhöhte Umsatzsteuer nicht mehr tragbar 
und müßte PUR DAR. werden. Sollen dann die 50 Beamten 
auch abgebaut werden,oder was soll mit_ihnen geschehen ? 

er Landesrat hat früher schon einmal Richtlinien auf- 
gestellt und erklärt, daß die Verwaltung der Steuern so 
einfach wie möglich sein soll, und alle Steuem,die mit 
großen Erhebungskosten verbunden sind ‚müßten _abgebaut 
werden. Für den Landesrat ist es schwer,der Kegierungs- 
kommission Steuem zu bewilligen oder zu beraten,weı 
die Beamten der Kegierungskommission,die bei den Bera- 
tungen zugegen sind,keine ausreichenden Vollmachten be- 
sitzen. Ein Steuerkompromiß ,wie er mehr oder weniger ın 
allen Ländern geschlossen wird, wie er noch im Heich un- 
ter Mitwirkung der Sozialdemokratie vor ein paar lagen 
abgeschlossen wurde,ist bei uns eine Unmöglichkeit ‚nei. 
wir keine direkten Unterhandlungs-und Verhandlungsmög- 
lichkeiten besitzen. Gerade für die Parteien,die mitär- 
beiten wollen, ist die Mitarbeit erschwert. 


es Die Steuerfreiheit der Regie rungskommissions- 
mitglieder hat mein Herr Vorredner schon erwähnt. Wir 
betrachten die Angelegenheit vom Standpunkt des Rechts. 
In einer Eingabe an den Völkerbund werden wir diesen um 
eine Klärung der Frage bitten. Es ist wohl richtig, daß 
die Regierun einer Papn br share exterritorial sind, 
aber auch Exterritoriale sind in ihrem eigenen Lande 
Beeuerpflichtig. Von den genannten Vorlagen,die auf der 
Tagesordnung stehen,lehnen wir folgende ab: 


Umsatzsteuer,erhöhte Umsatzsteuer und indirekte 
Steuem. Dagegen haben wir für die Einkomnmen- ‚Gewerbe- 
und Vermögenssteuer Abänderungsvorschläge gemächt, die 
im einzelnen noch näher dargelegt werden. Die he 
nannten 3 Vorlagen enthalten kleine Ermäßigungen un 
Verbesserungen,sodaß wir sie mit den Pr2 fenen Ab- 
änderungen ännehmen werden. Es ist dabei zu a 
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daß die Regierungskommission die direkten Steuem etwas 
abgebaut hat ‚wenigstens, soweit sie den Gemeinden zu- 
fallen,der von ihr genommene Ersatz,die Erhöhung der in- 
direkten Steuem sein soll. Wir haben darauf zu achten, 
daß eine Schädigung der \emeinden verhütet wird. Das ha- 
ben wir dadurch zu erzielen versucht, daß der Lohnsteuer- 
abzug in Neuntel verteilt werden soll,statt_wie bisher in 
Elfteln. Nach unserem Vorschlag sollen die Gemeinden 6/9 
erhalten. Es ist Bis1iB, daß der Anteil der Kirchengemein- 
de,der jetzt ein Elftel beträgt, auf ein Neuntel erhöht 
wird. Darüber hinaus haben wir beantragt,daß ein weiterer 
eil der Steuern an die Gemeinden abzuführen ist. Die Ge- 
meinden haben heute große Aufgaben zu erfüllen. Durch die 
instliche Niedrighaltung des Iohnnivesus und durch die, 
Niedrighalt der fensionen im Saargebiet sind die Sozi- 
aletsts der Gemeinden außerordentlich angewachsen. Auch 
die kulturellen Aufgaben haben sich vermehrt. Wir leben 
im Saargebiet von deutscher Kultur, Den Gemeinden sind 
durch die Abtrennung des Saargebietes kulturelle Aufgaben 
gugefallen die sie früher in Hosen Na ße nicht hatten. Der 
taat leistet in allen ländern Zuschüsse für Kunst und 
Wissenschaft und zu anderen Kulturaufgaben. Warum soll 
das die Regierungskommission nicht tun ? Wenn man aller- 
dings hört, daß eine jerung auf a ge und Zahn- 
reinigungsmittel luxussteuer erheben will,kann man von 
einer derartigen Regierung auf kulturellem Gebiet aber 
nicht viel erwarten. Die Hegierung muß ermeut_prüfen,ob 
sie der ihr im Jahre 1923 gegebenen Anregung Folge leisten 
und dafür sorgen will,daß die Steuern möglichst auf wert- 
beständiger Grundlage erhoben werden, Es ist anzunehmen, 
daß die Inflation des französischen Franken ein schnelle- 
res Tempo anschlagen wird. Gegen eine Inflation hilft 
aber nichts mehr. Wenn die Inflation ein schnelleres lempn 
erreichen sollte, sind Staat und Gemeinden Bagenen schutz- 
los, Zu BErkgen Küre ob wir nicht selbst eine _Notenpresse 
au Seurgebie aufstellen und unseren Bedarf selbst drucken 
ollen. | 
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Die Regierungskommission betont ständig,daß 
diese und jene Steuer in Frankreich noch höher ıst_ oder, 
gerade so hoch wie bei uns. Was geht uns das an ? Die Bin- 
gliederung ir das französische Zollgebiet bedeutet doch 
nicht Steuergleichheit. Wenn Frankreich uns in seinen 
Zollgebiet als ein Fremdkörper empfindet,so soll man uns 
aus dem französischen Zollgebiet Rinauswerten. Für dieses 
Hinauswerfen wäre das ganze Saargebiet dankbar. 
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| Aber selbst das Argument der Steuergleichheit 
ıst nicht stichhaltig. Der Regierung erscheint es zweck- 
näbie, hier die französische (oxuss euer einzuführen..Man 
führt damit aber noch lange nicht die gleichen Steuern 
ein,im Gegenteil,man würde dadurch bei uns weserttiu.. 
höhere Steuern erheben, denn wir wissen, des ın Frank- 
reich 95 % der Steuerpflichtigen auf dem Hege eines Ver- 
gleichs mit der Steuerbehörde sich einfgen und dab sıe 
ın Wirklichkeit nur einen kleinen Teil der Steuern bezah 
len. Aber sonst würde eine Stewergleichheit auch noch 
lange nicht gleiche BUalar PRRENESLLOTTE wir wissen Iler- 
ner,daß es in Frankreich mehr Autpmobilbesitzer gibt wis 
Steuerzahler, Die gleiche Steuer kann durch die Art der 
Erhebung 
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Erhebung oder besser gesagt,durch die Art der Nichterhe- 
bung,grundverschieden werden. Die französische Steuer- 
erhebung darf jedenfalls mit der saarländischen überhaupt 
nicht verglichen werden. 


, Von dem Studienausschuß,der s.Zt. von Herm 
Rault bei der Notverordnung als Sturmblock gegen die Saar- 
a 2 benutzt wurde, hat man seit dieser Zeit nichts 
mehr ia Ich weiß nicht;. ob der Studienausschuß noch 
besteht. Die einzige Nachricht,die wir von ihm haben, ,er- 
hielten wir durch den Haushaltplan. Dort steht der Stu- 
dienausschuß als Aunpebepoeten verzeichnet. Wenn die Re- 
gierungskommission ihn tätsächlich noch anhören sollte, 
so wir es jedenfalls er Er zu hören,bevor man 
dem Landesrat Gesetze unterbreitet. Vielleicht würde es 
dem Studienausschuß gelingen, die Regierungskommission 
vor mancher Blamage zu bewahren und davor zu schützen,daß 
die Steuervorlagen mit mangelnder Begründung und unter 
Außerachtlassung jeden Systems dem ländesrat zugehen. Der 
Studienausschuß würde dann vielleicht noch andere Mittel 
suchen müssen,die Nirtschaftsnot des Saargebietes zu be- 
heben. Die Saargebiets regierung weiß kein anderes Mittel 
zur APR Bane der augenblicklichen Wirtschaftsnot ‚als die 
Krise noch durch neue Steuervorlagen zu verschärfen. 


‚. _ Meine Pflicht ist ferner, darauf hinzuweisen, 
daß bei der Steuerbehörde manche üble Kriegs-und Infla- 
tionsgewohnheit sich eingebürgert hat. Es geht nicht an, 
daß man ganze Klassen von Steuerzahlern einfach als De- 
fraudanten erklärt und sie mit irgendwelchen Summen ,nur 
nicht nach ihrer Steuererklärung einschätzt und daß man 
alsdann die aufgrund dieser ROUTE angeforderten 
Vorschüsse in entwerteten Franken nach langer Zeit zu- 
rückbezahlt, Wenn aus agitatorischen Gründen versucht 
wird,einen Gegensatz zu konstruieren zwischen Lohn- 
Steuerzahlern und anderen Steuerpflichtigen,so muß insbe- 
sondere auf die latsache hingewiesen werden, daß in man- 
chen Fällen erheblich über die Gegenwartsbesteuerung 
ige a wird. Wenn zu viel Vorschüsse erhoben wer- 
den,ist es keine Gegenwartsbesteuerung mehr,sondern eine 
Zukunftssteuer. 


Wenn ich zum Schluß nochmals auf den Zoll zu- 
rückkomme, so geschieht das, um auf den Zusammenhang 
zwischen Zoll und Steusr hinzuweisen. Die Bevölkerung 
bezieht nach wie vor ihre Ware aus Deutschland. Sie 
knappst sich dafür manchen Bissen vom Munde ab,schränkt 
den Verbrauch ein,nur um die Ware aus Deutschland kaufen 
zu können. Die Ware muß infolge des hohen ee 
länger vorhalten. Aus der latsache daß trotz der holten 
Zölle noch Ware eingeführt wird, glaubt man nun das Recht 
herleiten zu können,zu erklären, daß die Zölle tragbar 
Sind, daß man sie erhöhen kann und man glaubt, diese nun 
durch die Zölle gewaltig verteuerten "Waren auch noch nit 
Tuxussteuer belegen zu dürfen. In Frankreich hat man für 
Tradition und Gewohnheit der Bevölkerung kein Verständnis. 
Der französische Bevollmächtigte,Herr Serruys,der wegen 
des Saarzollabkommens mit den sc.erlärdischen Interessenten 
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verhandelt hat,hat mehr wie einmal erklärt,daß von vorn- 
herein alle Zollwünsche, die nur aus Tradition ‚Sitte und 
Gewohnheit gestellt werden,keine Aussicht auf rfüllung 
hätten. Mir halten es auch für notwendig,unserem ‚bereits 
in der en SAanEröitgung ausgesprochenen Protest 
darüber, daß die französische Zollverwaltung an der Gren- 
ze die Steuerhoheit für sich in Anspruch nimmt und Un- 
satz-und luxussteuer erhebt,nochmals zu unterstreichen. 

Die Regierungskommission muß auf sofortige_ 
Abänderung dieses ungesetzlichen Zustandes drängen. Seit- 
dem ist die ungesetzliche Einfuhr -Umsatzsteuer auf 2 % 
und die luxussteuer auf 15 % erhöht worden. Der franzö- 
Sische Staat erhebt die Luxussteuer bei der Einfuhr erst 
seit einigen Monaten,nicht etwa schon seit 10.Januar 1935, 
offenbar aus kleinlichem Konkurrenzneid. Man fürchtet, 
das Saargebiet könnte es etwas besser haben als Frank- 
reich. Nan macht sich nicht klar,daß infolge der wirt- 
Schaftlichen Verhältnisse eine große Verteuerung gegen- 
über Frankreich bestehen muß. Selbst,wenn in einem Fin- 
zelfalle das Saargebiet sich etwas besser stellen würde 
wie Frankreich, w:rde Frankreich zugrunde Benep: Ich be- _ 
zweifle aber, daß eine Besserstellung des Saargebietes. 
überhaupt eintritt. Im gegebenen Falle würde das nur ein 
kleiner Ausgleich sein peemnüber den Vorteilen,die Frank- 
reich auf wirtschaftlichem Gebiet uns voraus hat. 


._... Nenn der französische Franken aber eines Tages 
stabilisiert ist, so können alle diese Inflationssteuem 
abgebaut werden, sie müssen genau so abgebaut-- werden, 
wie das augenblicklich im Reiche der Fall ist. Die Sta- 

ilisierung des Franken muß aber in erster Linie durch 

as französische arlament,durch Beschränken der Aus- 

abe_ des Haushaltes erfolgen. Alle die Steuern, 

ie Frankreich jetzt einführt,werden den Sturz des Fran- 
ken eher beschleunigen wie aufhalten, wenn Frankreich 
nicht endlich den heroischen Entschluß faßt, seine Aus- 
en einzuschränken und die übertriebenen Rüstungen 
abzubauen. | 


Ich möchte dann nochmals einer bereits früher 
von uns gegebenen AnTORunE Ausdruck verleihen,näach der 
die Steuergesetze und insbesondere auch die Reichsabgabe- 
Ordnung, die in vielen Paragraphen im Saargebiet abge- 
ändert ist und die noch unübersichtlicher wird dureh die 
jetzigen Abänderungen, in den demnächst gültigen’ Texten 
neu zu fassen und als Druckwerk herauszugeben,da es augen- 
blicklich nicht möglich ist, im Saargebiet einen richti- 
gen und zuverlässigen Gesetzestext zu finden. 


"Zum ©chluß möchte ich noch feststellen,daß 
die Art und Weise, wie die Regierungskommission ver- 
Sucht hat, zu einer schnellen, fast möchte ich sagen, 
einer überstürzten Beratung dieser Steuergesetze zu 
drängen,uns sehr wenig gefallen hat. Bereits vor einem 
Jahre, als uns die indirekten Steuervorlagen vorgelegt 
wurden, hat uns die Hegierungskommission versprochen 


in dem Einkommensteuergesetz die Nerbungskosten und die 


sozialen Steuerstufen zu verbessern. Zur Einlösung die- 

ses Versprechens hat die Regierungskommission selbst ein 

Jahr gebraucht. Nachdem sie ein volles Jahr zur_Fertig- 

Stellung dieser Vorlage gebraucht hat,soll der landes- 
die Vorlage beraten, Dabei 


mußte 
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mußte der landesrat schon bis zum 29.März warten,bis er 
die Unterlagen bekam,die er vorher gefordert hatte. Es 
ist daher bei dem starken Drängen der Regierungskomnis- 
sion verständlich, wenn unter der Bevölkerung das Gerücht 
aufgetaucht ist, daß die Kegierungskommission am 1.April 
die Steuergesetze, besonders diejenigen über die indirek- 
ten Steuern ohne Befragen des ländesrates in Kraft setzen 
wollte.Was daran wahr war,kann ich nicht sagen. Wir kön- 
nen demgegenüber aber nochmäls betonen,daß_ der Landesrat 
nach wie vor die Ansicht vertritt,daß er allen Steuerge- 
setzen zustimmen muß. 


Der $ 26 über die Steuerbefragung und der 
$ 23 über die Befragung der französischen Bergwerksdirek- 
tion enthalten die gleiche Fassung. Es heißt dort: Befra- 
gung der Bevölkerung, auf französische: consultation. 


RT Der $ 23 wegen Befragung der Bergwerksdirek- 
tion ist von der Regierungskommission aber stets so aus- 
gelent worden,daß die Bergwerksverwaltung zustimmen muß. 
je Hegierungskommission kann aber den $ 23 nicht anders 
auslegen wie den 3 26. Wird zweimal dasselbe Wort hinter- 
einander gebraucht,so kann es nicht jedesmal verschiede- 
ne Bedeutung haben. Der $ 26 muß daher genau so gehandhabt 
werden wie der 3 23. Eine Zustimmung des landesrätes zu 
allen Steuervorlagen ist unseres Erachtens unbedingt er- 
forderlich. Das ist schon mehrfach ausgeführt worden, 
aber ich glaube ,‚das nochmals wiederholen zu müssen. 
Eine Rn ahrung der neuen Steuern wider unseren Willen 
würde eine Verletzung des Versailler Vertrages bedeuten. 
Auch der neuen Hegierung würden wir schärfsten Kampf an- 
sagen,wenn sie sich diese Verletzung zuschulden kommen 
ließe. Wir hoffen,daß der neue Präsident des Saargebietes, 
Herr Stephens, seın Amt so auffassen möge ‚wie das sein 
kanadischer Vorgänger,Herr W au g h, Zetan hat. Daß er 
also der Bevölkerung Recht und Gerech 1 
läßt und daß er bei seiner rar igkeit sich die 
Richtschnur des Völkerbundes,die Wohlfahrt der Bevölkerung 
zu wahren,vor Augen führt als obersten Grundsatz. Sein 
Vorgänger,Herr Rault, hat in hervorragendem Maße dazu 
beigetragen,daß dem Saargebiet so viele Millionen ver- 
loren gegangen sind. Ich könnte schon verstehen,wenn 
Herr Stephens seine Regierun BgRe damit Bene 
würde ‚daß er Herm Rault auffordert, für die Rückerstat- 
tung dieser Milkionen Sorge zu tragen. Das Saargebiet 
aber kann nur in Variierung eines Ausspruchs des Kai- 
sers Augustus ausrufen: Viktor, Viktor, gib mir meine 
Millionen wieder! Es bleibt abzuwarten, ob Frankreich 
diesem Rufe Folge leisten wird, oder ob es sich bereit- 
finden wird, dem Saargebiet Wiedergutmachungsdienste zu 
leisten. Es ist mir wohl bekannt, daß es im französl- _ 
schen Volk verschiedene Strömungen gibt und daß dort eıne 
starke Minorität besteht, die dem Saargebiet Gerechtig- 
keit widerfahren lassen möchte, Aber die Wünsche des 
Saargebietes dringen nicht zu dem Ohr des Teiles der 
französischen Bevölkerung oder sie kommen dorthin in 
entstellter Form. Alle französischen Beamten,von Raul 
und Morice angefangen ‚zählen zu der Richtung Poincare, 


sie 
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sıe sind ins Saargebiet geschickt worden zu einer Zeit, 
in der der schärfste Chauvinismus und Nationalismus in 
Frankreich regierte. Solange diese Leute im Saargebiet 
regieren, besteht keine Ho ee auf eine „03 85 7unE der 
Verhältnisse. Diese Beamten werden auch der neuen egie- 
rungskomission Steine in den Neg zu legen suchen; sie 
werden ihre Tätigkeit erschweren. Nachdem sie selbst mit 


ihrer Regierungstätigkeit so großes Fiasko erlitten haben, 


wäre es Ihnen natürlich erst unangenehm,wenn etwa eine 
neutrale Regierungskommission mehr Erfolg haben sollte. 


Nenn der bereits zitierte Franzose Jean Reviere 
vor einigen lagen ae rogt hat, warum ist _ der Locarnogeist 
im Saargebiet noch nicht eingezogen, so liegt das an die- 
sen Beamten,die mit Absicht verhindern,daß der Geist von 
locarno zur Auswirkung gelangt. Die Regierungskommission 
muß sich dieser Beamten entledigen. Erst dann kann Bes- 
serung eintreten. 


Mt der bisherigen Wirtschaft muß jedenfalls 
Schluß gemacht werden. Auch der Völkerbund at mancher- 
lei auf sein Schuldkonto geladen. Er kann es nicht zu- 
lassen, daß in dem von ihm verwalteten Lande die Korrup- 
tion auch auf finanziellem Gebiet herrscht. 


Wir müssen Herm ee sagen: " landgraf 
werde hart ! Sorge für Ehrlichkeit und Ordnung in der 
aelsuns des vaargebietes." Wir hoffen, daß Ehrlich- 
keit und treue auch wieder in die Treuhandverwaltung 
‚des Völkerbundes einziehen wird und daß insbesondere 
der neue Präsident nicht in die üblen Fußstapfen seines 
Vorgängers eintreten wird, sondern, daß er auch bei der 
teuergesetzgebung seinen neutralen Standpunkt betone 


und eintreten wird für Billigkeit,Recht und Gerechtigkeit. 


( Bravo- Rufe ) 
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lorsitzender: Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffmann! 


\bg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Bis Ende des Jahres 1923 bestand 
im vaargebiet das preußische und das bayrische Steuerrecht. - 
Im letz en SAlbjeht 1923 hat die ee Fl re 
nachvorheriger Befragung des landesrates,das Steuerrecht 
einer Reform unterzogen und gleichzeitig auf den Franken 
rn und dabei natürlich auch eine wesentliche Er- 

Öhung in den Steuern vog@enommen. Sie hat dabei ,wie ge- 
sagt, ein Steusrreght dufchgeführt,das eine ungeheuere 
astung für die »aarbevölkerung,insbesondere für die 
Arbeiterschaft,mit sich brachte und das durch die neuen 
Vorlagen in dieser Hinsicht noch weiter ausgebaut werden 
soll. Mein Herr Vorredner hat bereits auf die Belastung 
hingewiesen. Ich gestatte mir, noch einmal diese Bela: 
stwg durchzugehen. | 


Wie sieht nun die steuerliche Belastung im »aar- 
ebiet aus? Im letzten Haushalt und zwar in dem Haushalt 
es Jahres 1925 wurde festgestellt, daß der Haushalt mit 

223 Millionen Franken in Einnahme und ee ee abschließt. 
Meine Herren! Dieser Betrag ist sicherlich viel zu gering, 
angesetzt. Denn nach den Zahlen,die uns der en ie = 
vertreter in der letzten Kommissionssitzung mitgeteilt 
hat,betrugen bereits im Jahre 1924 die Ausgaben 

227 180 983,39 Franken. Wenn also bereits im Jahre 1924 
die Ausgaben über 227 Millionen Franken betragen haben, 
dann ist sicher der Etat für 1925 mit 223 Millionen 
Franken zu gering angesetzt gewesen. Nimmt man nun an 

daß die anderen Öffentlichen lasten,die die Saarbevölke- 
rung zu tragen hat,177 Millionen Franken betragen,so _ 
kommt man, wenn man als Beispiel diese Zahl annehmen will, 
zu einem Gesamtbedarf von jährlich 400 Millionen Franken. 
Die 177 Millionen andere öffentliche lasten sind sicher 
nicht zu gsring angesetzt. Denn allein schon 170 % Un- 
lagen auf die Einkommensteuer machen 111 Millionen Fran- 
ken rich aus. Dazu kommen die Grund-und Vebäudesteuer, 
die Umsatzsteuer,die \ewerbesteuer, die Kirchensteuer usw. 
Die Saargebietsbevölkerung hat allein,wenn man diese Zah- 
len annimmt, eine ungeheuere Summe aufzubringen. Bei der 
Aufstellung des Haushalts für das Jahr 1925 stand der __ 
Franken: zur Goldmark 1 : 4,5 . Das bedeutet, daß man für 
eine Mark 4,5 Franken bekam. Somit waren die 400 Millio- 
nen Franken damals 89 Millionen Goldmark. Die Belastung 
betrig pro Kopf der Bevölkerung somit 127 RM gegenüber 
 ı— im Frieden. Schon daraus ist zu ersehen,daß eine 
Beni tige Steigerung eingetreten ist,die sicher noch hö- 
er ist,da,wie bereits gesagt, im Haushalt des Jahres 
1925 nur 223 Millionen eingesetzt sind, die tatsächlichen 
Ausgaben aber bereits 1924 227 Millionen betrugen und 
Sich wahrscheinlich 1925 über 250 - 260 Millionen stel- 
len werden. Nimmt man nun an, daß die vwaarbevölkerung 
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einem Kurse 1 : 4,5 ein Betrag von 110 Millionen Gold- 
mark. Ende 1925 war das aber nur mehr ein BE von 82 
Millionen Goldmark bei einem Kurs von 1 : 6. Mithin hat 
die Saargebietsbevölkerung eine Inflationssteuer im Jahre 
1925 von sage und schreibe 27 Millionen Goldmark bezahlt, 
und zwar bezahlt zugunsten Frankreichs. Das macht dann 
auch pro Kopf 153 Sprölle rang 38,50 Goldmark. Nimmt man 
diese 38,50 Goldmark zu den 127 Goldmark,die die Bevölke- 
rung Pr Kopf aufbringen muß,dann kommt ein Betrag von 
165,50 Goldmark heraus. Also wir haben im Jahre 1925 be- 
reits gegenüber der Friedenszeit 88,50 Goldmark mehr be- 
zahlt. Und wenn die Kopfquote im Heich nunmehr 150 Gold- 
mark gegenüber 77 Goldmark im Friedenbetrug ‚so ist die 
steuerliche Belastung der Bevölkerung des »aargebietes 
weit höher als diejenige der Borölierung im Feich. 


| Meine Herren! Wenn Sie dabei berücksichtigen,daß 
die Kaufkraft der Mark im Saargebiet viel höher ist wie 
im neigh dann kommt man zu der -uffassung ‚daß die steuer- 
liche Belastung für die Bevölkerung des sargebietes un- 
tragbar geworden ist und daß sie keinesfalls mehr eine 
Erhöhung a sie wissen,daß wir nach dem Versailler 
Vertrag keine heparationslasten zu tragen haben. Wir zah- 
len trotzdem höhere Lasten wie die Bevölkerun im Reich, 
und besonders deshalb müssen wir verlangen,daß hier unbe- 
dingt eine steuerliche Entlastung eintritt. Geht man et- 
was weiter zurück,dann kommt man zu der Auffassung,daß 
die Saarbevölkerung seit 1. Juli 1923 insgesamt an Infla- | 
tionssteuer 42 Millionen Goldmark gezahlt hat. Das macht | 

ro Kopf der Bevölkerung 60 Goldmark aus. Schon an. diesem 
eispiel glaube ich betonen zu sollen; es ist unbedingt 
notwendig,daß die Hegierungskommission alles unternimmt, 
daß diese Inflationssteuer,die neben anderen Vergünsti- 
gungen, die Frankreich aus der Saarbevölkerung herausholt, 
vorhanden ıst,unbedingt beseitigt wird. 
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Meine Herren! Mein Herr Vorredner hat auch auf die 
Besteuerung der Grubenverwaltung hingewiesen. Die Besteu- 
rung der Grubenverwaltung ist durch eine EOS FRRR 
zwischen der HRegierungskommission und dem französischen 
Staat zustande gekommen. Diese Vereinbarung ruht in den 
Geheimakten der Regierungskommission. Bis"jetzt hat der 

andesrat davon keine Mi teilung erhalten,man hat ihn auch 
nicht darüber befragt. Diese Vereinbarung war auch nicht 
im Amtsblatt enthalten. Schon allein aufgrund dieser Tat- 
Sache kann man annehmen, daß die ee I ge ‚überhaupt 
ungesetzlich ist,da doch nur eine solche wichtige Vereih- 
barung Gesetzeskraft erlangen kann,wenn sie von der Re- 
gıerungskommission im Amtsblatt veröffentlicht ist. Sie, 
wissen, wenn Deutschland mit Frankreich Verträge abschließt, 
dänn wird dieser Vertrag vom Reichstag ratifiziert und 
dann im Reichsgesetzblatt Teil Il veröffentlicht. Das Ab- 
mmen ıst aber nicht vom landesrat ratifiziert und im 
mtsblatt nicht veröffentlicht worden. Wir haben nur hin- 
tenherum Kenntnis davon erhalten, wie diese Verrechnungs- 
methode aussieht. Diese sieht folgendermaßen aus: 
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. Das saarländische Volksvermögen ist nach der 
Preußischen Ergänzungssteuer angenommen worden mit 1 017 
illionen Goldmark. Das Kapital der Gesellschaften, die 
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außerhalb des Saarnebietes ihren Wohnsitz haben, hat man 
mit 140 Millionen Goldmark angenommen. Die saarländische 
kapitalisierte Arbeitskraft ist mit 838 Millionen Goldmark 
eingesetzt und der Wert der Saargruben mit 346 Millionen 
Goldmark. Der Gesamtwert des saarländischen Volksvermögens 
beträgt demnach 2 341 Millionen Goldmark. Auf Grund dieser 
Methode kam man zu einer Wertschätzung der Saargruben von 

> % des saarländischen Volksvermögens. Es ist ein Unding, 
daß man die Arbeitskraft kapitalisiert und ein Vermögen des 
Saargebietes herausrechnet. Es ist wohl klar,warum man die- 
se Methode aufgestellt hat,doch nur deshalb, um die Saar- 
graben möglichst günstig zu stellen. Würde man im Heich 

ie Arbeitskraft so schätzen wie im Daargebiet,dann würde 
dieselbe dort 80 Milliarden Goldmark betragen : dann wäre 
das Reich in der lage, die Daweslasten zu tragen. Aber je- 
der weiß, daß sich eine so\che Berechnung in der Praxis“ 
nicht auswirken kann. Auf Grund dieser Berechnung zahlt die 
Grubenverwaltung jeariieh. 16 8 Millionen Franken an Steuern 
und zwar in Pauschäle. Mein Herr Vorredner erklärte,daß an 
diesem Betrag auch noch abgerechnet würde. In Haushalt für 
1925 sind 16,8 Millionen Franken en bi plus 1,5 Milli- 
onen für Kohlensteuer. In den Antworten, die uns die Be- | 
| B1e rungskonmission ab, ist erklärt, daß die Grubenverwal- 

ung monatlich 1,5 Millionen Franken an Vorschüssen zahlen 
würde. Ich bin die Zahlen, die uns mitgeteilt wurden durch- 
gegangen und konnte feststellen, daß im Jahre 1924 49 Mlh- 
onen Franken an Kohlensteuern im Etat ein esetzt gewesen 
Sind. Vielleicht hat sich mein Herr Vorredner geirrt,denn 
er sagte 96 Millionen. Ich nehme an,daß die von mir genann- 
ten Zahlen den Tatsachen entsprechen. Es ist ferner zu er- 
sehen, daß im Jahre 1925 30.7 Millionen Franken weniger 
gezahlt wurden wie im Jahre 1924. Dieser Ausfall muß von 

er Hegierungskommission sonstwie gedeckt worden sein,denn 
1925 sind 25,5 Millionen Franken mehr an Steuern eingesetzt 
gegenüber dem Jehre 1924. Dazu kommen 10 Millionen Franken 
mehr an Zöllen,ergibt zusammen 35,5 Millionen Franken Steu- 
ern,die mehr aus der Bevölkerung herausgeholt worden sind. 
Neben den 16,8 Millionen Franken ‚welche die Grubenverwaltung 
zum Stastsbudget zahlt, zahlt sie noch 8,5 Millionen Franken 
Umsatzsteuer für Kohlen und noch 2,4 Millionen Goldmark 
umgerechnet zum jeweiligen Tageskurs an Steuern für die 
Gemeinden des Saargebietes. Nach der Zusammenstellung der 

glerungskommission zahlt die Grubenverwaltung 39 Mılli- 
onen Franken. Die 2,4 Millionen Goldmark,die den Gemeinden 
ar, werden, sind nach meinem Dafürhalten so anzu- 
Sehen, als wenn eine Gewerbesteuer gezahlt würde. 


Ich glaube ,dieser Betrag reicht auch an den heran, 
den die frühere preußische Grubenve rwaltung den Gemeinden 
zuführte. Es wäre nur unbedingt notwendig,daß dieser Be- 
1 etwas gerechter verteilt würde. Ich betone ausdrück- 
lich und fasse zusammen,daß wir die Auffassung vertreten, 
daß eine solche wichtige Vereinieun zwischen dem »aar- 
218° und Frankreich unbedingt Rätte dem Landesrat vorge- 

est und im Amtsblatt veröffentlicht we.rden müssen. Ich 
betone ausdrücklich ‚daß die französische Grubenverwaltung 
viel zu wenig Steuern bezahlt. Ich muß auıch darauf hinwei- 
sen,daß andere Industriezweige fast gamichts zahlen. Das 
stelle ich ımmer wieder fest bei den bürgerlichen Parteien 


des 


Syyauag »y>5ı ya 2 Bouasc us Y204 G+ Dos | H 7 






u 5 


° 


> 
In 





RR 


des saargebietes,daß man nur schreit:"Haltet den Dieb!" 
Damit die anderen aber hübsch in Ruhe gelassen werden. Ja, 
meine Herren, ich werde in meinen Sa ae ren schon sagen, 
was ich zu sagen für notwendig halte. Nach den Erklärungen 
des Hegierungsvertreters sind in der Lohn-und Gehaltssteu- 
er zu verrechnen gewesen 29 Millionen im Jahre 1925. Die 
Kinkommensteuer betrug. für den Staat 20 Millionen. Ich muß 
betonen,daß ein großer Teil der freien Berufe nicht zur 
Lohnsteuer herangezogen wird. Herr Becker betonte zwar, 
daß er auch lohnsteuerpflichtig sei. Es trifft aber ferner 
zu, daß düe Beträge, die hier noch durch die Veranlagung 
nachzuholen,unter den Einkommensteuerbeträgen enthalten 
sind;daß besonders die Steuerbeträge der juristischen Per- 
sonen ,das sind die großen Industriezweige,die Aktiengesell- 
schaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung usw. ‚in 
diesen 20 Millionen enthalten sein müssen. Wenn man das 
richtig übersieht, kommt man zu der Auffassung,daß die 
großen Industriezweige überhaupt nichts zahlen. Wir haben 
ın der Kommission auch erklärt,daß wir.einmal Auskunft 
darüber haben wollten, Es ist uns die . Antwort zuteil g - 
worden, das ginge nicht, da das Steuergeheimnis es nicht 
zuließe. Ich glaube aber sagen zu sollen, daß wir im Saar- 
gran, nach und nach zu der Auffassung kommen müssen,daß 
ie Steuerlisten offen gelegt werden,damit man sehen kann, 
was andere Kreise an Steuern für das Budget des Saargebie- 
tes aufbringen. So ist mir u,‚a.mitgeteilt worden, daß die 
Firma Röchling in Völklingen überhaupt keine Einkomezen- 
steuerbeträge seit Jahren bezahlt. In der Gemeinde Völk- 
lingen ist das Steuergebahren der Firma Röchling bekannt. 
Es wurde erklärt, daß die Firma in Friedenszeiten allein 
für die Gemeinde Völklingen 5 bis 600 000 Goldmark zu zah- 
len hatte ,währenddem sie im Jahre 1925 nur 517 000 Franken 
bezahlt habe. Also noch nicht einmal soviel Franken wie 
im Frieden Goldmark. Somit ist zu ersehen,daß die Fırma 
öchling, trotzdem der Betrieb nicht im entfemtesten so 
aufgebaut war wie jetzt, in Friedenszeiten das Siebenfache 
an »teuern zahlte wie jetzt, oder gar noch mehr. Wenn man 
die anderen Industriezweige durchgeht' meinetwegen die 
roßen Hüttenwerke in Neunkirchen ‚Burbach usw.- wird man 
asselbe feststellen,nämlich,daß die Herrschaften für das 
Staatsbudget nichts zahlen und für die Gemeinden nur sehr 
wenig. Dadurch entsteht natürlich ein großer Steuerausfall. 
Bedenkt man,daß in der Metallindustrie allein 40 000 Ar- 
beiter beschäftigt werden, im Bergbau 75 000, insgesamt 
nach den Wirtschaftszahlen der Regierungskommission 
185 000 Arbeitnehmer beschäftigt sind,somit also 110 000 
rbeitnehmer in anderen Industrien wie im ae aa rar 
kommt man zu der Auffassung,daß aus diesen Industrien, 
wenn sie er erg steuerlich herangezogen würden,sich 
noch sehr yiel herausholen ließe. Also ich betone aus- 
drücklich,daß wir der Auffssung sind, daß die Grubenver- 
waltung zu wenig Steuern zahlt, aber auch die anderen 
Industriezweige und diejenigen Personen,die ein hohes | 
Einkommen beziehen,werden zu stark geschont. Denn es könn- 
te da noch sehr viel mehr herausgeholt werden. 


| Meine Herren! Wie sieht nun die steuerliche Ver- 
teilung aus ? Ich habe Ihnen mit Zahlen gedient und ich 


glaube 
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glaube, Ihnen auch da mit Zahlen dienen zu müssen. Wenn 
von einer Bevölkerung Steuern erhoben werden müssen,dann 
soll man sie wenigstens so verteilen,daß die arbeitenden 
Klassen nicht überwiegend diese Steuern aufbringen müssen. 
Aber das ist im Saargebiet der Fall. Nimmt man den Haus- 
halt des Saargebietes als Grundlage an,so sieht man,daß 
im Jahre 1925 eingesetzt waren für Einnahmen aus der Ein- 
kommensteuer 41 Millionen Franken gegenüber 38 Millionen 
im Jahre 1924; aus der Vermögenssteuer 8 Millionen im Jahre 
1925 und 6 Millionen im Jahre 1924 aus der Umsatzsteuer 
0,7 Millionen im Jahre 1925 und 18 Millionen im Jahre 1924. 
Aus der Erbschaftssteuer 2 Millionen im Jahre 1925 und 
2 Millionen im Jahre 1924, Aus der Verkehrssteuer 0 Millio- 
nen im Jahre 1925 und 5 Millionen im Jahre 1924, Aus der 
Verbrauchssteuer ‚nämlich aus der Biersteuer im Jahre 1925 
‚5 Millionen und 7 Millionen im Jahre 1924. Aus der Brannt- 
weinsteuer 10 Millionen im Jahre 1925 und 5,5,Millionen 
im Jahre 1924. Aus der Wein- und Schaumweinsteuer im Jahre 
1925 1,5 Millionen und 2 Millionen 1924; aus der Mineral- 
wassersteuer 0,15 Millionen im Jahre 1925 und 0,11 Millionen 
im Jahre 1924. Aus der Zündholzsteuer 0,6 Millionen im 
Jahre 1925 und 2,5 im Jahre 1924. Aus der labaksteuer 
Millionen im Jahre 1925 und 5,3 Millionen im Jahre 1924. 
us der Spielkartensteuer 0,05 Millionen im Jahre 1925 
und 0,05 im Jahre 1924. Aus der Leuchtmittel-und Zündwaren- 
steuer 0,35 Millionen im Jahre 1925 und 0,30 Millionen 
im Jahre 1924. Aus der Kolonialwarensteuer im Jahre 1925 
Millionen und im Jahre 1924 nichts, aus der Mineralöl- 
steuer im Jahre 1925 1,5 Millionen und 1924 nichts. 


| Der Haushalt weist somit Re Stew rein- 
nahmen 125,5 Millionen gegenüber 100,5 Millionen im era 
re auf. Dazu kommt dann die Besteuerung der Grubenverwa 
tung in Höhe von insgesamt 18.3 Millionen einschl. 1,5 
Millionen Kohlensteuer. Die tatsächlichen Einnahmen sind 
sicher noch viel höher,da die Ist-Einnahme im Haushalt 
nicht in Erscheinung tritt. An direkten Steuern-Einkommens- 
Vermögens- und Erbschaftssteuern sind 49 Millionen gegen- 
über 456 im Vorjahre eingesetzt. An direkten Steuern ist so- 
mit nur ein Mehr von 3 Millionen,währenddem an indirekten 
Steuern ein Mehr von 32 Millionen in u tritt. 
Die indirekten Steuern sind aber wieder hauptsächlich von 
den breiten Volksmassen aufzubringen,sodaß Schon an diesem 
1spiel zu ersehen ist, .wie die astenyerteilung von der 
Regie rungskomnission vorgenommen wird. Das Mehr beträgt | 
allein bei der Umsatzsteuer 12,7 Millionen Franken und bei 
den Verbrauchssteuern 15,3 Millionen Franken. Diese Steu- 
erarten werden jedoch getragen von dem Ankäufer der Waren, 
- sodaß dieselbe von den breiten Volksmassen zu tragen ist. 
Dasselbe tritt bei den Zolleinnahmen in Erscheinung, wo 
auch eine Summe von 10 Millionen Franken an Mehreinnahmen 
eingeht ,sodaß einschl. Zöllen 42 Millionen Franken an ın- 
direkten Abgaben 1925 mehr wie 1924 Biggesotgt sind. Wie 
sieht nun die ren Inne der direkten Steuern aus? Nenn 
wir bereits bewiesen haben, daß die steus rliche Belastung 
überwiegend von den breiten Massen zu tragen ist, so mußte 
naturnotwendig in Erscheinung treten, daß wenigstens bei 
der direkten steuerung die lasten von den leistungsIä- 
higen Kreisen aufgebracht werden. Aber auch das ist nicht 
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nicht der Fall. Ich will auch hier kurz einige Zahlen her- 
vorholen. 


| Meine Herren! Auch da ist das Steuergebahren der 
Regierungskommission unmoralisch und unbedingt reformbe- 
dürftig: Sie wissen, in der Einkommensteuer ist der Iohn- 
abzug als vereinfachte ine der Lohn- und Gehalts- 
empfänger durchgeführt. Derselbe beträgt 6 %; dabei ist 
eın gewisses Bxistenzminimum steuerfrei belassen. Dieses 
Kxistenzminimum beträgt für einen Ledigen monatlich 130 
Franken; es Betrag! im Reich 100 Mark. Bei einem Kurs 

: 6 wären das 600 Mark. 


Nach dem vorliegendenn Entwurf erhöht sich der 
Werbungskostenbetrag von 130 bezw. 160 auf 210.- bezw. 
<60.-Franken monatlich. Dieser beträgt im Reich 100 Nark 
d.i. bei einem Kurs von 1 M= 6 Fr. = 600.-Franken. Er soll 
nach dem neuen Entwurf auf 210 Franken festgesetzt werden. 
ve der Steugrpflichtige verheiratet,so beträgt das Exis- 
venzminimum im Reich 110 Mark = 660 Franken, im Saargebiet 
<’0.-Franken. Ein Steuerpflichtiger nit einem Kind im 
Reich 120 RM = 720.-Fr, im Saargebiet 190 Fr und nach dem 
neuen Entwurf 330 Franken. 


| Mit 2 Kindern i.Reich 140 RN= 840 Fr.a.Saar 220 Fr, 
it 2 Kindern im Reich 140 RM = 840 Fr. a.d.Saar 220Fr.n.Entw. 


3 : RN. En ei x a. 450.-" 
ei. Rt * on, A 
5 A " " 320 „ = 1920 A " 310 ' AHr7O 
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Aus dieser Gegenüberstellung ist zu ersehen, daß bis jetzt 
der Zustand an der Saar untragbar Bene aa 108 und auch nach 
der neuen Vorlage weiterhin untragbar bleiben wird. Es ist 
unbedingt eine angemessene Erhöhung des Existenzminimuns 
erforderlich. Ich versage mir, die Zusammenstellung des 
xılstenzminimums näher zu erläutern, glaube aber betonen 
zu dürfen, daß die Neuregelung keinesfalls befriedigt,denn 
nach dem neuen Entwurf würden die Werbungskosten von 150,.-Fr | 
bezw. auf 210.-Frs für Intertagearbeiter monatlich erhöht. 
Dazu kommt der Abzug für den Sveuerpflichtigen selber, sei- 
ne Ehefrau und seine Kinder. Diese Erhöhung ist so nichts- 
sagend ‚daß man darüber keine Worte mehr zu verlieren \ 
braucht ‚als energisch dagegen Verwahrung einzulegen. Es ist 
notwendig, daß das Existenzminimum demselben im deutschen 
ichseinkommensteuergesetz angepaßt wird - 
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Meine Herren! Ich werde einmal darauf hinweisen, 
wie die steuerliche Belastung in Erscheinung tritt. Stel- 
len wir Vergleiche an. Die prozentuale den den unter Zu- 
race tegung eines Kurses von 1 M = 6 Fr. ergibt folgendes 
ild: | 


Einkommen 


> 
N 
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Reich a Se Neuer Entw. 


led.Steuerzahler 0.9 48 2; 
verh. " olıne Kd. - 4:9 3.6 
” ERROR. 42 Ma r 8 3,0 
r YY Al 3 iR ER" 3.8 1.9 
vr v IA; 6 A Su 2,9 Se, 
Einkommen 150 Rm. = 900 Franken, 
ag’ 5a a ee ah ag 
led.Steuerzahler 3,83 5.1 4.6 
verh. " ohne Kd, 2.67 4.96 4.2 
Rn ven.) je A: 3,8 
® RE RR. As en 4.4 3.0 
| " ’ 12 6 9 EN 23.7 1.8 


Bei einem Einkommen von 110.-RM zahlt im heich nur noch 

der ledige Steuerpflichtige Einkommensteuer. Bei einem 
Einkommen von 150 RM ist der Steuerpflichtige mit 3 Kindern 
steuerfrei, während im Saargebiet auch nach dem neuen Ent- 
wurf immer sehr Susehn.Eighe Beträge zu zahlen sind. Nimmt 
man einen zahlenmäßigen Vergleich an bei einem Kurs von 

1 = 6 Franken ‚so ergibt sich folgendes Bild: 


Einkommen 110 RM = 660 Franken. 


| Reich Saargebiet Neuer Entw. 

led. Steuerzahler 1M=6 Fr. 31:80 -Fr; FEIERT, 

verh. " ohne : > 34.80." 23:40." 
ie ER 1 u A + 2 19.80 " 
vr r iA) , „ = 25 z 20) vr 12 . 60 2) 
" 2) H 6 A j Ss 19 : 20) [Aj 1 80 1 


Einkommen 150 RM = 900 Franken. 


Reich Saargebiet Neuer Entw. 
189, Steuerzahler 5.- = 80 Fr. 46.20° Fr, 41.40 Fr. 
verh. " ohne alt : Mae SE), aA.) " 37:80 h 
eat dee 42.60 ii 34.20 
1) 1 7 3 ' na 39,60 it DT Hi 
12} vr 2 6 A ur 33 F 60 Al 16 e 20 +7 


Also auch mit 6 Kindern zahlt _im Saargebiet ein Steuer- 
pflichtiger, der 900 Franken Lohneinkommen monatlich hat, 
eine sehr ansehnliche Steuersumme. Diese Zahl erhöht sich 
noch dadurch, daß der Lohnsteuerpflichtige mit seiner Lohn- 
steuer nicht abgegolten ist, sondern wenn die Gemeindeum- 
lage höher wie l6&0 % ist und die Erhöhung von 150 % ab 
rent ‚8180 eine Nacherhebung an Steuern in’ Frage 

ommt. | | 


Meine 
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FRE. DR 


Meine Herren! Wir hatten bereits 1923 bei der Be- 
ratung der EateBeheBebung angemessene Anträge gestellt, 
die jedoch damals von Ihnen abgelehnt worden sind. Nan hat - 
te sie damals und bis in die letzte Zeit hinein als Agita- 
Konsantröge bezeichnet,trotzdem Sie selber wußten,daß im 
Reich mittlerweile eine ganz andere Gesetzgebung durchge- 
führt worden ist. Ich glaube da betonen zu sollen, daß Sie 
da auch etwas vorsichtiger für die Zukunft in Ihren Be- 
hauptungen sein müssen,denn es kann nicht angehen,daß,wenn 
eine BET Dopmeneare Anträge stellt, sie von Ihnen ein- 
Tach als ionsänträge bezeichnet werden,trotzdem sie 
-allein schon um Ihre Zustimmung zu erhalten-, so mäßig 
gehalten waren. 


Meine Herren! Was bringen uns nun die neuen Vor- 
yagen? Die neuen Vorlagen bringen uns eine nichtssagende 
Entlastung,die schon bereits vor Jahresfrist zugesagt war. 
Durch die Vorlage der Erhöhung der Einkommensteuer und der 
Umsatzsteuer sollen nunmehr 38,2 Millionen Franken aus der 
Daarbevölkerung neu herausgepreßt werden. Wenn die Ent- 
lastung so aussehen soll, wie die neue Vorlage sie vorsieht, 
dann wird diese Entlastung bereits wieder durch die Ent- 
wertung_des Franken ee ohsn sein d.h. zahlenmäßig wird 
der Verlust überhaupt nicht in Erscheinung treten. Aber 
wenn nun bereits im Jahre 1925 _42 Millionen Franken an 
indirekten Steuern mehr herausgcholt worden sind wie 1924 
und jetzt neuerdings durch die neuen Vorlagen dazu noch 
38,2 Millionen Franken herausgewirtschaftet werden sollen, 
so macht das ein Mehr an indirekten Steuern von 80,2 Mil- 
lionen Franken. Ich glaube garnicht betcnen zu brauchen, 
daß das Steuergebahren der Hegierungskommission von uns als 
Sozialdemokraten unbedingt verırteilt werden muß,da wir im- 
mer mehr die Auffassung vertreten,daß eine neue Besteuerung 
nur dann gegeben ist,wenn die Bevölkerung sie tragen kann. 

o kann es nicht weitergehen. Zu welchen Zwecken werden nun 
diese gewaltigen Steuereinnahmen verwendet ? Nach den An- 
gaben er Hegierungskommission braucht sie für die Besol- 

ung der Beamten usw. über 50 % der Gesamteinnahmen des 
Saargebietes. Diese Summe wird sich durch die Bildung des 
Pensionsfonds noch wesentlich erhöhen. Auf Grund dieser 
atsache ist bereits klar zu erkennen,daß dieser Zustand 

ür die Saarbevölkerung untragbar geworden ist. Denn man 
muß da zu der Auffassung kommen,daß die Beamten nicht für 
das Saargebiet da sind,sondern, daß letzten Endes das Saar- 
gebiet für die Beamten da ist. Und ich glaube betonen zu R 
sollen,daß da unbedingt die neue EREAATUNE eine ApiSzunE 

‚daß der auf e- 
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schaffen muß und zwar in der Weise eblähte De 
amtenapparat in das zulässige Maß wieder zurückgeführt wird. 
Die Mitglieder der Regierungskommission kosten uns allein 
einschl. freimöblierter Dienstwohnung, Autos, der sogenann- 
ten P&cule und der Steuerfreiheit "ehrlich über eine Nil- 
lion Franken. Man kann zum Teil die Auffassung vertreten, 
daß sie "uch nenchn&l mehr wert sind. Aber schließlich 
wäre es für uns Auch mehr wert,wenn man sie mit abbauen 
könnte. Ich glaube, die Bevölkerung würde sich gem zur 
Verfügung stellen, wenn ein Abbau in der Weise geschähe, 
daß der Verwaltungsapparat wieder in das Maß zurückgeführt 
würde, wie er in er lorkriegszeit bestanden hat. 


, . Nimmt man run an, daß_die Mitglieder der Regierungs- 
kommission nach dem Ansatz im Etat 127.500 Franken Jahres- 
gehalt beziehen- der Fräsident erhält noch eine 


7Vv 


besondere 





8.49 . 


besondere Aufwandsentschädigung von 50.000 Franken jähr- 
lich- so beträgt also die P&cule, die nach dem Beschluß 
des Völkerbundsrates 25 % vom Gehalt beträgt, jährlich 
81.875 Franken für die Mitglieder der rege rung. Durch 
diesen Beschluß hat natürlich der verabschiedete Präsident 
Rault* annähernd 200.000 Franken am 1.April erhalten. Wie 
mein Herr Vorredner bereits schon erwähnt hat,ist Herr 
Rault Beamter des französischen Staates und dort pensions- 
berechtigt. Wir können es deshalb nicht verstehen ‚wie der 
Völkerbundsrat solche weittragende Beschlüsse fassen kann, 
die Sich nachher katastrophal im Saargebiet auswirken müs- 
sen. NWir- können es auch nicht verstehen,daß die Regierungs- 
kommission selbst für einen Por zBNeR leıl Saargebietsbean- 
ten eine Pecule von 25 % festgesetzt hat, die den Beamten 


Bear: werden anstelle der Fension,die andere Beamte haben. 


enn wırklich solche Maßnahmen ergriffen werden müssen 
dann sollen sie sich im Rahmen dessen bewegen,was sons 
üblich ist. Ich kann Ihnen erklären,daß die freien Gewerk- 
Schaften auch für ihre Angestellten und Funktionäre eine 
Pensionskasse aufgebaut haben, daß dort aber 4 % vom Gehalt 
in Beiträgen entrichtet werden, um diesen Pensionsfonds 
Speisen zu können. Ich glaube betonen zu sollen, daß für 
dıe otaatsbeamten nach meinem Dafürhalten eine Rücklage 
von 8 % vom Gehalt ın Frage kommen könne. Daher ist es mei- 
nes Erachtens eine Unverschämtheit,daß man 25 % vom Gehalt 
zurücklegt, um den Herrn ihre Pensionsansprüche nachher 
vergüten zu können-. Meine Herren! Wir haben bereits darauf 
hingewiesen, daß der Beamtenapparat des Saargebietes auf- 
eebrant ist. Wir glauben sagen zu sollen, daß nach dem Na- 
erial, das uns vorliegt, ungefähr 32 obere ausländische 
Beamte im Saargebiet vorhanden sind. Dieser Stab von Bean- 
ten benötigt natürlich auch einen EryBen Stab von Dolmet- 
Schern. Nimmt man noch den ganzen Beamtenapparat hinzu,der 
für die Verwaltung ee ist und die Völkerbunds-. 
Bon ieei ‚so ist eine Situation geschaffen,die die vaarbevöl- 
erung nicäat ertragen kann. 


Meine Herren! Sie wissen, im Haushalt des Saarge- 
bietes sind für ‚ehe jägeT über 12 Millionen Franken einge- 
setzt. Wir haben die A sghaffung des Militärs verlangt und 
betont, soweit die kendarmerie eingerichtet werden 
muß, dıe lasten zu übernehmen. Das was. die Regierungs- 
kommission an landjägern geschaffen hat ist viel zu viel, 
denn eine solche Schutztruppe einzurichten ist nicht not- 
wendig,da die vaarbevölkerung zubi ihrer Arbeit nachge- 
gangen ist und zu Einschreitungen keinen Anlaß gegeben hat. 

ine weitere Verstärkung des landjägerkorps wäre nicht am 
Platze,man soll vielmehr den Leuten eine ängemessene Bezah- 
lung zuteil werden lassen. Mir ist zu Ohren gekommen,daß 
die Leute 24 Stunden lang Dienst machen müssen, Ich wei 
nicht, warum man einen Dienst von 24 Stunden einlegen muß, 
da doch die Leute nichts zu tun haben. Ich glaube, daß in 
dieser Frage der Hegierungskommission mitgegeben werden | 
muß, für eine anständige Bezahlung und geregelte Dienstzeit 
zu sorgen. Es kann ih en da in einem Völkerbunds- 
Beet eine 24 stündige Arbeitszeit herrscht. Der Herr 
taatskommissar muß der Regierungskommission diese Dinge 
Schildern,daß die 24 stündige Dienstzeit geändert wird,da 
doch auch Familienväter bei den Lendjägern sind,die von 
ihrer Familie zu lange fern gehalten’werden. 


Meine 
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Meine Herren! Der Völkerbund und Versailler Vertrag 


sind daran schuld, daß wir diesen aufgeblähten ne auhs- 


apparat an der Saar haben müssen. Der Völkerbund beschlie 


sogar neuerdings,was den Mitgliedern der Regierungskonmission 


zusteht. Wenn der Völkerbund solche weittragende Beschlüsse 
feßt, soll er auch die (ourage haben, die lasten dafür zu 
übernehmen. Entweder stellt er den Vorkriegszustand wieder 
her oder er trägt die lasten. | 


Im Haushalt für die Eisenbahn ist bereits der Zuschuß 
für 1925 mit 14,1] Millionen Franken eingesetzt und für die 
Post mit 3,7 Millionen Franken, Aufwendungen für Beamte bei 
der Regierung betragen 96,4 Millionen Becsmnber 64,8 Milli- 
onen für 1924. Das Mehr beträgt 31,6 Millionen Franken. Ich 
habe 'ausgerechnet,daß die Pepoldung 43 % der Einnahmen aus- 
gemacht hat gegenüber 35,5 % im Jahre 1924. 


Bei Eisenbahn und Post re; die Beamtenbesoldung 
99,9 Millionen im Jahre 1925 und 30,3 Millionen im Jahre 

1 24. Hier bringt das Mehr 15,6 Millionen Franken. Schon. 
allein an dem Nehr bei Bisenbahn, Post und Regierungskomi s- 


sion ist zu ersehen, daß _die Erhöhung überwiegend den oberen 


Beamten zugefallen ıst. Demgegenüber kann ich darauf hin- 
weisen, daß die Ausgaben für Arbeitslöhne für Arbeiter der 
Post und Eisenbahn einschl. Materialbeschaffungskosten bei 
‚der Straßenbau verwaltung im Jahre 1924 25,9 Millionen 
und 1925 830,2 Millionen Franken betragen haben. Das Mehr 
beträgt 4,3 Millionen Franken. Schon aus dieser Euer: 
A DE ıst zu ersehen, daß für Arbeiter fast nichts auf- 
ebracht wurde, denn wenn man die Abzüge in Abzug bringt 


ür Naterialbeschaffungskosten bei der Straßenbauverwaltung 


wird der \ehrbetrag ganz gerine in Erscheinung treten, wäh- 
a a Eur Beante unsohenere ihranssaten durchgeführt 
worden sind,. 


Die Ausgaben für religiöse Zwecke treten auch im 
Saargebiet erweitert in anne und betragen insgesamt 
für 1925 6,1 Millionen Franken gegenüber 4,1 Millionen 
im Jahre 1924. Also auch da hat die Re jerungskommission 
Millionen Franken mehr aufgewendet. Dieses Mehr erreicht 
fast das Mehr bei den Arbeiterlöhnen,wenn die NMaterialbe- 


Schaffungskosten bei der Straßenbauverwaltung in Abzug ge- 
bracht werden. 


| Die Ausgaben für die Erwerbslosenfürsorge ‚Sozialver- 
Sicherung einschl. Wochenhilfe ‚wozu ja auch die Reglierungs- 
kommission die Hälfte aufzubringen hät, sind nur mit 6,3 
Millionen Franken im Haushalt des Jahres 1995 eingese tzt 
gegenüber 3,6 Millionen Franken im Jahre 1924. Es ist also 
nur ein Mehr von 2,7 Millionen Franken in die Erscheinung 
getreten.Wir können feststellen,daß die Ausgaben für reli- 
glöse Zwecke also so hoch sind wie die Ausgaben für die Er- 
werbslosenfürsorge und die ganze Sozialversicherung. Neben- 
bei erheben natürlich die Kirchengemeinden ihre Kirchen- 
Steuern noch. Und sehr vile Gemeinden sind da mit 30 % nicht 
mn Ich weiß,daß Br verschiedene auf 60,70 und 
80 % gegriffen haben. Es steht also fest,daß seitens der 


Daarregierung 
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auffeejerung für religiöse Zwecke sehr viel getan wird; 
waährenddem für die armen Kentenempfänger fast garnichts 
gemacht wird. Berücksichtigt man,daß das Saareebiet das 
einzige and ist,welches die Kirchensteuer vom Lohn in Ab- 
zug bringt und zwar noch vom Iohn in Abzug brinet für die- 
 Jenigen,die überhaupt keine Kirchensteuer zu zahlen haben, 
und sieht man,daß die Kegierungskomission sogar noch mit 
ihren Briefmarken einen religiösen Kult zu treiben versucht, 
dann sieht man, wie weit die Hegierungstätigkeit der Saar- 
ieeterung in dieser Frage gediehen ist. Es wundert mich, 

daß die entrumskreise Segen diesen Kult,der mit den Brief- 
marken getrieben wird,noch keinen Einspruch erhoben haben. 


Meine Herren! Ich habe darauf hingewiesen, daß man 
den Lohnsteuerpflichtigen auch noch Kirchensteuern vom Lohn 
in Abzug bringt,auch wenn sie nicht kirchensteuerpflichtig 
sind. Dieser Zustand soll 1 nun endlich durch die neue 
Vorlage ae werden. Aber ich kann es nicht verstehen, 
wıe die Sandelskammer, die sich natürlich in alles hinein- 
miSchen muß,dazu kommt, gegen diese Beseitigung Einspruch 
zu erheben. Ich betone ausdrücklich,daß wir ge£en das Ge- 
bahren der Handelskammer in dieser Frage ganz energisch 
Verwahrung einlegen,da kein Mensch jemand zwingen kann, Steu- 
ern zu zahlen, zu denen er nicht verpflichtet ist. Ein gro- 
Ber leil der leute, denen man die Kirchensteuer vom Lohne 
abzog,obwohl sie nicht zur Zahlung derselben verpflichtet 
waren, mußte Deschwerde einlegen,um diese Beträge zurück 
zu erhalten, manche von ihnen haben sie bis heute noch 
nicht zurückerhalten. 


Meine Herren! Wenn man das a berücksichtigt, 
kommt man zu der Auffassung, daß die gierungskommission 
für die oberen Beamten und für religiöse Zwecke alles getan 
. hat, währenddem sie für die armen Sozialrentner,Arbeitnehmer 

und Erwerbslosen nichts getan hat. Wir fordern von der neu- 
en ßarıng, daß sie in dieser Beziehung unbedingt eine 
andere Stellung einnimmt damit im Saargebiet eine steuer- 

& 


liche und sozial erechtigkeit Platz greift. 


Neine Herren! Zum Schlusse glaube ich betonen zu 
sollen,daß die Regierungskommission unsere Grundsätze in 
steuerlicher Hinsicht kennt. Ich will nur kurz noch einige 


Forderungen hervorheben. Wir Sozialdemokraten fordern steu- 
erliche Gerechtigkeit. Wir fordern 


1) Abbau und keine Erhöhung der Unmsutzsteuer. 


2) Erhöhung der direkten Steuern bei großen Einkommen, 
ermogen us. und Nichterhöhung der indirekten 
Steuern,vielmehr wird Abhb.u dieser Steuer ver- 
langt; 
3) Angleichung der steuerfreien Beträge in der Ein- 
ommenbesteuerung an die Beträge ‚die im Neichs- 
einkommensteuergesetz verankert sind; 


4) Schärfere Heranziehung der Industrie einschl.der 
rubenverwaltung; 
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) Offenlegung der Steuerlisten; 
6) Gerechtere Verteilung der Lasten und Einnahmen: 


7) Wertbeständige Zahlung aller Steuern wie bei 
ger Lohnsteuer; 


8) Mitbestimmungsrecht ‘des Landesrates bei Auf- 
stellung des Aaushalts; 


9) Erhöhung des Staatsanteils zur Dozialversicherng 
und Erwerbslosenfürsorge : 


10) Erhöhung der Löhne und Gehälter der Arbeiter, 
Angestellten und unteren Beamten. 


11) Erhöhung des Steueranteils der Kommunen. 
Nir Sozialdemokraten verlangen von der neuen ee 
kommission steuerliche und soziale Gerechtiekei und wir 


glauben betonen zu sollen,daß es nun endlich an der Zeit 
1St, daß auch im Saargebiet eine Änderung eintritt. 


( Bravo- Rufe !) 


[Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Ich schlage vor,eine ein- 
stündige Mittagspause eintreten zulassen und um 2 Uhr nit 
den Verhandlungen fortzufahren. 


Ich schließe die Sitzung! (12 Uhr 30 Minuten. ) 
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NACHMITTAGS - SITZUNG 


von 


12, April 1926. 


Vorsitzender Scheuer: Meine MATTaR Wir fahren ih der Beratung 


ort. 2 Uhr 37 Minuten 


Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Reinhar | 


\bg. Reinhard (KP): Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion 


des landesrates muß bei der Beratung der Steuervorlagen 

die Bewilligung von Steuem von folgenden Grundlinien ab- 

hängig machen. | | 
Erstens einmal,müssen wir die Frage stellen 

wer muß die Steuern bezahlen ? Zweitens,was geschieht 

mit den Steuern ? Drittens,kann man der Saarregierung 

überhaupt steuern bewilligen ? 


Zu der letzteren za ward heute morgen Auch 
von den Vertretem der bürgerlichen Farteien in der 
Generaldebatte in scharfen Worten darauf hingewiesen, 

daß die PENETORIETIDE in ihrer bad Sn a nicht das 
Vertrauen der Bevölkerung verdient.hat. Das war wenigstens 
der Tenor der Ausführungen. Der Zentrumsredner hat da- 
rauf hingewiesen,daß der Präsident Rault für seine tüch- 
tige Arbeit eine schöne Summe nachbewilligt bekam und 
zwar durch den Völkerbund. Wenn die bürgerlichen Partei- 
en unserem Antrag nicht zugestimmt haben und wenn sıe 
ferner erklärt häben,daß sie als staatserhaltende Far- 
teien Steuern bewilligen müßten,so ist von uns ae Erna 
doch anders zu behandeln, Sie erkären,daß der Fräsiden | 
und die ganze Saarregierung,Ihr Vertrauen nicht besıtzen. 
Wenn man das erklärt,kann man nicht hierher kommen und 
dieser Regierung Steuern bewilligen. Das ist faktisch 

ein en, Die Kommunistische Partei hat immer 
wieder erklärt,daß die Regierungskomnission nicht das 
Vertrauen der Bevölkerung genießt,insbesondere nicht 

das Vertrauen der Arbeiterschaft, und deshalb nicht 
erstens, weil sie hierher Be NOmBEN er ge er | 
Vertragsbestimmungen,die abgeschlossen wur en,ohne die 
Bevölkerung zu fragen. 


Wir brauchen nicht mits Zahlen zu JeneTiereR, 
um nachzuweisen,daß die Verhältnisse so nicht weiter 
gehen können. Die Steuem, die in den letzten Jahren 
eingetrieben wurden,wurden a a nicht 
dazu benützt,um die schwere wirtschaftliche Notlage der 
Arbeiter und der Kentenenpfänger zu verbessern. Heute 
morgen wurde von verschiedenen Kednern ausgeführt ‚dab 
die Steuern bis zu 50 % dazu benützt würden,um den Be- 
amtenapparat zu besolden. Der jetzige Präsident der 
Regierungskommission hat erklärt, daß im Saargebiet 
mindestens doppelt soviel Beamte auf den Kopf der De- 
völkerung komnen,wie in jedem anderen Staat. Wenn 1m 
nschluß an diese Frage heute morgen die Redner der 
bürgerlichen Parteien darauf hingewiesen haben, daß 
die Beamten des Saargebietes dieselben Bezüge erhalten 


wollen 
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wollen wie ihre Kollegen im Keich,so kann ich sagen, 
daß nicht abgestritten werden kann,daß zurzeit die 
wirtschaftliche Lage der Beamten speziell der oberen 
Beamten so ist, daß sie leben können,während die wirt- 
schaftliche lage der Arbeiterklasse, der Kleingewerbe- 
treibenden und der landwirte so schlecht ist,daß sie 
vor dem Hungertode stehen. Wenn man verlangt,daß aus 
Mitteln des Saargebietes Goldmarklöhne gezahlt werden, 
so ist das eine Ungerechtigkeit. Wir wissen, daß_die 
unteren Beamten und Angestellten genau so jämmerliche 
Verhältnisse wie die Arbeiterklasse und die übrigen 
kleinen Leute haben. Auf der anderen Seite steht fest, 
daß schon bei den mittleren und erst recht bei den _ 
oberen Beamten die Verhältnisse so sind, daß sie kein 
echt haben, derartige ungeheuere Forderungen zu erhe- 
ben. Wenn die Regierungskommission ihre Forderungen 
damit begründet, daß sie 20 Millionen Franken pro Jahr 
mehr haben müsse, um diese Besoldung durchzuführen, so 
müssen wir mit aller Entschiedenheit da egen Front 
machen. Dazu kommt, daß die Vertreter, die diese 
Forderungen der Beamten erheben, die berechtigten 
Lohnforderungen der Arbeiterschaft ablehnen. Sie als 
Unternehmer (zur Rechten gewandt ),Sie als Arbeitgeber, 
wie es in dem bürgerlichen Sprachgebrauch heißt,ver- 
weigern Ihren Arbeitern den Ichn ‚den sie haben müssen, 
um notdürftig leben zu können und deshalb können wir 
diese Forderungen nicht unterstützen. Wir stellen des- 
halb die Forderung auf,- das haben wir schon mehrmals 
etan- die Einführung der KHeichsmark im Saar ebiet. 
ir wissen genau,daß wir auch dann noch kämpfen müssen, 
aber diese Forderung ist eine politische, damit wir 
eibete mit unseren Kollegen im Reich den Kampf gegen 
ie kapitalistische Ordnung führen können. Schon aus 
dieser PERBENDE heraus, können wir der Hegierungskom- 
mission diese Steuern nicht bewillugen. 


‚ Heute morgen wurde von einem Zentrumsredner 
darauf hingewiesen, daß das ganze Elend deshalb gekon- 
men Sei, weil gewisse Kreise die Frankenwährung ver- 
langt hätten. Demgegenüber weisen wir darauf hin,daß 
wir die Einfüh es Franken als gesetzliches Zah- 
lungsmittel mit aller Schärfe bekämpft haben. Nir haben 
auch nie die bestehenden Verhältnisse anerkannt,infol- 
gedessen kann uns auch nicht nachgeredet werden ‚wir 
seien an den schlechten Verhältnissen schuld. Wir haben 
den Versailler Vertrag niemals anerkannt und haben 
stets einen Aampf geführt gegen das Danesabkomnen , gegen 
den Vertrag von Locarno und gegen die Pläne der Auf- 
nahme Deutschlands in den Völkerbund, in denjenigen, 
‚Bund, der uns die Verhältnisse hier beschert hat. Hier 
liegt der Beweis,daß man uns nicht nachsagen kann,daß 
wir an den Verhältnissen schuld seien. Wir wissen,daß 
wir die Verhältnisse nicht von heute auf morgen ändern 
können, weil die Regierungskommission nur mit Hilfe des 
Vertrages von Versailles regiert und die Gewalt und das 
Recht besitzt. Die Steuerfrage ist ein Kapitel,über 
aka ich mich mit den übrigen Parteien befassen 
muß. 


Ich hatte. Gelegenheit in der letzten Stadtrats- 
sitzung als Zuhörer festzustellen, daß alle Parteien 
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snahme der Sozialdemokratischen Partei. Diese Parteien 

aben aber vergessen zu erklären,daß sie selbst hier in 
diesem Hause das Gesetz geschaffen haben und die Väter 
dieses Wesetzes sind. Es muß betont werden,daß die Saar- 
regierung mit Hilfe der getreuen Mitarbeit dieser Par- 
teilen die \esetze nur deshalb geschaffen hat, weil sie 
von den übrigen Parteien, die ihre wirtschaftlichen In- 
teressen zu wahren suchen, dazu geführt wurde. Vor 3 Jah- 
ren sollte das alte Gescetz,das keine Lohn-und Gehalts- 
steuer vorsah, in Kraft gesetzt werden. Da waren es die 
bürgerlichen Farteien, die beschlossen haben, daß_die 

hn- und Gehaltssteuer aufgenommen wird mit der BE ün- 
dung, daß diese Art der Besteuerung eine Gegenwartsbe- 
steuerung sei und es der Regierungskommission ermögliche, 
Be masahne naubrängen, um den Staatsapparat in bang 
zu halten. 


gegen die Regierungskommission Sturm Be anufen sind mit 
u e 
h 


Wie hat sich diese Besteuerung bei der Bevöl 
kerung re ? Die Antwort der Regierungskommission 
hat gezeigt, daß allein an der Lohnsteuer 10 Millionen 
Franken mehr eingegangen sind, als an der übrigen Einkon- 
mensteuer. Dabei ist zu erwähnen, daß wir im Saargebiet 
Großbetriebe haben, Konzerne, mit großem Einkommen und es 
ist sonderbar, daß die Lohnsteuer soviel mehr eingebracht 
hat,wie die Steuer der freien Berufe. Dieses Rätsel ist 
zu lösen,aber nicht dadurch, daß die Anhönger dieser Be- 
steuerungsart erklären, sie würden auch lohr | 

wie dies die Herren Becker und Dr.von Vopelius in der 
en Fomminsiopgeitzung erwähnt haben. Wir möchten 
gerne einmal die »teuerzett | 

aufgrund von Zusammenstellungen aus einer Kommune haar- 
klein nachzuweisen, daß Herr Röchling,als er damals die 
Lohnsteuer durchsetzte ,ein sehr gutes Geschäft gemacht 
hat. Sämtliche Fabrikbesitzer sind zu Lohnsteuerzahlern 
geworden. Wenn wir uns die Steuereingänge vor Augen füh- 


ren, wie sie vor dem Kriege waren bei der früheren »teuer- 


BeaptuReinne und jetzt,kann man ein richtiges Bild bekon- 
men. Ich habe eine Aufstellung der Gemeinde Völklingen 
von 1913 und eine von 1925. Aus dieser Aufstellung Kann 
man folgendes ersehen: 


In der Gemeinde Völklingen wurden 1913 von 
Lohn- und RES prängem eine Gesamtsteuer von | 
171 600.-Mark gezahlt, das ergibt bei einem Kurs von 6,9 
Franken = 1 Mark = 1 115 400.-Franken 1925 zahlten die 
Iohn- und easkinsteuerpflichtigen 1 267 371.- Franken, 
das ergibt ein Mehr gegenüber 1913 von 151 971.- . Sie 
Pe also mehr wie vor dem Kriege ,dabei viel weniger 


Die Großindustrie zahlte vor dem Kryage 
480 968.- Mark, umgerechnet zu einem Kurs von 6,0 Franken 
= l Mark, müßte sie zahlen 3 126 292.-Franken. Die Groß- 
industrie zahlt an Gewerbesteuer 367 848.-Franken und ei- 
nen freiwilligen Zuschuß,der jedenfalls als Einkommen- 
Steuer zu betrachten ist,da keine Einkommensteuer von der 
Firma Röchling im Etat zu finden ist. Insgesamt zahlt 

sie 
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nsteuer zahlen, 


el sehen. Wir sind in der lage, 
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sie 017 846.-Franken. Demgemäß zahlt sie 2 608 446.-Fran- 
ken weniger wie vor dem Kriege. Ich gebe Ihnen anheim,sich 
bei der Finanzverwaltung zu Informieren. 


Die Grubenverwaltung zahlte vor dem Kriege Br er 


Mark,das wäre umgerechnet zu einem Kurs von 6,5 = ar 
1 003 353.- Franken. Sie zahlt in Wirklichkeit 363 735.- 
Franken und demzufolge 639 618.-Franken weniger. Auch hier 
dasselbe Bild. Hütten-und Bergwerksbesitzer zahlen weniger 
teuern, während die Lohn- und Gehaltssteuerpflichtigen 
mehr bezahlen müssen. | 


Die freien Berufe zahlten vor dem Kriege 64 906.- 
Mark,umgerechnet zum Kurs von 6,5 = 1 Mark ergibt 421 889- 
Franken. Sie zahlen in Wirklichkeit 881.048.-Frahken ,also 
ein Nehr von 459 159. Zusammengefaßt : Die Iohn- und Ge- 
mltssteuerpflichtigen zahlten 1913 11,50 % des Gesant- 
ausgabebedarfs, 1925 21,16 % des Gesamtausgabebedarfs,al- 
so rund das Doppelte ‚wie vor dem Kriege. 


‚. _Die freien Berufe zahlten 1913 2,84 % und 1925 
8,68 %. Es sind dies die Kleingewerbetreibenden,die man 
ordentlich herangeholt hat. | 


Die Großindustrie zahlte 1913 als Einkommensteuer 
17 %, 1925 als Einkommensteuer 2,59 % des Gesamtausgabe- 
bedarfs. 

Die Grubenverwaltung zahlte 1913 als Einkommen- 
steuer 2,59 %, 1925 als Einkommensteuer 1,02 %. 


Die freien Berufe zahlten an Gewerbesteuer. 1913 

1,51 % des Gesamtausgabebedarfs, 1925 6,4 %. 
Die Großindustrie zahlte an Gewerbesteuer 1913 
14,4 % und 1925 6,14 2%. | 


‚Also auch in diesem Falle eine gewaltige Ver- 
| Punstleung, Die Grubenverwaltung zahlte an Gewerbesteuer 
213 1,10 %,10905 6,17% - 


2... Aus dieser Zusammenstellung en sich die ander- 
weitıze Verteilung des Steuerbedarfs auf andere Berufs- 
Srup en. Die Auswirkung ist eine Abwälzung der Steuer auf 
je Lohnsteuerpflichtigen und Mittelstand unter weitgehen- 
der Schonung der Großindustrie. Diesen Kommentar gibt der 


Bürgermeister von Völklingen, der sicher kein Kommunist ist. 


Meine Herren, (zur Rechten gewandt) ich kann ver- 
stehen, daß es Ihnen etwas ungemütlich wird. Trotz Ver- 
Schlechterung der LebensbedinZungen der Arbeiterklasse 
und der kleinen Gewerbetreibenden, gewaltige Erhöhungen 
der Steuern. Auf der anderen Seite,trotzdem es der Groß- 
industrie sehr gut geht, gewaltige Ermäßigungen der Steu- 
em. Sie werden uns nicht ausreden können,daß die Groß- 
industrie des Saargebietes nicht rentabel ist. Wir haben 
auch etwas rechnen gelernt und kennen auch den Preis der 
Produkte. Zur Zeit werden ganz enorme Gewinne aus diesen 
Betrieben herausgeschunden und umso verwerflicher ist es, 
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18 die Lohnforderungen immer wieder zurückgewiesen wer- 
Ben. | } 


Betr. der Frage des Existenzminimuns. Vor 

3 Jahren bei der Beratung der Steuertorlagen haben wir 
als Kommunistische Fraktion nur die Forderung an Sie ge- 
richtet, in der Einkommensteuer dasselbe Existenzminimum 
wie vor dem Kriege festzusetzen. Wir haben damals eine 
steuerfreie Grenze von 900 Goldmark verlangt, umgerech- 
net nach der Kaufkraft des Franken, (Es waren damals, 
wenn ich nicht irre,4 500.-Franken). Sie,meine Herren, 
haben uns AUF acH! und gesagt, wer soll die Steuem 
zahlen? Wenn Sie sich als staatserhaltende Parteien auf 
‚gen Standpunkt stellen müssen, der Regierungskommission 

teuem zu bewilligen,so können wir das u EE Wir 
wissen ganz genau,daß Sie keinen anderen Standpunkt ein- 
nehmen können und wenn Sie die Unverfrorenheit besitzen 
und über die Steuern schimpfen draußen bei der Bevöl- 
kerung, so haben Sie die Säche verdreht. 


(Zuruf des Abg. Becker: Die Steuern sind nicht 
ie worden,wie wir sie beschlossen 
aben, 


Ich weiß nicht, Herr Becker,ob Sie auf dem Monde gelebt 
haben,oder ob Sie im Landesrat waren. Die Frage der Lohn- 
und Beat euer und w Frage des uxis enzmi imuns ist 
enau so bes ssen worden Wie es dıe Finanzkommiss] 
nacht hat. Wenn kleinere Sachen nicht berücksichtigt 
wurden, so spielt das keine Rolle. sie haben unseren 
Antrag abgelehnt. Sie sind noch muR ergügnE en und ha- 
ben die ty der Sozialdemokratie abgelehnt. sie kön- 
nen also nicht hierher kommen und das Gegenteil behaup- 
ten. In der Frage des Existenzminimums ist eine andere 
Frage zu klären : Erstens,kann man einem Steuergesetz 
zustimmen,das den Abzug von Lohn und Gehalt vorsieht, 
wenn durch dasselbe amtliche Institut die Indexzahlen 
festgelegt werden,daß das heutige Lohneinkommen nicht 
mehr genügt,daß sich ein Arbeiter mit seiner Familie 
ernähren kann. Das beweisen Sie durch Veröffentlichung 
der Indexzahl. Auf der anderen Seite aber,schlagen »ie 
diesen amtlichen rote ichungen ins Gesicht,indem 
darüber hinaus einfach Steuern abgezogen werden. Das 
sind Tatsachen,die zweifellos miteinander in \ider- 
spruch stehen. Wir können verstehen,daß Sie als Ver- 
treter einer Klasse der u Fhreie ein größeres 
Einkommen haben,als sie verzehren können, diese Steuer- 
bes vertreten können. Wir verstehen auch ,daß die 
erren ARE und meh die Interessen ıhrer Klas- 
se vertreten, können aber nicht verstehen,daß das Zen- 
trum,in welchem auch Arbeiter und Bauem sitzen,diese 
Politik mitmachen. Wir bedauern es, daß sich diese 
Kreise immer wieder von ihrer Partei einseifen lassen 
und gegen ihre Interessen stimmen. Bin Vertreter der 
Bauern stellt in der Kommission den Antrag, für den Bauer 
dasselbe Existenzminimum zu erg ehe für den Arbeiter. 
Dieser Antrag wurde nicht sofort angenommen,sondern es 
wurde erklärt,man müsse sich darüber aussprechen. %&s 
ist ja klar,daß die Vertreter der besitzenden Klasse 
innerhalb des Zentrums andere Steuern wünschen, als die 
Bauern. N 
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Nun,meine Herren,über die Frage der Vertei- 

- lung der Steuern habe ich folgendes zu erklären: Die 
Kommunen wurden bisher in der Verteilung der Steuern 
so Schlecht behandelt,daß sie nicht in der lage waren, 

mit den ihnen zugewiesenen Steuern entsprechend an 
heutigen kulturellen Fortschritt mitzuarbeiten. Es 
ibt Kommunen, die nicht mehr in der lage sind,ein 
chulhaus zu bauen, um ihren Kindern ein menschenwür- 
diges Schulhaus zu geben während auf der anderen Seite 
zur ERRRERLUSRUNE, GRE Religion,Millionen und abermals 
Millionen durch die Bag a rung flüssig gemacht werden. 
Nicht genug damit,daß diesen Keligionsgemeinschaften 
das eine Elftel zugewiesen wird,geht man dazu über und 
zahlt die sämtlichen Agitatoren aus der Landeskasse. 
Was würden Sie sagen,wenn wir den Antrag stellen,die 
gitatoren der Freidenker werden aus der landeskasse 
besoldet ? Wir müssen uns mit aller Entschiedenheit 
dagegen wenden. Es ist unbegreiflich,daß die Hegie- 
rungskommission Aufwendungen zahlt an die Bistümer in 
ne und Trier. Es soll mich wundern,wenn ich näch- 
stens nicht einen Posten für den Fapst in Rom im Etat 
finden werde und für den Vertreter im Himmel. Gegen 
diese ig Ei re he wir uns entschieden zur \ehr 
setzen. Man hat nicht nur diese Dinge durchgeführt 
und hat cie Steuern dort genommen bei denen,die einer 
solchen Organisation angehören ‚sondern man ist darüber 
hinaus gegangen und hat auch Steuern eingezogen,von 
uten, die aus dieser ie ee ausgetreten sind. 
Herr Hoffmann hat sich mit Recht aagegen verwahrt,das 
die Handelskammer verlangt hat,daß dieser Zustand bei- 
behalten werden soll. 


Meine Herren, lassen Sie doch die Leute 

>, die nicht in den Himmel kommen wollen, lassen 

ie sie doch hinkommen,wohin sie wollen. Ich würde als 
Organisator irgend einer Säche kein Geld von Leuten 
annehmen, die nicht dafür sind. Die Verteilung der 

teuern muß in Zukunft folgendermaßen durchgeführt 
werden. Die Erträge der direkten Steuern müssen unbe- 
dingt den Kommunen verbleiben. Die Regierungskommission 
hat sich durch ihre Politik vollkommen schadlos gehal- 
ten,sie erhöht cGie Umsatzsteuer und die indirekten 
Steuern und steckt den ganzen Überschuß in die lasche, 
und den Kommunen bietet man eine er an von 
6/11 auf 7/11. Die Kirchengemeinde erhält 1/11 von der 
Lohnsteuer unbeschadet unseres Antrages,den Sie abge- 
lehnt haben, Beseitigung der Lohnsteuer! Falls dieser 
unser Antrag abgelehnt wird, müssen wir darauf bestehen 
bleiben,daß der Gesantbetrag Ger Lohnsteuer den Kom- 
munen verbleiben muß. Fernzr legen wir Verwahrung eın, 
daß irgendwelche Erträge aus Steuern anderen Ürgani- 
sationen,wie z.B. der Kirche, zugewiesen werden. 


Der Vertrag der Regierungskommission mit der 
Bergverwaltung, der die Zahlung des Anteils der »teuer 
der Grubenverwaltung am Budget vorsieht, ist zweifel- 
los zugunsten der Bergverwaltung abgeschlossen worden. 
Ein Beweis dafür liefern die Vorgänge bei der Grube 
Karlsbrunn. Die Grube wird verpachtet und unter dem 


Saargebiet 
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Daargebiet die Kohle geraubt,aber kein Mensch zahlt 
Steuern. Heute oder morgen fallen die Häuser zusammen 
und kein Mensch zahlt den Schaden. Die Regierung er- 
läßt wohl besondere Bestimmungen, vorWel Ber aber den 
Kommunen einen Centimes an Steuern. Die Gemeinden be- 
anıragen eine Gewerbesteuer von den gewonnenen Kohlen- 
mengen. Wir wollen uns nicht um Worte streiten und es 
ist uns gleich ‚wie die Steuem erhoben werden. ‘ Das 
Saarstatut sagt, aus den gewonnenen Äohlenmengen muß 
anteilsgemäß Steuer gezah!t werden. Die Begründung des 
Herrn Stastskommissars,daß nur dann Steuern zu bezahlen 
wären,wenn oberirdische Schachtanlagen vorhanden sind, 
ist nicht stichhaltig. Wir können nicht verstehen, daß 
sich die Regierung weigert, den Kommunen zu ihren 

echt zu verhelfen. 


Ich komme noch kurz auf die 


indirekten Steuern 


zu Sprechen. Die indirekten Steuern und die enormen \ir- 
höhungen ‚die jetzt noch vorgesehen sind,nimmt in kur- 
zen Norten gesägt,den Ärbeiterkindern das letzte Stück 
Brot vom Tisch. Die Kreise der Gewerbetreibenden haben 
in Versammlungen und in_der Presse gegen die Maßnahmen 
der Negierungskommission Stellung genommen. Sie haben 
Sich deshalb zur Wehr gesetzt, weil sie befürchteten 

daß durch diese Maßnahmen auch sie zum Teil Bankrott 
machen werden. Wir als Vertreter der Arbeiterschaft. 
kämpfen gegen je indirekte Steuer erstens, weil diese 
Art Steuer nichts anderes ist,als eine Steuer, die auf 
die breiten Nassen abgewälzt wiru. Ein armer alter Pen- 
sionär,der so kaum noch leben kann und sich nur sein 
Pfeifchen Tabak gönnt ‚wird seines Pfeifchens beraubt. 
Die Hesi> Tunggkome! selon nimmt ihm das letzte ab, was 
er noch hat. Sie soll nur noch Befehl erteilen,sıe sol- 
len auf den Friedhof auswandern, es ist am besten,wenn 
sie in den Himmel kommen. 
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Die Hegierungskommission duldet hier, daß eine 
Zollverwaltung Gesetze macht. Zölle werden erhoben ‚ohne 
daß der landesrat etwas dazu zu ARE: hat. Eine erhöhte 
Umsatzsteuer wird erhoben, die Zollverwaltung schaltet B 
und waltet wie sie will nach ihrem Gutdünken,es kommt w 
nur darauf an,viel zu verdienen. Was geschieht nun mit_ 
diesen Geldern,die die Negierungskommission eintreibt ? 
Es wurde gesagt 20 % um den Beamtenapparat zu besolden, 
20 Millionen für den Pensionsfonds zu schaffen und dann 
zur Beschützung der Arbeiterschaft,d.h. wenn die Arbei- 
terschaft nicht anders kann,als sich selbst zu helfen- 
hat man ein een te es Landjägerkorps geschaffen. Wir 
wissen, daß das Landjägerkorps zum Sroßen leil zusamma - 
gesetzt ist aus Arbeitern und verstehen auch, daß sich 


Arbeiter 
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Arbeiter dazu melden,da sie da doch noch besser leben können, 
als im Bergwerk oder in der Hütte. Wir wenden uns dagegen, 
daß dieses Ian IUESTREFRS geschaffen wurde,da_es doch ganz 
überflüssig ist. Die. Geädarmerie,die wir bei Beendigung des 
Krieges hatten, hat ausgereicht, um im Saargebiet die Soge- 
nannte Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. Wir sehen aber 
nicht ein,warum dieses gewaltige BE auf die Beine gestellt 
wird. Auch bei Einstellung von 10 000 landjägern wird das 
französische Militär nicht verschwinden. Der Völkerbund hat 
wohl versprochen,daß das Militär das Saargebiet räumen soll 
und daß es an die Grenzorte des Saargebietes verlegt werden 
soll, damit es jederzeit zur resp dar Regierungskommis- 
sion steht. Wir werden ein _schönes Schauspiel erleben,wenn 
französisches Militär und landjägerkorps in treuer Gemein- . 
schaft gegen die Arbeiter marschieren,die um ihr Recht känp- 
fen müssen. Das Iandjägerkorps verschlingt mindestens eine 

umme von 16 Millionen Franken. Leider haben wir noch keinen 
‚dausheltplen für dieses Jahr. Diese Gelder könnte man an 
anderer Stelle besser verwenden. 


Wieviel Millionen sind von der Saarregierung in 

den letzten Jahren an Skandalen verpulvert worden,wie z.B. 
an Hector,land,Rollin, Adler usw. Gehalt wurde den leuten. 
immernoch gezahlt,trotzdem diese leute mit den Gesetzen in 
Konflikt geraten sind. Diese Menschen laufen heute noch 
im Saargebiet herum,denen kein Staatsanwalt auch nur ein 

ar krümmt. Vor kurzem hat ein Prozeß aufgedeckt ,daß Hun- 
derttausende von Steuern unterschlagen wurden. Dadurch kam 
Licht in die Sache ‚was in der Abteilung des Herrn Stephens 
vor sich gegangen ist. rEmpSigarpeLne hat sich aber auch 
das Gericht für REDE erklärt. Beamte waren in der Sache 
verwickelt Bestechungsgelder erhalten zu haben. Hunderttau- 
sende,ja Millionen von Steuern verschwinden einfach und das 
saarländische Gericht,erklärt sich als nicht zuständig. 

ann bekommt der Staatsrat Rault für seine treu- 
en Dienste vom angehimmelten Völkerbund ein en ee 
von 175 000.-Franken nachgezahlt. Der Völkerbund soll nach 
der Auffassung des Herrn Hoffmann auch die Steuern überneh- 
men für sein Kind, das er geboren hat. Meine Herren! ler 
Vöolkerbund lehnt ab die Alimenten zu zahlen. Der Völkerbund 
ist kein Institut,das etwas bezahlen will,sondern die KRe- 
gierungskommission hierher gesetzt hat, um Profite heraus- 
zuscehinden. Sie träumen natürlich,daß sich die Dinge ändern 
werden,wenn sich die deutschen Kapitalisten an den Bera- 
tungen in Genf beteiligen. 2ge letzten TORROnBe haben bewies 
sen,daß wir als Kommunisten Mecht behalten haben. Die kon- 
munistische Fraktion des landesrates lehnt es deshalb ab, 
der Regierungskommission Steuern zu bewilligen. Noch keinen 
- Qentimes werden wir bewilligen, weil wir wissen, daß die 

Steuern nie im Interesse der Ärbeiterschaft verwendet werden. 
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| Ein Beweis hierfür: Die Eisenbahner kämpfen 
seit Monaten um eine anständige Bezahlung. Die Regierung 
Bent auch dazu über,die Tarife auf der Eisenbahn bis zu 

00 % zu erhöhen, aber die Iohnforderungen werden immer ab- 
gewiesen, Einer Solchen arbeiterfeindlichen Regierung KON- 
nen wir keine Steuern bewilligen, und wenden uns nochmals 
gepeken ‚daß die Lohn- und Gehaltssteuer bestehen bleibt. 
Bei den anderen Steuern, wie Umsatzsteuern und indirekten 
Steuern,will die Sozialdemokratie abbauen, wir gehen aber 
noch weiter und verlangen gänzliche Beseitigung dieser Steu- 
erarten. Diese Steuern müssen verschwinden, u 
uru 5 
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(Auruf des Abg. Hoffmann: Wir haben auch die 
seitigung verlangt !) 


Dann haben Sie ein kurzes Gedächtnis ‚Herr Hoffmann,daß Sie 
nicht mehr wissen,daß Sie die Umsatzstewr und die indi- 
rekten Steuern bewilligt haben. Wenn Sie das nicht mehr 


wissen sollten, dann befragen Sie sich bei Ihren Koalitions- 
parteien. 


(Zuruf des abe, Hot imeun: Wenn wir Einfluß hätten 
je 


und könnten gierung selbst wählen,wäre es 
anders. )- 


Nir werden bei der Abstimmung über die Gesetze feststellen, 
wer an der Seite et diegierung steht und wer nicht an deren 
Seite steht, Sie (zum Zentrum gewandt) haben doch Ihren Ver- 
trauensmann in der Hegierung sitzen und wenn diese Regierung 
doch macht was sie will und nicht macht, was Sie beschließen, 
dann müssen Sie Ihrem Minister .auch das Vertrauen entziehen, 
enderenfalls sind Sie mitverantwortlich an der Ausbeutung 
des Saargebietes, an der Erhöhung der Steuern und an der 


anzen Politik,dıie heute zum Schäden der Ärbeiterschaft ge- 
rieben wird. 


( Bravo-Rufe !) 
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Vorsitzender Scheuer: Das W 


ort hat der Herr Abgeordnete Dr. von 
opelius! 


| Ausgegangen 
von _ den deutschen Steuergesetzen,wie sie nach Kriegsende 


ım Saargebiet vorgefunden worden Sind,hat es die Regie- 
rungskommission als ihre Pflicht angesehen,dauernd eine 
nteehlobung nach dem französischen Steuersystem hin vorzu- 
nehmen, zweife 


Quns vom deutschen Wesen, deutschem ( 


Empfinden durchzuführen. Das ganze Vorgehen der Regierungs- 
OmmıSsion auch in Anderer Beziehung ist so durchsichtig, 
daß über den Zweck eigentlich jedes Wort zuviel ist. Der 
‚Umstand ‚daß die deutschen Steuergesetze zum Srößten Teil 

wenigstens soweit sie als Ferne otgesetze ge 


atsache,die besonders in 


orientiert,sondern soga 


Schen „beue rgesgtzgebung hin erweitert werden,gibt dem 
Glauben an die Fartejlichkeit der Regierungskommission, 
alles und jedes zu tun,was dem deutschen I 
biet abhol 1St, neue Nahrung. Die letzten Wochen haben 
unzweifelhaf 


t auch der Slerungskommission gezeiet ‚wohin 
Sie mit ihren neuen Bestreh 


Be gerät. Außerordentlich 
eindrucksvolle Protestversamnluneen eines jeden Standes 
müßten ihr die Augen darüber geölfnet haben, daß sie mit 
d | argebiet im französi- 
rlegt ‚die Entf rerdung zwischen ihr und der 
vaar ebietsbevölkerung vergrößert. Wenn wir in letzter 
versuchen, der Regierungskommission 
“T zu machen, deß die betretenen Wege_ alles andere be- 
deuten, als ihre Aufgabe,dem Wohle der Bevölkerung zu die- 
Den, zu erfüllen, so drückt em Bestreben nicht 
wur der heiße Wunsch aus, die Hegierun Skommission zur 
Umkehr zu bewegen,sondern auch der Apell an die Regierungs- 
kommission,ihre Verpflichtung der RInE gegenüber 
ın dem Sinne aufzufassen,in dem sie als Beau tragter des 
Völkerbundes im Saargebiet zu wirken berufen ist. Die we- 
nıgen Verbesserungen ‚welche die neuen Steuervorlagen der 
Bevölkerung bringen, könnten naturgemäß mit Freuden be- 
grüßt werden, wenn nicht auf der änderen Seite die Regie- 
Tungskommission der Bevölkerung wieder mehr nehmen wollte, 
als die Verbesserungen gegeben haben. Selbstverständlich 
1St die Aufgabe, welche der Hegierungskommission in steuer- 
Iicher re obliegt, eine Schwierige, aber sie wäre 
zweifellos leicht zu lösen,wenn die Negierungskommission 
1€ Öteuem dort zu erfassen suchte,wo sie »äch Hecht und 
Gesetz erfaßt werden köunten, und wenn si 
eıte ihre Ausgaben in einer Weise ei e,gab 
Daarbevölkerung nic v, wie es tatsächlich der ®]] ıst, 
eute pro Kopf a völkerung mehr Steuern zahlen müßte, 
als im deutschen Keich bezahlt werden,in welchem doch 
die Reparationslasten der Steuerkraft des V 


ordentlich Anstren ungen auferlegen. Ich me 
erster Linie die steuerliche Bevorzugungwelche die regie- 
rungskommission den Ic 
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gibt einen Vermögensanteil der Gruben von 1/7 des Gesant- 
vermögens und dieses 1/7 wird als Anteil den die vaargru- 
ben an dem Haushalt des Saargebietes und der Kommunalver- 
waltung haben angesehen. Auf Grund dieses Vorgehens hat | 
nun die Regierungskommission einen Torsten mit der franzö- 
sischen Regierung age Lassen der bis 31.März 1927 läuft 
und mit einjähriger !rist gekündigt werden muß. Ich gestat- 
te mir daher, die Anfrage an den Herrn Staatskommissar zu 
richten,ob diese von vielen erfolgt 1ot und, SD LERE. 
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fristgemäß am l.April ds.Js. erfolgt ist und demgemäß 
Möglichkeit besteht, vom nächsten Jahre ab einen Beitrags- “ 
modus der Saargruben zu dem saarländischen Steueraufkommen 

zu finden oder nicht. Darf ich den Herm Staatskommissar 
fragen,ob die Kündigung erfolgt ist? 


(Staatskommissar Dr.Hein: Wenn mir dies vorher mitge- 
teilt worden wäre,hätte ich Informationen ein- 
geholt. Meines Wissens muß die Kündigung ein Jahr 
vorher erfolgen. Ob aber eine Kündigung erfolgt 
ist oder nicht, kann ich im Moment nicht sagen. 


Zweifellos ist der Beitrag, den die saarländischer Gruk n- 
verwaltung zu den Steuern des Saargebietes leistet,viel zu 
gerine- Er beträgt zwar zuzügl. der Zuwendungen ‚welche an 

ie Kommunalverwältungen geleistet werden, rechnerisch in 
Goldmark dasselbe wie vor dem Kriege. Es ist dabei aber _ 
keine Rücksicht auf dis eh des Goldes im allgemei- 
nen genommen und ebenso keine Rücksicht auf den Ausbau der 

ruben,die darin liegende Vertverbesserung der Gruben und 
die erhöhte Förderleistung der Mruben. Wir ersuchen die He- 
gierungskommission dringend diesem Umstand Nechnung zu_tra- 
gen und sind überzeugt, daß denn,wenn alle Faktoren,welche 
zu der Perechnung des Verhältnisses des Grubenvermögens 
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und allgemeinen Vermögens in Frage jomnen nachgeprüft um 
richtig gestellt Sind, seitens der Grubenverwaltung eine 
erheblich höhere Steuer bezahlt wird als es heute der Fall 
1St,. Wir müssen immer wieder betonen,daß das Wohl der Be- 
völkerung der erste Punkt ist in dem Aufgabengebiet der 
Regierungskommission und deß cann erst die Sicherheit der 
usbeutung der Gruben an die Keihe kommt. Leider haben 
wir außer den steuerlichen Begünstigungen der Grubenver- 
waltung noch andere Momente zu Versichern werde an die 
Objektivität der Hegierungskommission lebhaften Zweifel 
estatteten. Es ist erinnerlich,daß bis vor kurzem eine 
ohlensteuer bestanden hat, welche dem Saargebiet immerhin 
recht beträchtliche Steuern zuführte. Wenn Auch ein Teil 
dieser Kohlensteuer vom Saargebiet selbst getragen wurde 
so wurden immerhin zwei Drittel der Steuer von aargebiet, 
aus dem Ausland teils aus Frankreich,teils aus dem Sonsti- 
gen Ausland eingebracht. Die französische Re 2erung konnte 
Sich mit dieser Tatsache nicht be-reunden zus hat vor 
einigen Jahren mit dem ausgesprochenen Zweck,den Abbau der 
ohlensteuer herbeizuführen, einen besonderen Beanten - 
Herm labie- in’s Seargebie delegiert, der heute noch ei- 
ne hervorragende Stelle der Finanzüberwachung des Saarge- 
bietes einnimmt. Der Zweck dieser Maßnahme ist wohl er- 
reicht worden. Die Kohlensteuern für die inländischen Koh- 
len ebenso wie für die eus Frankreich kommenden Kohlen 
sind verschwunden. Den Ausfall dieser Steuern,die im Jahre 
1924 ungefähr 50 Millionen Franken betragen haben ‚muß 
selbstverständlich das Saargebiet ganz aufbringen. Frank- 
reich ist von dem einen Drit+el der Steuer,die seinem Koh- 
lenbezuge entsprechen würden,entlastet. So ist es,ohne daß 


die Regierungskommission überhaupt gewagt hat,in Opposition 


Segen ie französischen Wünsche zu Treten Frankreich ge- 
ungen,seinen Kohlenbeziehem eine wesen+lich billigere 
Kohle zu beschaffen. Natrırgemäß muß die Saargebietsberöl- 
kerung den Ausfall durch andere Steuern ersetzt worden 
wären,welche von der Grubenverwaltung zu tragen waren an- 
statt diese der Daarbevölkerang aufzubürden. 


Der französische Beamte ‚welchem die Durehführung 
der von Frankreich gestellten Auf abe ‚Abbau der_Kohlen- 
Steuer gelungen ist,hat sich nicht nur mit dem Erreichten 
begnügt, sondern auch die gestellte Aufgabe auf seine e* 
sönlichen Steuerverhältnisse angewendet. Kürzlich erschien 
.in der Presse eine Mitteilung, wonach dieser Herr seine 
Binkünfte,die ihm neben seinem offiziellen Cahalt aus ver- 
schiedenen französischen Verwaltungen im vaargebiet und 
Frankreich zufließen, nicht versteuert hat. Die Nachricht 
18t bisher unwidersprochen geblieben. Wir nehmen (elesen- 
heit bei dem Herrn Stasatskommissar anzufragen,ob der Herr 
noch im Dienst ist und ob es femerhin geduldet wird,daß 
Beamte, welche die Saarbevölkerun: Perallt Eroße Neben- 
einnahmen von französischen Verwaltungskörpern beziehen 


: ; ; ; ? 
deren Finanzgeberen in steuerlicher Hinsicht ihrer Aufsicht 
unterstellt ist. | 
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Meine Herren! Die Tatsache ist so bekannt,daß man eigent- 
lich annehmen müßte, daß auch der Herr Staatskommissäar über 
die Verhältnisse und Absichten der Regierung dem Herrn 
labie Serge unterrichtet ist. Ich stelle fest,daß die 
Antwort,die wir eben bekommen haben,nach dieser Richtung 
hin nicht alles verschweigt,und daß sie mehr besagt,als 

wir zu hören gewünscht hätten. 


Des Heranziehen der Beiträge der französischen 
Grubenverwaltung zu der saarländischen Finanzgebarung wird 
immer ein Gegenstand emster sorge für das Saargebie 
selbst bleiben, und wir wünschen auf das dringendste ‚daß 
es ebenso ein Gegenstand ernstlicher Sorge für die »aar- 
gebietsverwaltung selbst ist. Wenn die Hegierungskomnis- 
sion nicht geneigt ist, in dem bestehenden Zustande eine 
Anderung herbeizuführen, oder es Frankreich gegenüber 
nicht wagt, so wird keine er sie 
zusammengesetzt sein, wie sie will,das Vertrauen der Be- 
völkerung des Saargebietes zu erwerben imstande sein. Wir 
Sprachen von den Belastungen, welche gerechterweise die 
Grubenverwaltung zu tragen habe. Seitens der Regierungsk n- 
mission müssen andere Maßnahmen getroffen werden,die den 
Haushalt der Regierungskommission wesentlich entlasten 
können. Neben der Presse haben auch in neuester Zeit die 
in Frage kommenden wirtschaftlichen Verbände lebhaftes In- 
re den SuSE tragen zugewandt. Wenn eine Re Tung 
des Haushaltes eintreten solle, müßte selbstverständlic 
die Hegierungskommission bei sich beginnen. Der Beanten- 
| Appere ‚den sich die Regierungskommission leistet ,über- 

trifft noch bei weitem den Verwaltungsapparat,gemessen an 
der Bevölkerungszahl irgend eines landes. Wir sind über- 
zeugt, wären die vielen Fremden,welche Sinekuren auf 
Kosten der Bevölkerung inne haben,von Deutschen ersetzt, 
so wären die Gehaltssummen niedriger, weil die Kolonial- 
zulagen nur diese fremdländischen Beamten in Fortfall kä- 
men. ©oviel Beamte wären auch night mehr notwendig ,weil 
der zweisprachige Charakter des saargebietes, der ın Wirk- 
lichkeit nur bei der oberen Beamtenschaft besteht ‚ver-. 
'Schwunden wäre. Es wäre eine viel schnellere und sachliche- 
re Arbeitsweise nötig, weil das bestehende gegenseitige 
Mißtrauen zwischen Beamten fremder Nationalität und Saar- 

evölkerung und die vielen Mißstände - um mich milde aus- 
zudrücken- entfielen. Trotz einer stark verminderten Be- 
amtenschaft würde mehr Br eaie N Es wäre sogar möglich, 
daß der höfliche Ton,welchen die Bevölkerung im Verkehr 
mit Behörden so sehr schätzt und den sie von früher ge- 
wöhnt ist,wieder Platz greift. Es wäre sogar zu erwarten, 
daß Eingaben und Briefe,welche heute nach einem gewissen 
System nicht beantwortet werden oder monatelanger Erledi- 
gung harren,prompt beantwortet werden. Auch das sind In- 
ponderabilien einer guten Verwaltung,welche nichts kosten 
und geeignet sind, Vertrauen zu erwecken. Es ist schon in 
unzähligen Fällen darauf hingewiesen worden, daß die Be- 
Jlastung,welche dem Saargebiet durch den Betrieb der Kisen- 
bahn,der Post und der TOLAEIRTHRUNR ENG. EUnZ ‚entstehen, 
für das Saargebiet untragbar Sind. Es ist kein Zweifel, 
daß in einem Gebilde,wie dem Saargebiet derartige EBinrich- 
tungen mit Aussicht auf Erfolg nicht gehalten werden kön- 
nen, zumal, wenn wie hier so außerordentlich viel Bisen-. 
bahnlinien zusammenlaufen,deren Menge in keinem Verhältnis 
ee zur 
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zur Wirtschaftlichkeit des Gebietes steht. 


; Es ist uns zu Ohren gekommen,daß die Darstellungen, 
welche in dieser Sache in der Presse erschienen sind und 
die infrage kommenden IE EMeTEUngen stark BEN haben, 
weii diese glaubten,man wolle ihnen aus der Unmöglichkeit 
einer richtigen Aufrechterhaltung und einer lukrativen 

usgestaltung ihrer Betriebe irgendwelchen Vorwurf machen. 

ch glaube sicher, daß niemals jemand auf diese Idee gekon- 
men 1St, daß vielmehr immer nur’ gerade der Umstand in den 
Vordergrund geschoben werden muß ,daß in Daargebiet an eine 
richtige und gleichmäßige Fortentwicklung der bestehenden 
Binrichtungen nicht gedacht werden kann, auch eine sichere 
Kinanzgebarung dieser Einrichtungen unmöglich erscheint. 
Der Grund liegt nicht in der Verwaltung der Einrichtung, 
sondern in der Tatsache der Einrichtung selbst und wir WIS- 
sen ebenso gut wie die fraglichen Verwaltungen, daß ihnen 
die Hände und Füße gebunden sind ‚iemer,daß sie ihre Tarif- 
politik nicht so ee können, wie es der Notwendigkeit 
entspricht und daß sie ihre Betriebe nicht dem Verkehr im 
aargebiet entsprechend umgestalten können: daß sie an der 
esc PEruag des passenden und auch tatsächlich besseren 
deutschen Nateriäls in hunderten von Fällen zu Gunsten &s 
französischen Materials behindert werden. Es ist ein offe- 
nes Geheimnis,daß beispielsweise in der lelegraphenverwal- 
tung, der Ausbau des lelefonwesens nicht vorangeht ‚weil 
deutsche Apparate überhaupt nicht beschafft werden,wie es 
Ja auch allbekannte Tatsache ist, daß die französischen Ap- 
parate den deutschen wesentlich unterlegen sind. 


Die Firma Thomson und Housten in Paris hat der 
Fostverwaltung Telephonapparate geliefert, die in vollsän- 
dig unbrauchbarem Zustande hier ankamen. Erst nach DADeT 
Umänderung waren sie halbwegs zu benutzen aber die Hör- 
muscheln sind heute noch sehr schlecht ‚daß der Hartgummi _ 
beim Gebrauch durch die Wärme der Haut aufweicht. Die glei- 
che Firma wurde später zu einer Submission für eine au O- 
matısche Telephonaänlage für Bahnhof Homburg zugezogen.Die 
deutsche Konkurrenzfirma schied tei der Vergebung aus, weil 
sie die Forgesehene Ausführungszeit von 3 Monaten als zu 
kurz erklärte und dafür 7 Monate verlangte. 50 Apparate 
Sollen übrigens als völlig unbrauchbar noch irgendwo herun- 
stehen. Die Firma Thomson und Housten nahm die ee, 3 
ze1t an und ist heute nach 9 Monaten noch nicht fertig. Oh 
überhaupt are ei die Anlage richtig funktionieren wird,ist 
zweiielhaft, Eine Anlage 2, gleichen Firma im Krankenhaus 
ulzbach ist so schlecht, daß aller Wahrscheinfichkeit 
nach ein Prozeß entstehen wird. Die Firma in Par2s lehnt 
ae Regreßansprüche ab mit der Begründung, daß sie nicht 

leferent, sondern Vermittler im Saargebiet sei. Die 
Firma Thomson und Houston hat in Frankreich und in luxen- 
burg einige Änlagen gebaut nach einem System,das_ offenbar 
Alchv den Ansprüchen entsprach,denn eine neue Anlage baut 
. Gie Firma in Camnes nach einem System, das noch nirgends | 
ausprobiert worden ist. Trotzdem’ diese Firma in keiner Wei- 
se als zuverlässig für die Ausführung von automatischen 
Fe msprechanschlüssen anzusehen ist,soll sie bei der Ver- 
ge bune der neuen automatischen Anlage in Neunkirchen auf- 
ällig bevorzugt worden sein. Mit der ag a... der Aus- 
Schreibungsunterlagen hat die Abteilung für Uff 
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Arbeiten der Regierungskommission nicht etwa einen ihrer 
technischen Beamten beauftragt, sondem einen Herrn 
Descouvrieres, der bei der militärischen Stelle der hie- 
sigen KEisenbahndirektion beschäftigt ist und nach unserer 

nntnis der Interalliierten Rheinlandkommission unter- 

steht. Er hat aber nicht diesen Auftrag der Regierung 
übernommen,sondern er unterstützt auch,wie aus einem irre- 

elaufenen Briefe hervorgeht die konkurrierende Firma 
homson und Houston aus, Parıs durch Hinweise mancherlei 
Art, die unbedingt zu einer Übertragung der Anlage an die- 
se Firma führen müssen. Es wird sogar vermutet,daß die 
Studienreisen einer saarländischen Kommission, die jetzt 
vorgenommen werden, nur Bluff sind und daß Thomson ünd 
Houston den Auftrag längst in der Tasche hat. 


Es erhebt sich nun von selbst die Frage ‚wie kom t 

Herr Descouvriers,der Beamte der Interalliierten Rhein- | 
landkommission in diese Angelegenheit hinein ? Ohne Vorwis- 
sen des Herrn lambert doch unmößlich. Dann aber auch: Ght 
er seine Informationen an Thomson und Houston um Gottes- 

ohn oder verwechselt er das Saargebiet mit Panama und im 
letzteren Falle,wie weit ist Herr Lambert daran beteiligt. 
Das Geschäft für die Firma Thomson und Houston ist übri- 
gens sehr erheblich über den Wert der Neunkirchener Anla- 
ge,denn wenn die nach dem System gebaut wird,müssen alle 
nachfolgenden Anlagen nach dem gleichen System ausgeführt 
werden, wenn sich nicht, nach Rückkehr des Saargebietes 
zum Reich, die deutsche, Verwaltung entschließt,den ganzen 

empel hınauszuschmeißen. Die Neunkirchener sind übrigens 
darauf aufmerksam gemacht, daß bei der Einführung des fran- 
zösischen Systems eine umfangreiche Umänderung i rer Tele- 
fonanlagen sicher auf ihre Privatrechnung kommen wird.Und 
um die ®&che komplett zu machen: Die Fariser Firma wird 
bei der Ausführung ‚wie achverständige annehmen,mindestens 
4, vielleicht aber auch 7 deutsche Patente verletzen und 


ın Zrozesse verwickelt werden. Wie wird sich die »ache dann 
weiter entwickeln ? 


| Ich erlaube mir die Anfrage am den Herrn Staats- 
kommissar,ob diese Angaben, besonders daß ein Zeamter der 
Interalliierten Rhein andkommission in einer Angelegenheit, 


die lediglich das Saargebiet t, entscheidend mitwirkt, 
IR Hatnashen beruhen. ‚naebb, ontac 


tskommissar Dr.Heim: Auf die Anfrage des Herm Abgeordneten 


r.v.Vopelius habe ich den Auftrag,folgendes zu erklären: 


. Die Ausschreibung der automatischen Fernsprechan- 
Jege in Neunkirchen ist im sogenannten nege der engeren 
u 


' ngebote von 6 Fir- 


2 ee erfolgt. Es sind 
men,darunter 2 deutsche und 2 ag ge errgen 
OM- 


worden. Von diesen Firmen sind in die engere Wahl ge 
men: 


l. die Firma Siemens & Halske in Berlin, 
die " Thomson Houston in Paris. 


Das Angebot der Firma Thomson Houston in Paris liegt finan- 

Br weit unter dem der deutschen Firma, jedoch sind die 

ysteme der automatischen Anlage beider Fiimen verschieden. 
2 | un 
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Um den Nert dieser Systeme prüfen zu können,hat man sich 
entschlossen, BR vrt und Stelle, dort wo die Systeme in 
Anwendung sind, Sesichtigung vorzunehmen. Kürzlich ist eine 
Anlage der französischen Firma in luxemburg besichtigt 
worden, Am heutigen "age findet eine Peichtigumg der An- 
‚bee der deutschen Firma in Hudwieshafen statt. Es sind 

oc 


edoch bis jetzt noch keine Entscheidungen getroffen wor- 
en über die Vergebung. 


(Zuruf des Abg. Schmelzer: Wer war denn dabei ?) 


Ich weiß es nicht. Heute ist die Kommission in Ludwigshafen 
zur Besichtigung der Anlage Siemens & Halske. Es ist also 
zu eagen dab noch keinerlei Entscheidung Bee eur son ist. 

Es ist ausgeschlossen,daß eine bestimmte Firma eb 
wird. Der Zweck der heise ist der, zu prüfen, welches der 
Systeme dem Nerte nach das bessere ist. 


es die Frage betr. des Herm lescouvrieres an- 
langt, so habe ich dazu zu erklären,daß dieser Herr kein 
Beanter der, Saarregierung ist. Er ist in keiner Weise ant- 
lich beauftragt worden, in dieser Ängele enheit im Auf- 
trage der Regierun tätig zu sein. Er ist lediglich,wie 
mır versichert wurde, in seiner Eigenschaft als Fachmann 
um seine Meinung über den Nert der Systeme befragt worden. 


(Zuruf des Abg. Schmelzer: Er macht Geschäfte!) 


S4Yya49g ayasıyd 24 ZEIT, 42720494005 7 7 





WPZ 


$ 


7V 












a EN 2 


bg. Dr.v.Vopelius (DSV): 


Die Auskunft befriedigt uns nicht. Es erscheint sehr auf- 
fällig ‚daß eine Persönlichkeit,die dem Beamtenkörper der 
Eee inmeiteion nicht angehört,als fachmann und Gut- 
chter gehört wird,obwohl der ogi erungakonni sgJon eine 
große Anzahl technisch gebildeter Beamten zur Verfügung 
stehen. Wenn erein so guter Techniker sein soll,dann hät- 
te er eine Stelle,die seinen Fähigkeiten viel mehr ent- 
spricht,oder von besonderem Reiz für ihn wäre, Er wäre | 
dann auch nicht auf Kosten der deutschen TO ReEDE bei 
der Interalliierten Rheinland Kommission untergeschlüpft. 


(Zuruf des Herrn Staatskomissars: Ich weiß nicht, 
wo der Mann hier beschäftigt ist ?) | 


Ich glaube, mit dieser Beantwortung können wir uns nicht 
zufrieden geben und behalten uns vor, der Sache weiter 
nachzugehen. Alle diese Verhältnisse machen es begreiflich, 
daß sich viele Stimmen erheben, die den Wunsch aussprechen, 
die saarländische öffentliche Bene tung wieder dahin zu 
‚bringen,wohin sie im laufe der Zeit wieder zurückkehren 
wird und sie der deutschen Eisenbahn, Post und Telegraphen- 
verwaltung wieder anzugliedern: Der Haushaltsplan der be- 
sagten Verwaltung weis Jährlich bedeutende Unterbilanzen 
aul, die naturgemäß den Steuerzahlern zur last fallen und 
umsoweniger gern getragen werden, als sie tatsächlich zu 
einem großen leil zugunsten Frankreichs geleistet werden. 
Die Eisenbahn hat für 1924 im Voranschlag einen Zuschuß 
von 16 Millionen Franken und einen solchen für 1925 von 
Millionen Franken erfordert 
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Da_bei den Einnahmen der Eisenbahn der Güterverkehr 
die Hauptrolle spielt und bei dem Güterverkehr naturgemäß 
er Kohlentransport und der Erztransport der französıschen 
chwerindustrie wieder die Hauptrolle spielt, so ist es 
klar,daß bei der Unmöglichkeit,die larife so auszubauen, 
wie dies die Ausgaben der Eisenbahnverwaltung erfordern,der 
Zuschuß zur Eisenbahnverwaltung in der Hauptsache durch 
die oe kerung für Frankreich Bart wird. Wir 
sind der "einung, daß das ein unmöglicher Zustand ist und 
daß die französische RR Tan und der französısck 
Staat alle Veranlassung hätten soviel Großmut zu zeigen, 
Sich nichts von der Saarbevölkerung schenken zu lassen. 
Wir zweifeln aber lebhaft daran, daß solch eine Auffassung 
bei der Regierungskommission Platz greift oder sogar sich 
zur Tat auswirkt. Wir kommen zu dieser Schlußfolgerung, 
weil immer wieder erwiesen wird, daß der Negierungskomis- 
sion viel daran liegt,dem französischen Staat zu Nillen 
zu sein. Einen schlüssigen weis zu dieser latsache 
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müssen wir darin sehen, daß die Regierungskomission 
offenbar nicht vermag, sich bei der französischen Zoll 
verwaltung durchzusetzen. Hat es doch die französische 
Zollverwaltung fertiggebracht,die französische Luxussteu- 
er im Daargebiet zu erheben,soweit es sich um Waren han- 
delt,die über die saarländische Grenze eingeführt werden, 
ohne daß ein Gesetz im Saargebiset über diese saarländische 
Iuxussteuerliste besteht. Heute liegt uns ein Solcher Ge- 
setzentwurf vor. Wir werden bei der Desprechung des Ent- 
wurfes selbst Gelegenheit haben,darauf zurückzukomen. 
Immerhin hat die Behandlung dieser Frage durch die franzö- 
sische HP re Kung vor allem aber durch die Hegierugs- 
kommission den lebhaften Umwillen der Bevölkerung hervor- 
gerufen und die Beunruhigung des ganzen Handelsgewerbes 
zur Folge gehabt,eine Folge, die sich dahin auswirkte ‚daß 
eine ganze ieihe_ von Klagen gegen dieses Benehmen 
der französischen Zollverwaltung anhängig gemacht worden 
ist. Es erscheint unglaublich,daß eine Hegierung derarti- 
2 Maßnahmen duldet und noch unglaublicher erscheint dx 

ru a A das Vorgehen der französischen Zollverwal- 
tung. Es_ liegt uns eine Korresspondenz vor,die sich mit 
einer solchen Angelegenheit befaßt und die Art und Weise, 
wie die Regierungskommission die Frage behandelt,ist be- 
zeichnend für ihre Denkweise. Auf eine Beschwerde an die 
Zollverwaltung antwortet diese wie folgt: 


" Hiermit benachrichtige ich Sie,daß die luxus- 
steuer von 12 % ad valoren bei der Einfuhr aus dem 
uslande nach dem vaargebiet auf alle Waren, die 
laut Dekret vom 7.Dezember 1923 bezeichnet wurden 
und zum, Yerbrauch im Saargebiet bestimmt sind,er- 
hoben wird. Im »aargebiet wie in Frankreich können 
hiervon momentan nur ia jerigen Waren ausgeschlos- 
sen werden, für welche die Steuereinnahmen im In- 
nern durch eine andere Steuerbehörde besorgt werden. 
Diese Steus x ist also einerkinfuhrtaxe gleich 
der 1,3 % igen läxe,deren Einziehung übrigens im, 
Daargebiet für das Konto der Saarregierung geschieht. 


Der Direktor der Zollverwaltung. " 


Auf eine Eingabe an die Hegierungskommission wegen des 
ablehnenden Bescheides der Zollverwaltung antwortet die 
Direktion für wirtschaftliche Angelegenheiten: 


Auf Ihr Schreiben vom 11.März 1926 betr. Luxus- 
abgabe teilen wir Ihnen mit, daß eine Rückerstattung 
von Zöllen und Äbgaben,die durch die Zollverwaltung 
erhoben werden ,seitens der Regierungskommission nicht 
möglich-ist. Die BESTER RE steht auf dem sStand- 
punkt, daß sie auf Erund gewichtiger,rechtlicher Ar- 
gumente die fragliche Luxuseinfuhrabgabe erheben müs- 
se. Solange die Zollverwaltung bei dieser Auffassung 
verbleibt,ist eine Einzelreklämation zwecklos.sollte 
die Zollverwaltung von ihrem Standpunkt abgehen 
-Versuche, die dazu bewegen,sind unternommen - es wer- 
‚den dis Handelsorganisafionen und die Fresse zwecks 
Aufklärung der Interessenten sofort informiert. 


Die 
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Die Direktion für die wirtschaftlichen pe lopennelten 
18ßt eine glatte Unterwerfung unter die Zollverwaltung an- 
erkennen. Tatsächlich stellt sich die Direktion auf den 
Standpunkt ,daß es sich hier nicht um eine Steuer,sondern 
um einen Zoll handelt. Sie versucht auch entsprechende 
Gutachten herbeizubringen,denen wohl in kürzester Zeit 
Gegengutachten entgegengehalten werden,die geeignet sind, 
diese Auffassung der Hegierungskommission zu zerstören. 
Immerhin entspricht es nicht mehr, nach unserer Auffassung 
der Würde einer BR EA FuRE sich ausländischen Instanzen 
unterzuordnen, und vor a len Dingen das nicht eher zu tun, 
bis ganz klar die Verhältnisse richtig gestellt sind und 
bis keine Zweifel nach der einen oder anderen Seite an der 
ee bestehen können. Solange aber noch Zweifel be- 
stehen,halten wir es für die Pflicht ag Regierang, zu- 
nächst die Interessen der Landesbevölkerung wahrzunehmen, 
anstatt sich der Auffassung einer fremdstaatlichen ne 
nisation unterzuordnen. Sie kann das in dem vorliegenden 
Falle umso_eher,als die Einziehung der Luxussteuer für &s 
Konto der Saarregierung erfolgt und nicht für den franzö- 
sischen Zoll,der wahrscheinlich irgendwelche besonderen 
Interessen daran hat. Ä 


Meine Herren! In dem Augenblick,in dem wir über 
die neuen Steuerverordnungen der Regierungskommission zu 
beraten haben,sind ein großer Teil dieser Verordnungen 
schon wieder überholt, und zwar sicherlich nicht in unse- 
rem Sinne überholt,aber im Sinne der Negierungskommission 
und im Sinne der französischen Zollverwaltung zweifellos. 
Das französische Finanzgesetz vom 4. Februar ds.Js. ‚das. 
such jetzt schon durch die Zollverwaltung gehandhabt wird, 
das neue Finanzgesetz hat folgende Veränderungen gebracht: 


Erstens ‚Erhöhung der Einfuhrumsatzsteuer von 1,9 
auf 2 %. 0.10 % an ien den Departements und Gemeinden zu 
fließen nach dem Gesetzestext. Diese Erhöhung ist mit sofor- 
tiger Wirkung und ohne Übergangsklausel in Kraftgetreten. 
Die VberSangsbestinmungen ‚Nie sich auf zu festpreisen ge- 
tätigte Geschäfte beziehen, gelten nur für innerfranzö- 
sische Umsätze. 


2) 5rhöhung der Kohleneinfuhrsteuer von 1,8 auf 


’ Or 


3 


4 


Erhöhung der Schlachtsteuer für lebendes Vieh 
und der Gefrierfleischsteuer um 25 - 50 % durch- 
Schnittlich. | | 


4) Erhöhung der Einfuhrumsatzsteuer für Kaffee 
von bisher 1,3 auf 8 %,für Tee von 1,3 auf 7 %, 
ebenfalls mit sofortiger Wirkung. 


5) Erhöhung der Einfuhrunsatzsteuer für alle Arten 
künstlicher Düngemittel von 1,3 auf 9,9 %. Nei- 
terhin enthält das genannte Gesetz eine Nurst- 
BERNER NONE zwischen 0,2 und 1,5 % Liegen 
soll. 
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Es ist selbstverständlich,daß alle diese Verände- 
Sy nie sie von der Regierungskommission hier eingeführt 
werden,auch,wie das die bisherige Praxis war,dem landesrat 
vorgelegt werden müssen. Aber auch von der anderen »eite 
haben wir die Praxis der Regierungskommission kennen ge- 
lemt,denn sie hat die Einfuhrumsatzsteuer,die wir jetzt 
beschließen sollen,schon längst dadurch gankt onlart daß 
sie der französischen Zollbehörde keine chwierigkeiten 

in den lieg gelegt hat. Es ist zu erwarten,daß diese Unge- 
setzlichkeiten Auch bei den neuen französischen Finanzge- 
setzen in Aue ndung kommen werden. Meine Herren! Wir müs- 
sen immer wiederholen:" Justitia est fundamentum regnorun! " 
Das Recht und die Gerechtigkeit sind die Grundlagen jeder 
staatlichen eh dies fehlt, wird sich niemals 
ein angenehmes Verhältnis zwischen Bevölkerung und Regie- 
ae ergeben können. Keine Regierung kann ohne klare Hechts- 
auffassungen und einwandfreie Rechtsbetätigungen in jedem 
ihrer Verwaltungszweige arbeiten, ohne sich in schwere 
Konflikte mit der Bevölkerung zu bringen. Am allerwenigsten 
eine Völkerbundsregierung. 


( Bravo - Rufe !) 


Irsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Albert ! 


bg. Albert (MP): Meine Herren! Es ist schon soviel heute gesprochen 


worden, ich re kurz fassen zu können. 
h schließe mich den Ausführungen des Zentrums und 


S 
ae.» 
der Deutsch-Saarländischen Volkspartei en. 


orsitzender Scheuer: Wir kommen zum Punkt 1 der Tagesordnung betr. 


die Einkommenbesteuerung. 


Das Wort hierzu hat der Berichterstatter, Herr Betz, welcher 
in Vertretung von Herrn Fetri den Bericht vortragen wird. 


bg. Betz (SP): Meine Herren! Ich kann auf den schriftlichen Be- 


richt verweisen,welchen die Herren vor sich liegen haben. 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gärtner 


be, Gärtner (2): Meine Herren! Jedenfalls weil der landesrat in- 


temational eingestellt ist, sind die Grenzen zwischen \e- 
neral - und Spezialdebatte verwischt worden und das trübt 
das Gesamtbild. Ich werde mich bemühen,dieses wieder her- 
zustellen. 

Was die Stellungnahme des landesrätes zu den Vor- 
lagen erschwert ist ja bereits gesagt worden,was ich aber 
wiederholen will. Es’ist 

l)die fehlende Übersicht über die Finanzlage; 

»)das Vorhandensein einer schwankenden Nährung; 
3)daß der Landesrat nur gehört zu werden braucht. 


Das 
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Das sind die Dinge,die es dem Landesrat schwer mächenjein- 
gehend und erschöpfend die Vorlagen zu beräten. 


| Die Verordnung betr. die Einkommenbesteuerung, _ 
“welche vom Dezember 1923 datiert, hat zu mancherlei Kritik 
Anlaß gegeben. Die Verordnung hat das !rinzip der Gegemarts- 
besteuerung zur Durchführung gebrächt, Dieses ist bei den 
permlichligen vollkommen in Erscheinung getreten, 
während bei den übrigen Venas pe ont ieen dieses Prinzip 
der vegenwartsbesteueru nicht so vollkommen gewesen ist. 
Man muß daran erinnern, daß allen Iohn-und Gehaltsempfängern 
kr t die Steuer eingehalten wurde ‚einerlei, ob in der 
amilie Krankheit oder sonstige Schicksalsschläge eingetre- 
ten waren. Neben diesen Mängel haben sich Mißstände bei der 
Durchführung herausgestellt,die durch Änderung und Verein- 
fachung des Verfahrens abgestellt werden sollen. Als die, 
Veranlagungsaufforderung für 1923 herausging,war es bereits 
1925 und es war damals nicht möglich,eine richtige geschlos- 
sene Übersicht für 1923 zu erhalten. Die Veranlagung für 
1924 war erst bis Juni 1925 gediehen. Die Prüfungen dieser 
Veranlagungen sind sehr kompliziert,das muß man wissen,um 
age: zu können,warum der Steuerapparat nicht so schnell 
arbeitet, 


Die Iohnsteuerlisten werden beim Arbeitgeber aul- 
estellt und der steuerberechtigten Gemeinde zur Nachprü- 
ung übersandt. Von dort werden die Listen, wenn irgend 

etwas nicht richtig ist, an den Arbeitgeber zurückgesandt, 
derArbeitgeber prüft wiederum,berichtigt und läßt_ sie zu- 
rückgehen. So kam es,daß,als die Veranlagung für 1923 
herausging,bei vielen Steuerpflichtigen noch nicht die 
richtigen Beträge ermittelt waren und das muß man haben, 
denn aufgrund der Veranlagung von 1923 hat man die ÜUnter- 
ee für die Veranlagung für das Jahr 1924. Ob das Ver- 
fahren in der Zwischenzeit in besserem Sinne Bene Tr! wor- 
den ist,wissen wir nicht. Es wurden nämlich auch leute,di 
1924 in Pension gingen, nit ihrem yollen Lohn veranlagt 

und das kam nur deshalb,weil die Veranlagungsnachfrüfun 
zu langsam vonstatten ging und es der Steuerstelle nicht 
bekannt war, daß diese Leute 1928 aus dem lohnsteuerpflich- 
tigen Verhältnis ausgeschleden waren. 
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Eine andere Seite des Verfahrens: Nachdem dem 
Steuerpflichtigen in dem EIS LErIERbenchene® mitgeteilt 
worden ist,daß er zu einer so und so hohen »teuer,zu €i- 
nem Staatssteuersatz Mae worden ist,wär es dem Steu- 
erpflichtigen nicht möglich,die Steuerveränlagung richtig 
zu erkennen. Ich muß einmal darauf aufmerksam machen und 
bitte,die Wünsche,die jetzt zum Ausdruck kommen,auch mög- 
lichst verwirklichen zu wollen.. Der Veranlagungsbesone 
geht dem Steuerpflichtigen zu. In demselben ist die Steu- 
ersumme ın einem ee un Derjenige,der neben 
seinem Iohn oder Gehalt noch ein Nebeneinkommen besitzt, 
oder der in seinem Lohn-oder Gehaltseinkommen über die 
Veranlagungsgrenze hinauskomnt ‚also zu veranlagen ist,dem 
sollte man doch in dem Bescheid angeben,auf welche Summe 
sein Lohn und Gehalt oder sein Nebeneinkommen bei der ver- 
 anlagten Steuer festgesetzt ist. Der Veranlagte muß 
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zunächst zur Klarstellung zu dem Nittel des BEinspruchs 
en. er muß Einspruch erheben und muß dann in dem Ver- 

ahren bitten um Angäbe der Steuermerkmale. Das müßte u.E. 
sofort aus dem Steuerbescheid zu ersehen sein. Es würde 
dann für die Finanzämter viel Arbeit erspart bleiben. Der 
Steuerbescheid könnte kurz lauten: Ihr steuerbares Einkon- 
men setzt sich zusammen aus Lohn oder Gehalt usw. Wenn der 
Steuerbescheid einfach und spezifiziert aufgestellt wäre, 
könnte der Mann ihn sofort nächprüfen und feststellen,ob 
er richtig veranlagt wäre oder nicht. Viel Arbeit würde | 
dadurch erspart werden. Dann möchte ich noch für das Klein- 

ewerbe eine Bemerkung hier machen. Es ist bereits schon 

eute vormittag dem Kleingewerbe und dem Handwerk insbe- 
sondere das Wort geredet worden. Es ist wirklich nicht zu 
verstehen, wie ne Teile des Kleingewerbes und des Har - 
werks steuerlich veran!sgt werden. Ich könnte Namen 
nennen von Kleingewerbetreibenden, die mit 2 oder 3 Gesel- 
len arbeiten; den Leuten ist für das Jahr 1924 an Einkon- 
mensteuer, an Gewerbesteuer, an Umsatzsteuer,an Vermögens - 
steuer der Betrag von 5 bis 6.000.-Franken veranlagt wor-. 
den. _Ja, wenn man sagt, die indirekten Steuern verteuern 
die Lebensmittel,dann verteuern aber auch die direkten 
Steuern die Lebensmittel. Es ist außerdem auch damit zu 
rechnen, daß die Leute sehr hohe Außenstände haben; sie 
wissen ihr Geld nicht beizukriegen bei der Ka italknappheit. 
Es giht viele Leute,die sich ein kleines Wohnhäuschen er- 
bauten, und sie sind nicht in der lage,die Kleingewerbe- 
treibenden zu bezahlen . Diese haben also Kredite auszu- 
stellen. Währenddessen drückt ständig noch der »teuerfis- 
kus auf die leute. 


BD Daß auch den Leuten vielfach bei den Finanzämtern 
im Einspruchsverfahren Schwierigkeiten gemacht werden 
braucht wohl nicht besonders erwähnt zu werden, denn das 
kommt zu häufig vor. Die Steuerbehörde verlangt,daß die 
Leute Buch führen und wo keine geordnete Buchführung vor- 
liegt,wird einfach schätzungsweise veranlagt,was viel 
Bitternis und viele schlaflose Nächte gebracht hat. Das 

ist schrecklich ! Es wird nie soweit kommen,daß jeder 
Bücher führt. Das kann man auch den Leuten nicht zumuten, 
wenn zum Beispiel ein Bergmann oder ein Hüttenmann neben- 
bei ein bißchen Landwirtschaft treibt und soll dann noch 
Bücher führen, und soll dann noch Bücher führen. Da kann 
man wirklich nicht verlangen,daß diese Leute eine ordnun® - 
mäßige Buchführung vorlegen. Das sind Dinge,die bei eınl- 
germaßen gutem Willen, sehr leicht abgeändert werden kön- 
nen, wodurch die Steuermoral gewinnen würde, wenn man grob- 
zügiger und Pe ruinet vorginge. Ich erkenne gerne an, 

daß einzelne Finanzämter sich Mühe geben, in Fuhrmanns 

4 zu gehen. Ich bin schon jahrelang im Steuerausschuß 
und habe mit den Finanzämtern Sehr viel zu tun gehabt ‚Da- 
her weiß ich,daß sich die Finanzämter Mühe geben,den leu- 
ten gerecht zu werden. 


. Ich darf mir noch erlauben, auf das Formular- 
wesen hinzuweisen. Ich habe hier ein Veranlagungsformular 
vom vorigen Jahr. Wenn ein ländwirt, oder ein Bergmann 
usw. neben seinem Beruf eine Beschäftigung ausführt,muß er 
Sich selbst veranlagen,..Solch ein Formular, das 50 bis 6 
Rubriken aufweist, bekommt er zur Ausfüllung BUBRRRRIORF: 

en 
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Den Leuten ist es eine Unmöglichkeit, diese Formulare aus- 
zufüllen,selbst wenn sie in der Schule in sehr ned Zeug- 
nis bekommen haben. Ich glaube, man könnte ein Formular 
entwerfen, das einfach gehalten ist und durch welches die 
Leute nicht irr und wirr werden. Auf dem Formular, das ich 
vor mir liegen habe,steht vorgedruckt ‚Gleisanlagen,, Bahn- 
anlagen. Was sollen denn die Leute mit solch einem Formular 
anfangen. Ls ist gerade zu toll. Dieses Fomular wird noch 
nicht zugeschickt,sondern die Leute werden aufgefordert, 
sich ein Formular zu besorgen. Wenn der Nann mittags von 
der Schicht heimkommt und geht dann auf den Acker und soll 
dann noch zusehen, daß er Band SOLnnnE verpaßt,wo eine 
ufforderung des Finanzamtes drin steht,so ist das zuviel 
verlangt. Man könnte ‘doch dazu übergehen, nachdem ja die 
Finanzämter die Unterlagen von jedem einzelnen Steuerzah- 
ler haben, die Leute herausziehen und die Formulare zu- 
Schicken. Ich würde wünschen, daß man eine Schriftliche _ 
ufforderung ergehen läßt und ein übersichtliches einfacks 
Steuererklärungsformular gebraucht. 


| ‚Für alle Mängel des Verfahrens kann man die finanz- 
verwaltung nicht veräntwortlich machen. Eine andere »äche, 
die ich schon einmal in der Steuerkommission zur ©Spräche 
Berigcht habe, die aber nicht so sehr die Finanzämter be- 
rifft,möchte ich Ihnen nun See Es ist bis jetzt 
vorgeschrieben,daß der Steuerpflichtige bis l.Januar oder 
wenißstens bis zur Hälfte des Januar Sein Steuerbuch abzu- 
geben hat. Die Sache verhält sich nun folgendermaßen: Die 
usfertigung der Steuerbücher war vielleicht noch frühzei- 
tig genug erfolgt,aber da ist es einer Anzahl Leuten pas- 
siert,daß sie vergessen haben, ihr Buch rechtzeitig beim 
Arbeitgeber abzugeben. Während der Steuerpflichtige auf. 
seinem Iohnzettel stehen hat,daß es für Frau und drei Kin- 
der die ureee erhalten hat, wurden die 6 % Iohnsteuer 
doch vom Bruttolohn abgehalten,weil das Steuerbuch nicht 
abgegeben war, d.h. der Mann ist vom Bruttolohn zur »teuer 
veranlagt worden für Januar und Februar. Das sınd eine gan- 
ze Anzahl Fälle, wo die Leute 20 und 25 Franken mehr be- 
zahlt haben,wie sie verpflichtet waren, weil das Buch 
nicht rechtzeitig da war. Und wenn die Leute den zuviel ge- 
zahlten Betrag zurückerhalten wollen,müssen sie einen Er- 
stattungsantrag stellen. 
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orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr.Heim! 


N PrOoZ 


r. Heim: Meine Herren! Das ist nicht ganz richtig. Es ist in die- 
sen Fällen zweifellos so, daß in diesen Gemeinden genau, 
so wie in den übrigen Gemeinden auch die Steuerbücher Nitte 
Januar angefertigt worden sind. Aber die betreffenden 
Steuerpflichtigen haben aus ihrem eigenen Verschulden ihre 
erblicher dem Arbeitgeber nicht abgeliefert. Sie können 

das also nicht der Steuerbehörde zum Vorwurf_machen,das. 

ist ein Verschulden der »teuerpflichtigen selbst. \enn die 
Masse der Steuerpflichtigen in der lage war,ihre »teuer- 
bücher rechtzeitig abzugeben und einige haben es verab- 
säumt,so kann es sich hier nicht um ein Verschulden der 
Steuerbehörde handeln. 
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Abg. Gärtner: | | 
In diesem Falle ist der Finanzverwaltung kein Vor- 


wurf zu machen. Aber ich mache dem Arbeitgeber den Vorwurf. 


Muß denn gar Arbeitgeber nach dem Buchstaben des Gesetzes 
die Steuer einbehalten? Er wußte doch, daß Frau und Kinder 
da sind. Ebenso hätte er,ohne dem Vesetz zu nahe zu treten, 
die steuerfreien Beträge dem Mann zubilligen können. Beson- 
ders in der heutigen Zeit ,wo die Leute gezwungen sind,mit 
600 Franken Bruttolohn monatlich durchzukommen wäre das 
billig gewesen. Der Mann muß nun abwarten, bis sein Erstat- 
tungsantrag erledigt 1st. | 


| In der Kommission haben wir schon zum Ausdruck ge- 
bracht,daß das Aufgabengebiet der Steuerausschüsse erwel- 
tert wırd ‚wenigstens in etwa ergänzt wird,wie es im Reiche 
geschehen ist. Es wird mir entgegengehalten,die »teueraus- 
Schüsse sind richtig zusammengesetzt. Was im Reichsgesetz- 
blatt vom 14.6.1925 steht, könnte auch hier übernommen wer- 
den. Es ist da von Grundbewertungsausschüssen und von Ge- 
werbeausschüssen die Rede. Wenn diese Grundbewertungsaus- 
schüsse hier in Kraft kämen,dann wäre den Beschwerden,die 
von der landwirtschaft kommen,Nechnung getragen. Von den 
Gewerbeausschüssen wäre vielleicht zukünftig der örtrag 
des Gewerbes festzustellen. Noch eine »ache;es wird viel- 
fach Klage darüber geführt, daß ein Wann der lohnsteuer- 
pflichtiger ist und aufgrund seines Nebeneinkommens sich 


veranlagen muß,nach dem Einkommensteuertarif_ besteuert wird. 


Das ist wohl richtig, aber dadurch ‚daß er als lohnsteuer- 


che Kae er ausscheidet,fallen auch die ,‚. ungskosten weß. 
jelleicht genügt dieser Hinweis,daß die ©ache geklärt wird. 


(Zuruf des Herrm NMinisterialrats Hoechstätter: Die 
Ausführungen sind zutreffend und eine Neuände rung 
18% vorgelegt een 


‚Die Begründung zur vorliegenden Verordnung, Anderung eınıger 
materiellen Bestimmungen zwecks Anpassung an die veränder- 
ten Wirtschaftsverhältnisse. Diese Änderungen kommen aller- 
dings reichlich spät. Die Änderungen, Erhöhung, der Dozial- 
bezüge,der Werbungskosten, Anderu er Vorschrift,daß_die 
Lohnsteuerpflichtigen bei über 10.000.-Franken sich selbst 
veranlagen missen,sind durchaus berechtigt. Es fällt eben 

edem aufrichtigen Menschen schwer zu dem materiellen 

eil Stellung zu nehmen,weil der Landesrat auf gut Glück 
‚Entscheidungen treffen soll. Auf das Zahlenmaterial möchte 
ich nieht mehr eingehen,weil es schon genügend vorgetra- 
gen wurde. Jedenfalls steht es fest,dab das Steuerergebnis 
viel viel höher ist,als es im Haushaltvoransch:ag angese- 
ben war. Deshalb kann man auch verlangen ‚cal man bezügıi. 
der Erleichterungen für die lohn-und ehältssteuerpflich- 
tigen nicht kleinlich ist. 


Ich brauche nicht die Gegenüberstellung zu wıe- 
erholen, die heute morgen Schon in der Gengraldebatte der 
err Abgeordnete Hoffmann in ausführlicher Weise behan- 

delt hat. Wir haben uns in der Kommission schon dahin aus- 
enen ae wir verlangen,daß im »aargebiet die ein- 
ommensteuerfreien Beträge in das Gesetz hineinkommen,Wı1e 
drüben im “eich. Es wird da gesagt, daß die lebenshaltung 
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im Saargebiet billiger sei wie im Reich. Wir wollen darüber 
nicht streiten. Wir wissen,daß einzelne Dinge vielleicht 
im Sgargebiet billiger sind wie im Reich. Aber wir wissen 
andererseits, daß die Gesamtlage der Arbeiterschaft und 
der ape-vehnltssteuerpflichtigen im Saargebiet dieselbe 
steuerfreie Grenze rec PABLTIE ‚wie sie drüben im Reich 
ist. Es ist heute schon gesagt worden,daß wir im Saarge- 
biet keine Reparationen zahlen, und daß wir auch aus ande- 
ren Gründen,auf die wir noch zu sprechen kommen, mit großer 
erechtigung verlangen müßten,daß die Arbeiterschaft ‚die 
auf ihren Iohn als PaBzines Kinkommen angewiesen ist,daß 
der kleine Nann und der kleine landwirt und daß im Saar - 
biet alle die Steuerpflichtigen geschützt werden müssen, 
die dem sogenannten vierten Stand angehören. Es ist mög- 
lich,den leuten viel weiter entgegen zu kommen,wie es in 
der Regierungsvorla e hier zum Ausdruck kommt. Im Reiche 
werden diese leute bei der Besteuerung möglichst weitge- 
hend berücksichtigt. Hat ein Steuerpflichtiger einen Nonat 
krank gefeiert,so hat er Anspruch auf Steuerfreiheit für 
den im ganzen Vierteljahr verdienten Lohn. Also so geringe 
Beträge werden im Heich erstattet auf Antrag. 





Nun kommen wir zu einer anderen Sache. Den Ge- 
meinden soll für den Ausfall, welcher durch die Reform 
(Erhöhung des Existenzminimums) entsteht, bis auf weiteres 
7/11 statt wie bisher 6/11 gegeben werden. Es dürfte je- 
doch feststehen, daß der Ausfall nicht durch dieses eine 
Elftel gedeckt wird. Es dürfte feststehen, daß trotz _der 
Zuwendungen von 7/11 bei einer Anzahl Gemeinden des Saar- 
gebietes ein erheblicher Einnahmeausfall verbleibt. 


Ich habe hier eine Zusammenstellung von einer 
Anzahl Gemeinden. Eine mittlere Gemeinde mit 4.000 Lohn- 
steuerpflichtigen e;leidet auch dann noch einen nennens- 
werten Steuerausfall ‚wenn ihr 7/11 ee wird. Wir haben 
da zugrunde gelegt,daß bisher bei 1000 Ledigen und 1000 
Verheirateten mit einem Kind und 2000 Verheirateten nit 
3 Kindern, ein Gesamtsteuersoll bei 6/11 sich ergeben hat 
von 754.698 Franken. Unter Berücksichtigung der »ätze,wie 
sie in der hegierun ee jetzt niedergelegt sind, wird 
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derselbe Kreis der Steuerpflichtigen, unter Berücksichti- 
gung der 7/11, die an die Gemeinden abgehen,nur ein »teu- 
ersoll von 577.301 bringen, sodaß also ein Ausfall von. 
177.389 in dieser Gemeinde verbleibt. Eine andere Gemeinde 
hat einen Ausfall von 92.000.-Franken nach unserer Fest- 
Bernd ,sine andere einen solchen von 110.000 Franken, 
eine andere von 72.000.-Franken,trotzdem die 7/11 an die 
‚Gemeinden verwiesen werden sollen. Es ist dann noch darauf 
zu verweisen,daß die Kirchengemeinden auch einen erheb- 
lichen Ausfall erleiden. Ich weiß, daß mit dieser Festste 1- 
lung uns unsere Brüder von links nicht mit Enthusiasmus. 
begegnen werden, aber wenn auch sie mal die Dinge auf sich 
wirken lassen, ich glaube, daß sie dann auch diesen Erwä- 
gungen nicht ganz aus dem Wege gehen können. Ich habe bei 
einem anderen Steuerbezirk festgestellt,daß dort,wo man 
4000 Steuerpflichtige zugrunde gelegt hat, ein Ausfall von 
13.-Franken pro BEODSELR ichtiger für die Kirchengemeinde 
entsteht. Das ist ein Ausfall, den die Kirchengemeinden 
nicht alle tragen können. 
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Es ist Zi chtig, 008 für Reparaturen, Instandsetzung von 
Pfarrhäusern, besondere Umlagen erhoben werden mußten und 
es ist richtig, daß die Kirchengemeinden mit 70 bis 80 % 
Umlagen auskämen. Aber es ist doch nicht so,wie man es 
hinzustellen beliebt. Es steht fest, daß große Kirchen- 
gemeinden,die sicher im Geruch stehen eine große Summe 
aus dem Stastssäckel zu erhalten,gänzlich mittellos da- 
stehen. In der Gemeinde Malstatt und Saarbrücken, beziehen 
die Geistlichen ihre Gehälter nicht aus der Staatskasse. 
Weil ich nun gerade bei der Kultussache bin, möchte ich 
Herrn Kollegen Hoffmann zur Beruhigung mitgeben: Er hat 
Sich aufgeregt, daß die Briefmarken ein Heiligenbild tr&gen 
das ist wirklich kein Grund zur Aufregung. Es ist 
nicht einmal gesagt, ob die Leute, die das veranlaßt ha- 
ben,religiös eingestellt sind. Soweit ich unterrichtet 
bin,hat man es aus künstlerischen und historischen Ge- 
Sichtspunkten heraus gemacht. Ich meine, es kann uns 

doch gleich sein, was auf den Briefmarken steht. Ich je- 
denfalls würde mich nicht aufregen, wenn auf einer Brief- 
marke ein Sowjetstern stünde. 


Es tut mir leid, daß in der Seneraldebatte viel 
aus dem Spezialgebiet behandelt worden ist und ich will 
Ihnen zuliebe auf eine „red euhalune verzichten. Aber ei- 
nes möchte ich noch anführen. Der lag,der heute begonnen 
hat über die Beratung der Steuemworlagen, ist denkwür- 
nt und vielleicht auch der Anfang,die Steuerlast etwas 
anders zu regeln. Meiner Ansicht nach,ist auch die Stel- 
lungnahme verschiedener ng Se mern ee nichts an- 
deres, als eine Bekundung bei Verteilung der Steuerlasten 
möglichst geschont zu werden, und bei der Verteilung der 
Steuerlasten von gründlichen sachlichen Erwägungen Aus- 
zugehen. Ist erwiesen,daß diese Steuerlast auferlegt wer- 
den muß ? Wenn es notwendig ist,muß man Ya ren gen 
verfahren: Man läßt dis arme Sevölkerungsschicht ‚die von 
der Not so sehr betroffen ist,steuerfrei wie es ım Heich 
der Fall ist und an der Grenze, wo eine »teuerpflicht 
tragbar ist,geht man vom Existenzminimum aus und besteu- 
ert vorsichtig. Und wenn man so die schwächeren Schul- 
tern mäßig herangezogen hat, besteuert man die ER BER 
Schultern der Leute, die nicht von der Hand in den Mun 
zu leben haben. 


(Zuruf des Herm Abg. Reinhard: Wir stimmen zu !) 


(Abg. Gärtner: Deshalb habe ich mich Schon So weit 
erüber gesetzt! )- Der Abg.Gärtner sitzt nän- 
lich am linken Flügel der Zentrumspartei,so- 
daß er die Kommunisten als rechte Nachbarn nat.- 


Wir haben mit Freuden begrüßt, daß der »chutzverein für 
Handel und Sewerbe auf den Plan getreten ist und in vıe- 
len Versammlungen das Volk aufgeklärt hat. “ir haben auch 
gelesen, daß die Handelskammer Saarbrücken zu diesen Fra- 
en Arellung genommen hat und wir sind nicht nalv genug, 
er Handelskammer diese Stellungnahme zu verübeln,wenn 
fachkundige leute ihre Stimme ertönen lassen. Abgr was 
wir nicht verstehen können,daß der Syndikus und “eneral- 
sekretär des Vereins zur Wahrung der wirtschaftlichen In- 
teressen im Saargebiet sich mit der sozialen Frage 
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beschäftigt hat und sich wie folgt äußerte:" Die Wirtsch ft 
hofit weiter eine gerechte der Leistungsfähigkeit der \irt- 
schaft angepaßte gestaliung besonders im Hinblick auf die 
kommenden Zeiten der Deflation mit ihren sicherlich sehr 
großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten. " 


Meine Herren! Ich hätte Verständnis dafür gehabt, 
wenn One FOR LWO gesagt worden wäre,aber nicht im vaarge- 
biet. Meine Farteifreunde hätten Verständnis dafür gehabt, 
wenn die ER LEDER, die leistungen aus der Sozialversicherung | 
annähernd die Höhe erreicht hätten, wie in Deutschland. Ja, | 
meine Herren, wenn im Saargebiet die Sozialrentner aller 
Arten von morgens bis abends ihre bittere Notla- | 
ge betonen, da ist es unsere Pflicht in dieser Beziehung | 
in erster Linie was zu unternehmen. l\iir sind in unseren | 
Bezügen vielleicht 30 - 40 ja 100 % von dem, was man im | 

iche gewährt,entfernt. Ja, meine Herren, wenn wir immer | 
' Beschwerde führen, daß wir un der Sozialversicherung So 
stiefmütterlich behandelt werden und daß die Sozialrentner 
alle Not leiden,und man kommt dann ung sagt: " Bitte,he- 
Be TeBes konn! SS 10n ‚Bor&® qu dafür,daß die sozialen lasten 
Busch verteilt werden. Meine Herren, das ist eine Ver- 
öhnung aller Sozialrentner im Saargebiet und wir hätten 
nicht gewünscht,daß etwas derartiges dem u gebo- 
ten wird,da die Sozialrentner jetzt erst recht nicht aus 
der Not herauskommen. Wir wünschen,daß die Regierung hier 
stark genug bleibt,daß die zuständigen leute sich sagen: 

"Pfalzgraf werde hart !" Wenn die Jasten verteilt werden 

müssen, dann sind in erster Linie die armen leute zu Scho- 
nen. In erster Linie sind die Sozialrentner vollständig 
steuerfrei zu lassen. In zweiter Linie sind die Werbungs- 
kosten für das arbeitende Volk, für die Iohn-und Gehalts- 
empfänger zu bessern. Und dann ist dort zu beginnen,vor- 
sichtig zu beginnen bei den Leuten,die es einıgermaßen tra- 
gen können. Und der Hest ist dort zu nehmen,wo es nicht so 
Schwer fällt. Denn man soll dem armen Manne nicht sein 

{ Stück trockenes Brot vom Tisch wegnehmen. Ich möchte noch 
einmal wiederholen,wenn die a ken jetzt schon,vom 
Beginn ihrer Tätigkeit an,den Deweis erbringen will,daß 
sie es mit dem landesrat emst meint und daß das Wohl 
der Bevölkerung ihr am Herzen liegt, dann hat sie jetzt 
ausgiebig Gelegenheit dazu. Wir stimmen Auch mit der Linken 
ın folgender ee ener überein: Es ist nicht nur die 
Bye rpeltung, je sich ihrer Steuem entzieht. Wir haben, 
in der landeszeitung kürzlich einmal einen Artikel geschrie- 
ben,der sich an die deutschen Unternehmer des »aargebiet s 
wendet und es wird darin gesagt,daß sich auch diese den 
Steuerleistungen entziehen. Wir sind nicht davon überzeugt, 
daß alle Unternehmer dies getan haben, aber wir sind davon 
überzeugt,daß viele Unternehmer nicht das gezahlt haben 
was man billigerweise von ihnen verlangen konnte, ES is 
richtig,daß die Be ee bedeutend mehr Steuern 
zahlen kann. Meine Herren! Die Grubenvserwaltung zahlte ım 
Jahre 1923 2,4 Millionen Goldmark. Wenn seit 1928 die 
elegschaft der Saargruben von 45. auf 70 000 Vermehrt wor- 
den ist,dann hätte dieser Satz um mindestens 50 % erhöht 
werden müssen. 
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Außerdem müßte auch zugesehen werden,ob auch die Nebenpro- 
ukte in dem Steuerbudget einbegriffen sind, ob Auch dort 
diese Steuer bezahlt wird. Meine Herren! Wir gehen von dem 

Grundsatz aus,daß wir heute nicht umsonst hier Be nBro un 
haben, und der regierung Gelegenheit gegeben haben, die be- 
rechtigten Wünsche der Ärmsten der Armen in erster Linie, 
die berechtigten Wünsche des NMittelstandes in zweiter Linie 
und die Wünsche der bessergestellten Bürger in dritter Li- 
nie. Die Hegierung wird bei der Vermögenssteuer die Einnah- 
men dort herholen,wo man es nehmen kann, und daß sie. end- 
lich den großen °chritt an 1 das arbeitende Volk steuer- 
a lassen,solange es das Existenzminimum zwingend ver- 
angt. 


( Bravo - Rufe !) 
orsitzender:Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffmam ! 


\bg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Es freut mich,daß mein Herr 
Vorredner einmal seine Auffassung so geändert hat,wie sie 
in Arbeitnehmerkreisen vorhanden ist und ich wünsche ‚dab 
die Zentrumsfraktion sich in ihrer Mehrzahl aus solchen 
Vertretern zusammensetzen würde ‚dann würde auch manche De- 
batte ganz anders geführt werden. | 


Ich schließe mich dem Protest meines Herrn Vorred- 
ners an, den er gegen die Handelskammer gerichtet hat und 
ich glaube betonen zu sollen, daß es unbedingt nötig ist, 
daß die saarländischen Unternehmer in dieser sozialen Ein- 
stellung einmal vorwärts dringen müssen. Ich muß betonen, 
daß seinerzeit im landesrat als in der Unfallversicherung 
von uns Anträge gestellt wurden,der Herr Kollege Karius 
erklärte, nur dann wird zugestimmt, wenn die Regierungs- 
kommission die Nehrkosten trägt. Es hat also ein EraDer 
Wandel in der Zentrumsfraktion stattgefunden. Nach der Rede 
des Herrn Gärtner nehme ich an, daß man auch in Zentruns- 
kreisen einsieht, daß die Unternehmer mehr tun müssen,wie 
das bisher der Fall war. 


(Zuruf des fibe. Kiefer: Wenn Ihre Partei immer zu- 

gestimmt hätte, wären wir auch ee 

Ich würde wünschen, daß Kegierung und Iandesrat in dieser 

Frage einig sind,damit die 

Ich hoffe, daß bei der Neuregelung,durch welche die Abteıl- 
ung dfür Sozialversicherung Herrn Koßmann unterstellt ist 

und Herr Koßmann die sozialen Belange kennen muß,eine An- 
derung Platz greift. 


Zu den weiteren Ausführungen meines Herrn Vorred-. 


ners weise ich darauf hin,daß ich mich nicht darüber auf- 
geregt habe, weil auf den Briefmarken ein religiöses Bild 
ist. Ich habe nur darauf hingewiesen,daß man im a 
einen Aa han Kult treibt,denn die Landeszeitung hat ei- 
nen sehr abfälligen Artikel geschrieben, weil sich die 
evangelische Kirche dagegen geäußert hat. Wir sind zu human 
und friedlisbend,daß wir uns nicht darüber aufregen. Es 
geht nicht an,daß wegen der schönen Augen der Kirche die- 
ser. Zustand von der Regierungskommission vertreten wird, 
Nun hat mein Herr Vorredner erklärt,die Ausgaben für reli- 
giöse Zwecke seien für Bildungszwecke verwandt worden. 


Ich 





SELF Füne vorwärts gedrängt wird. 
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Ich muß sagen, daß 3,5 Millionen Franken für die Geistlichen 
im Etat eingesetzt sind. 


(Zuruf des Abg. Kiefer: Noch viel zu wenig !) 


Dazu kommen 24.000.-Franken für die Dechanten,dann die Ge- 
hälter der evangelischen Geistlichen usw. Wenn 6 Millionen 
ausgegeben worden sind,dann ist nicht mehr viel übrig geblie- 
ven. Wan soll die »2ache nicht verdrehen und wir sagen, es 

ist nicht Aufgabe des Staates dort einzugreifen und wenn er 
es tut,dann soll er auch für die armen Sozialrentner sich 
unbedingt einsetzen. 


Ich kann dann noch einmal darauf hinweisen,daß wir 
im Saargebiet,wenn wir ein demokratisches Negime hätten,der 
gg: Steuern bewilligen könnten und uns darüber unter- 
halten könnten ‚wie die Steuem einzutreiben wären. Wir ha- 
ben hier aber keinen Einfluß auf die Steuergesetzgebung.ü r 
müssen der fü@gierung angemessene Steuervorschläge machen 
und nicht einfach sagen, wir lehnen sie ab. Denn wenn alles 
abgelehnt wird,ist die Regierung tatsächlich in der lage, 
alles zu holen,. was sie will. Wir müssen norgedrungen jiesen 
oder. jenen Vorschlag machen, und zwar, um im -Nteresse der 
men vbelten Bevölkerung, dieses oder jenes herauszu- 
olen. 


Zu der Vorlage selber kann ich namens meiner Fraktion 
betonen,daß wir die Auffassung des Herrn Becker von heute 
morgen nicht vertreten können. Wir bringen deshalb bezüglich 
ger Besteuerung der Regierungskommissionmitglieder folgemen 

rag ein: 


"Der landesrat wolle beschließen: Die Hegierungs- 
kommission wird ersucht, die Steuerfreiheit der 
Mitglieder der Begierungskommission,des Seneralse- 
kretärs,dessen Stellvertreter,der Beamten des äuße- 
ren Zolldienstes und der im Dienste der französischen, 
Militärverwaltung stehenden Zivilpersonen aufzuheben. 


Begründung _: 


Der Landesrat vertritt die Auffassung,daß die Nitglie- 
der der Hegierungskommission,der Generalsekretär und sein 
Stellvertreter schon deshalb keine Steuerfreiheit genießen 
können ‚weil sie ihre Gehaltsbezüge aus der landeskasse er- 
halten und diese Binkommensbezlige in keinem anderen lande 
besteuert werden. Diejenigen Fersonen welche nach, wölker- 
rechtlichen Grundsätzen in dem lande,,ın dem sie ihren Wohn- 
sitz haben, von der Einkommensteuer befreit sind, sind, Bean- 
te eines anderen Staäates,welcher dieselben besoldet._Diesel- 
ben unterliegen auch der Besteuerung_in ihrem Mutterlande. 
So genießt der deutsche Gesandte in Paris natürlich »teuer- 

reiheit,da Deutschland seine Gehaltsbezüge zu zahlen hat. 
Er ist jedoch den deutschen Steuergesetzen unterworfen um 
zahlt selbstverständlich in Deutschland seine Steuern. Das- 
selbe trifft aber für die Mitglieder der Regierungskommis- 
sion,den Generalsekretär und seinen Stellvertreter nicht zu. 
Erstere werden wohl vom Völkerbund ernannt,die Besoldung 
trägt jedoch das Saargebiet. Die Beamten des Zalldienstes 
und die bei der Militärverwaltung beschäftigten ‚personen _ 
SLnn den saarländischen »teuergesetzen zu unterwe rfen,da sie 
im Saargebiet ihren Wohnsitz haben. so 
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.. Also wir können diese Frage nicht einfach dem Völker- 
bund überantworten. Wir müssen eben als Landesrat klipp und 
klar unsere Auffassung festlegen, und die Auffassung ıSt nun 
einmal so,daß diese Herren, auch wenn sie die Exterritoriali- 
tät besitzen,keine Steuerfreiheit genießen können,da die Vor- 
aussetzung dazu hier nicht gegeben ist. Denn sie sind wohl 
vom Völkerbund ernannt,sind Beamte des Völkerbundes. Der Völ- 
kerbund ist aber kein Staat. Sie zahlen beim Völkerbund keine 
Steuern. Der Völkerbund zahlt die Herrschaften nicht selber, 
sondern sie haben im Saargebiet ihren Wohnsitz,sie sind die 
obersten Beamten des Saargebietes,erhalten aus den Mitteln 
des Saargebietes ihre Gehälter und sind deshalb auch im Saar- 
ebiet den Steuergesetzen unterworfen. Das muß die Auffassung 
es Landesrates werden, und diese Auffassung wird dann,wenn 
die Negierungskommission eine andere Auffassung vertritt ,Ge- 
genstand einer Beschwerde beim Völkerbund sein müssen, Aber 
zuerst haben wir als Landesrat unsere Auffassung in dieser 
Frage klipp und klar festzulegen. 


Zu der Vorlage selber glaube ich darauf hinweisen zu 
sollen, daß wir unsere Anträge bereits in der Kommissionsbe- 
ratung en haben. Ich will nochmals kurz die einzelnen 
Fragen durchgehen. 


| Wir betonen, und -- ich bin da im Einvernehmen mit 
meinem Vorredner der Auffassung, daß das Existenzminimum wie 
im Keiche gesetzlich verankert werden muß und zwar besonders 
deshalb,weil das Saargebiet keine Reparationslasten zu tragen 
hat und auf Grund dessen hier_auch ein Existenzminimum fest- 
gelegt werden kann,wie es im Reich besteht. | 


3 Wir betonen des weiteren,daß unbedingt die Steuer- 
drückerei aufhören muß. Und um sie zu beseitigen,ist es not- 
wendig,daß die Steuerlisten offen gelegt werden. Es ist 
aber auch notwendig,daß,wenn die Lohn-und Sehaltsbesteuerung 
beibehalten wird,auch dıe freien Berufe ihre Steuern jeweils 
sofort entrichten müssen,analog der LEBRE FORErBE LE GO en, 
also mit ihrer Steuerleistung wertbeständig erfaßt werden. 


Ich kann dann darauf hinweisen,daß wir die Auffassung 
vertreten,daß die Lohnsteuerpflichtigen mit ihrem Abzug,wenn 
as Nebeneinkommen 3000.-Franken nicht übersteigt abgegolten 
sein sollen. Es ist ein Unfug von den Iohnsteuerpflichtigen 
noch emeindeumlagen zu verlangen. Ich weiß nicht,ob es bis- 
jerzt eine kemeinde Be hat. Sie haben es vielleicht des- 
alb nicht getan,wei | 
Eingänge zu verzeichnen wären. Ich nehme an,daß aufgrund die- 
ser latsache die Vertreter der bürgerlichen farteier unseren 


Antrag zustimmen. Wir vertreten die Auffassung,daß die Gemein- 


den,anstelle 1/11,das ihnen nach der Vorlage zugegeben werden 
soll zwei Elftel erhalten und daß ferner für den Staatsantell 
der Einkommensteuer dasselbe Flatz greift,was bei der lohn- 
Steuer durchgeführt ist. Ich betone, daß die Kommunen lebens- 
fähig bleiben müssen und wie Be SS E = , De Kon die landeskasse 
eine große NMehreinnahme. Die Zölle sind ja auch erhöht worden 
und deshalb kann die Landeskasse ganz gut 


diesen Ausfall tra- 
gen. 


Meine 
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‚ Meine Herren ! Ich glaube zum Schluß sagen zu sollen, 
daß wir noch folgenden Antrag einbringen;der vorsieht;,daß die 
Regierungskommission das. Reichseinkommensteuer-;Reichskörper- 


schafts- und heichsvermögenssteuergesetz einführen soll: 
Der Antrag lautet: 


‚." Der Landesrat wolle beschließen,die Regierungs- 
kommission wird ersücht,dem Landesrat das Reichsein- 


kommen-,Reichskörperschafts- und Reichsvermögenssteuer- 
Gesetz zwecks Einführung im Saargebiet zur Begutachtung 
alsbald zugehen zu lassen mit der Maßgabe ‚daß die darin 


enthaltenen Reichsmarkbeträge im Einvernehmen mit der 


I. Kommission des landesrates von der Regierungskomis- 


sion zum jeweiligen Durchschnittskurs in Franken unge- 
stellt werden. " | 


Ich kann darauf hinweisen, daß unbedingt darauf geschen wer- 


den muß,daß bei der Neuregelung der Steuergesetze,die Lasten- 


verteilung eine andere wird als dies bisher der Fall war. 


Vorsitzender ©cheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP): Meine Herren! Wir begrüßen die Ausführungen 


des Herrn Abgeordneten Gärtner von der Zentrumspartei.Es 
hat uns nur befremdet,daß er bei seinen Ausführungen erklärt 
hat,daß es ihm leid tue,daß er diese Ausführungen machen 


müsse, Es hat uns aber gefreut, daß er in seinen Ausführungen 


den Mut gefunden hat, die Wahrheit bekannt zu geben. Es war 
das umso notwendiger, da gerade die Zentrumspartei in ihrer 
bisherigen Haltung alles andere getan hat, als das, was der 
Herr Gärtner vorgeschlagen hat, Hätte die Zentrumspartei 
der SeranuBenhe} dieses beschlossen,was der Herr Gärtner 
verlangt hat,dann hätte _er diese Ausführungen gar nicht zu 
machen brauchen. Meine Herren! Die Konsequenzen der Aus- 
führungen von Herm Gärtner,laufen darauf hinaus, daß er 
die Vorschläge und Anträge, die seitens der Sozialdemokratie 

und uns in den Kommissionen eingebracht wurden ‚weitgehendst 
unterstützt. Sonst haben natürlich diese Neden,die hier ge- 
halten wurden,praktisch keinen Zweck. Wenn Herr Hoffmann er- 
klärt, man müsse trotzdem Vorschläge machen, _ wo die steuern 
zu holen sind, so haben wir noch stets in allen Steuerfra- 
gen uns nicht BES EST=, OSTorLiBe Vorschläge zu machen. 

Fr In der Frage der 3esteuerung der Negierungskom- 
missionsmitglieder haben wir immer wieder die Anträge ein - 
bracht ‚daß die ee besteuert werden sollen. 
Wenn die Zentrumsfraktion heute erklärt, sie gehe zum Völ- 
kerbund und lasse den Völkerbund darüber entscheiden,ob die 
Regierungskommissionsmitglieder Steuern zahlen oder nicht, 
so kann man da auf deutsch sagen:" Die Zentrumspartei will 
den Teufel bei seiner Großmutter verklagen!" Die Hegierung 
und der Völkerbund werden niemals eine Entscheidung treffen 
Posen die HRegierungskommissionsmitglieder,die der Völker- 

und hierher gesetzt hat. Denn die Vertreter der Zentruns- 
a wissen ganz genau und Suchen sich damit nur eine 

usrede um draußen der Arbeiterschaft BEN aS KOBaR EUER 
wir sind nicht damit einverstanden,daß ihr Regierungsnmit- 
glieder steuerfrei seid !" 


(Zuruf des Abg. Kiefer: Dann machen wir es genau 
so wie ihr. 


Wenn 
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Wenn Die es genau so machen,dann stimmen Sie den Anträgen 
zu. 


Nun zur Frage der Steuerreform. Der Herr Gärtner 
hat uns Klagen vorgebracht über die Unzuträglichkeiten, zu 
denen die Lohnsteuer führt. Wir selbst haben immer Besei- 
tigung der Lohnsteuer verlangt. Sie selbst haben auch be- 
wiesen, daß die lohusteuer untragbar ist,denn Herr Gärtner 
hat wörtlich gesagt:" Sie nimmt den Arbeiterkindern das 
Brot vom Tisch." Wenn das der Fall ist,dann stimmen »ie 
unserem Antrag zu,der die Beseitigung der Lohnsteuer ver- 
langt. Ich habe einen Bericht aus der »aarbrücker Zeitun 
vor mir liegen enthaltend einen Beschluß des Saarhandwerks, 
Dort: hat man auch die frühere Steuergesetzgebung verlangt. 
Unseren Antrag haben wir schon in der Kommissionssitzung 
eingereicht. Dieser lautet: 


"Die 38 55 bis 65 des Einkommensteuergesetzes, 
welche die lohn-und Gehaltssteuer betreffen, sowie 
sämtliche darauf bezugnehmenden Faragraphen zu 
streichen." 


Es steht Ihnen frei, entsprechend Ihren Ausführungen zu 
handeln. In der Frage des Existenzminimums hat gerade das 
Zentrum eine angemessene Erhöhung zu verhindern versucht. 
Die Zentrumspartei hat es stets geschickt verstanden, die 
Gesetze zu verdrehen. | 


Nun zur Frage der Verteilung der Steuern noch ein 
aar Worte. Für den Fall ‚daß unser obiger Antrag abge- 
ehnt wird, stellen wir folgenden Antrag: 


"Der Gesantertrag der Einkommen aus der Iohn- 
und Gehaltssteuer fließt in die fassen der 
Gemeinden. " | 


Wir können nicht einsehen, daß wir der Hegierung etwas B9- 
ben sollen, welche einfach alle Steuern und Zölle erhöh 
und darauf hinausgeht,das »Saargebiet zu stark zu belasten. 
Dieser Zustand muß beseitigt werden. Wenn Sie, Herr Gärt- 
ner,darüber Beschwerde führen wollen,daß der Anteil der 
Kirche zu gering ist und erhöht werden müßte,so kann ich 
Ihnen erwidern,daß es jedem freisteht,nach seiner Facon 
selig zu werden. Das Wört hat der Älte Fritz schon gesagt. 
Auf jeden Fall haben Sie nicht das Recht zu verlangen,daß 
Ihnen der Staat dafür die Mittel gibt. Sie haben gesägt, 
die Mittel seien für Bildungszwecke usw. Wir wissen ganz 
enau,was diese Bildungszwecke bedeuten... In der Schule 
aben wir das Lied lernen müssen,was frag:ich viel nach 
Geld und Gut,wenn ich zufrieden bin. Da müssen heute noch 
die Arbeiterkinder lernen. Wir lehnen ab, für eine solche 
Einrichtung Mittel zu .bewilligen,die doch nur dazu da ist, 


‚das Volk zu verdummen. Es ist endlich Zeit,daß das, was an 


Hochschulen gewährt wird, auch den Arbeiterkindern ee 
kommt. Sie kommen hierher und verlangen noch mehr Mittel 
für Ihre Organisation. Wir wissen, daß in Ihren Keihen 
Leute sind, die andersgläubige oder andersgesinnte Menschen 
auf dem »cheiterhaufen verbrennen würden. 


(Unruhe im Zentrum ) | 
Nie ine 





8 
E 
Ab- 
I 
> 
IT 
Eu® 
23 
K 
an 
2% 
u 
Pr 
' Ku) 
'K 
6% 
un 
ar 
1Z 
2% 


IE 


4 


> 
nn 








4 


Mi 


a 


Meine Herren vom Zentrum, ich kann verstehen, daß Ihnen 
diese Wahrheiten unangenehm sind und wenn Sie immer mit 
Ihrem Einvand kommen, wir sollen an russische Zustände 
denken, so empfehle ıch Ihnen die vaarbrücker Zeitung vom 
vamstag zu lesen, in welcher ein Bericht mit der Über- 
schrift steht:" Nach 14 Jahren endlich wiedergefunden". 
Ein Kriegsgefangener ist in Rußland geblieben, hat sich 
dort verheiratet und schreibt, daß es ihm gut geht.Wenn 
das eine Zeitung schreibt, die sonst über russische Zu- 
stände nicht genmg schimpfen kann, muß das doch stimmen. 
Die Dinge müssen also doch andere sein, wie Sie sie hin- 
zustellen pflegen. 


Zum ©chluß möchte ich noch mitteilen, daß, 
die Kommunistische Fraktion für die Übernahme der Reichs- 
Steuergesetze ist, wird aber dabei einige Einschränkungen 
vornehmen müssen. Wir sind also für die Übernahme aus 
politischen Gründen und behalten uns die Abänderungen 
verschiedener Bestimmungen vor. 


Meine Herren! Wenn Ihnen das lächerlich vor- 
kommt,so will ich Ihnen etwas sagen: Dem »aararbeiter,der 
heute 5 bis 600 Franken verdient in einem Nonat wagt man 
noch weitere Steuern Aufzubürden. Nenn wir aber verlangen, 
daß die Einkommen von 100 000.-Mark und darüber restlos 
eingezogen werden,so finden Sie das lächerlich. Dagegen 
finden Sie es ganz in der Ordmung,wenn einem armen Pro- 
seen mit einem Hungerlohn noch neue Steuern zugemutet 
werden. 


Diese Forderungen sind unsere EERAGBER SF EDER 
Forderungen ‚die wir stellen; falls der Antrag der »ozial- 
demokraten auf Übemahme der Heichssteuergesetzgebung An- 
nahme findet. Wir erklären nochmals,daß wir ohne weiteres 
aus politischen Gründen für die Übernahme dieses Gesetzes 
sind. Wir wissen auch, daß die Übernahme in der jetzigen 
Form,wie sie in Deutschland Gesetz ist,eine Verbesserung 
wäre ,auch ohne unseren Antrag gegenüber der Gesetzgebung, 
wie wir sie uns im vaargebiet gewünscht haben, Nir wissen, 
daß diese Verbesserungen für diese Kreise im »aargebiet, 
sind,die wir speziell vertreten. Daß vielleicht die Kreise, 
die one rechts sitzen, nicht für die Übemahme der Neichs- 
gesetzgebung Annahme findet. Wir erklären nochmals,daß 

wir ohne weiteres aus politischen Gründen für die ‚Übemah- 
me dieses Gesetzes sind. Wir wissen auch,daß die Übernah- 
me in der jetzigen Fom,wie sie in Deutschland Gesetz ist, 
eine Verbesserung wäre,auch ohne unseren Antrag gegenüber 
der Gesetzgebung,wie wir sie uns im Saargebiet gewünscht 
haben. Wir wissen,daß diese Verbesderungen für diese Krel- 
se im Saargebiet sind, die wir speziell vertreten. Daß 
vielleicht die Kreise,die ganz rechts sitzen,nicht für die 
Übernahme der Reichsgesetzgebung zu haben sind,können wır 
verstehen,da sie für sie eine Verschlechterung bedeuten. 
würde ‚weil sie etwas mehr »teuern bezahlen müßten als bis- 
her das Regime an der Saar von ihnen verlangte,. Wir wün- 
dern uns däriber,daß sie immer wieder ein so großes 4e- 
schrei über die Saarregierung erheben,da diese doch mit 
ihrer Steuergesetzgebung eräde die besitzenden Klassen 

am meisten geschont hat. Was Herr Gärtner vorhin darüber 
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gesagt hat, ist zu begrüßen, obwohl er ae 
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der Kommunistischen Fraktion ist. Wenn Herr Gärtner sagt, 
daß die Kreise der deutschen Schwerindustrie sich in der 
Vergangenheit dauernd an der anlıng der Steuern vorbei- 
gedrückt hätten,und wenn es dort schon gesagt wird,dann 
muß diese latsache vorhaäden sein. 

Herr Gärtner, wir wünschen dehalb,daß die Ver- 
treter der Arbeiterschaft innerhalb der Zentrumspartei 
die Anträge, die wir gestellt haben,unterstützen werden, 
Das ist die Korsequenz der Ausführungen, die vorhin gemächt 
worden sind. 


( Bravo-Rufe der Kommunisten! ) 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr:von 


Vopelius! 


\bg. Dr.v.Vopelius (DSV): Auf die Bemerkung des Herrn Abg.Gärt- 
ner betr. des Berichtes der Handelskammer,möchte Ich,er- 
widern, daß der ©syndikus nicht meinte, daß die sozialen 
Renten usw. gekürzt werden sollen, demn er sagt, daß 
diese gerecht verteilt werden sollen,und das, was zur 
Befriedigung der | noch fehlt,von der Regie- 
rungskomnmission aufgebracht wird. 


(Zurufe: Aus den Steuem der Arbeiterschaft!) 


Davon kann unter keinen Umständen die Hede sein. "ir 
sind unbedingt dafür, daß die Sozialrenter erhöht werden 
müssen. Ich maße mir deshalb an, zu betonen, weil ich 
den Herrn Symdikus genau kenne, daß Ihre Auffassung über 


den Passus in der Saarbrücker Zeitung nicht richtig ist. 


Zur Einkommensteuer möchte ich bemerken,daß 

wir die formalen Änderungen,die seitens der Kommission 

emacht wurden, annehmen. Wır sind bereit,die sozialen’ 

erbesserungen zu unterstützen,d.h. wir sind für Erhö- 
hung der Sozialabzüge und des Existenzminimuns. 
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Vorsitzender Scheuer: Zur Spezialdebatte wird das lort nicht 
mehr gewünscht. ir schreiten dann zur Abstimmung. Ic 
darf Sie bitten, den Kommissionsberieht sowie die Vorlage 
selbst zur Hand zu nehmen,damit die Abstimmung erleich- 
tert wird. | ” 

uf Seite 3 des Kommissionsberichtes steht 
ein Antrag,die 88 55 bis 65,die die Lohn- und Gehalts- 
teuer betireifen,sowie sämtliche darauf bezugnehmenden 
aragraphen zu streichen. 


m — 


S | 


| Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand 
erheben. | 
Dafür stimmen 4 Mitglieder ‚während sich die 


Mitglieder der Sozialdemokratischen Fraktion der Stimme 
enthalten. 
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LEBEN 


Wir kommen zu $ 1 der Vorlage (Seite 4 des Komissions- 
berichtes. 


Zu Ziffer 1] sind in der Kommission keine Bedenken er- 
hoben worden,da sich kein Widerspruch erhebt,stelle ich 
die einstimmige Annahme der Ziffer fest. 


Zu Ziffer 2 sind in der Kommission keine Bedenken erho- 
ben worden. Widerspruch erhebt sich nicht. Die Zifer 
wird einstimmig angenommen. 


— ET WR NET 


Zu Ziffer 3 wird To1een08 Antrag eingebracht,der für 
> materiellen Bestimmungen des Gesetzes Gültigkeit 
at: 


" Der landesrat wolle beschließen :Die Regierungs- 
kommission wird ersucht,dem Landesrat das Reichs- 
einkommen-Neichskörperschafts-und Reichsvermögens- 
steuer-Lesetz zwecks Einführung im »aargebiet zur 

tachtung alsbald zugehen zu lassen mit der 
Maßgabe ‚daß die darin enthaltenen Keichsmarkbe- 
träge in Einvernehmen mit der ersten Kommission 
des landesraätes von der Regierungskommission zum 
en Durchschnittskurse in Franken umgestellt 
werden. 






Dieser Andrag deckt sich mit dem des Zentrum zu $ 4 der 
Yorla e (Seite 10 des Kommissiof&berichtes) ‚welcher 
aute?: 
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" Binführung des deutschen Einkommensteuertarifs 
und Einführung der deutschen Freigrenze, die 

nach einem allmonatlich festzusetzenden,den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen im vaargebiet ent- 
sprechenden Durchschnittskurs umzurechnen sind." 


Wer für diese Anträge ist die ein und dasselbe zum 
Zwecke haben,möge die Hand erheben. Widerspruch erhebt 


sich nicht. Ich stelle die einstimmige Annähme fest. 


Du ; 


Diese Anträge beziehen sich auf die 38 1 Ziffer 3 
(Seite 4 des Komissionsberichtes), 3 6 Abs.3 und A 
der Ziffer 2 (Seite 5 des Kommissionsberichtes), $ 7 
Zitter 3 ie 5 des Kommissionsberichtes). 


S 


4 beir. Tarife (8eite 10 .des Komm, Berichtes). 
14 (Antrag zu Abs.1 des $ 99 des Reichs-Ein- 
kommensteuergesetzes-Seite 18 des Komm.- 
TERN ES, - 
>.15 ee ngsvorlage (Seite 20 des Komm.- 
erichtes, 
$ 57 der Verordnung (Seite 21 des Komm.Berichtes. ) 
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Zu $ 3 der Verordnung liegt ein Antrag der Sozialdenokra- | 
tischen Fraktion vor, welcher lautet: | 


"Der Iandesrat wolle beschließen:Die Re AT 
kommission wird ersucht ‚die Steuerfreiheit er Mit- 
Ei reder der Keeisrungskommission, des eneralsekre- 
ärs,dessen Stellvertreter,der Beamten des äußeren 
Zolldienstes und der im Dienste der französischen | 
Militärverwaltung stehenden Zivilpersonen aufzuheben. 


Begründung _;: 


‚per Iandesrat vertritt die Auffassung,daß die 
Mitglieder der Regierungskommission,der Generalse- 
kretär und sein Stellvertreter schon deshalb keine 

teuerfreiheit: genießen können,weil sie ihre Ge- 
haltsbezüge aus der landeskasse erhalten und diese 
Binkommensbeziüge in keinem anderen Lande besteuert 
werden.Diejenigen Personen, welche nach völkerrecht- 
lichen Grundsätzen in dem lande,indem sie ihren 
Wohnsitz haben von der Einkommensteuer befreit sind, 
Sind Seamte eines anderen Staates,welcher dieselben 
besoldet. Dieselben unterliegen auch der Besteuerng 
in ihrem Mutterlande. So genießt der deutsche Ge- 
sandte in Faris natürlich Steuerfreiheit,da Deutsch- 

land seine \ehaltsbezüge zu zahlen hat. Kris jedoch den 
deutschen Steuergesetzen unterworfen und zahlt Selbstver- 
| ständlich in Deutschland seine Steuern. 

‚ Dasselbe trifft aber für die ab ee der 
gesierungskomission, den uenerälsekretär und seinen 
Stellvertreter nicht zu, Erstere werden wohl vom | 

Lölkerbund ernannt,die Besoldung trägt jedoch das | 
aargebiet. | | 
...,pie Beamten des Zolldienstes und die bei der 4 

ers orwel tung beschäftigten Personen sind den | 
saarländischen Steuergesetzen zu unterwerfen,da sie | 

im Vaargebiet ihren Wohnsitz haben. ' 
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Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. 


= Für diesen Antrag stimmen Sozialdemokraten ‚Kommu- 
nısten und das Zentrum. 
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Zu $ 5 der bestehenden Einkommensteuerverordnung wird 
beantragt,dem Absatz 2 folgenden Zusatz zu geben: 


Ty 
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"Sowie aus einer Knappschaftsversicherung und 
Berufsorganisation." 


der Absatz würde dann lauten: 
"Bezüge der Steuerpflichtigen aus einer 


 Krankenversicherung,der Alters-und Invaliden- 


versicherung, Sowie aus einer Knappschaftsver- j 
Sicherung un Berufsorganisationen. | 
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Ner für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. Ich 
stelle die einstimmige Annahme fest. 


Zu $ 5 der bestehenden Einkommensteuerverordnung lautet 
ein anderer Antrag: 


"eine Ziffer 4 anzufügen, die dem Absatz > des 
% 8. des Keichseinkommensteuergesetzes ent- 
spricht." 


Der Absatz 5 des 8 8 des Reichseinkommensteuergesetzes 
lautet: 


" Vorzugsrenten aufgrund des Gesetzes über 
die Ablösung öffentlicher Anleiken vom 16. Juli 
1935 (R.&.BL.L.S. 197). ' 


Zu diesem Text wird beantragt den Begriff“ öffentlicher 
Anleihen " zu ersetzen durch:" der deutschen »staatsan- 
eihen."“ | 


Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch. Ich 
stelle die einstimmige Annahme fest. 


Wir fahren auf Seite 5 des Xommissionsberichtes 
weiter! | 


Zu $ 6 Absatz 1 des bestehenden Binkommensteuer- 
gesetzes wird beantragt, folgende Ziffer 4 einzusetzen: 


"Beiträge zu den öffentlich-rechtlichen Berufs- 
oder Nirtschaftsvertretungen sowie zu Derulsver- 
bänden ohne öffentlich-rechtlichen Charakter,deren 
Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäfts- 
betrieb gerichtet ist." 
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Diese Fassung entssricht dem Absatz 6 in 3 17 des deut- 
schen Gesetzes. 


Widerspruch hiergegen srhebt sich nicht. Ich stelle 
die einstimmige Annahme Test. 


y POST 


Ty 


Zu $ 6 der bestehenden Einkommensteuerverordnung bean- 
tragt ein kommnistisches Mitglied, in Ziffer 2,Absatz 2 
die Worte:" oder auf Kirchenpatronatsverpflichtungen h 
zu streichen. 


Dieser Antrag fand in_der Kommission keine An- 
nahme ‚nachdem von dem Herrm Kegierungsvertreter er- 
klärt wurde,daß im Daargebiet keine Kirchenpatronats- 
verpflichtungen bestehen. 


Ich stelle hier die Ablehnung fest,nachdem sich 
niemänd zum Wort meldet. 


MN REN, Zu_ 
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Zu Ziffer 2 des $ 6 des bestehenden Einkommensteuerge- 
niet wird beantragt,den Absatz 5 zu streichen,welcher 
lautet: 
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"Die Gewinnanteile jeder Art aus der Zeteiligung 
an einer .m.b.ll. ....... usw." 


Wer für die Streichung ist, möge die Hand erheben, Der 
Antrag wird abgelehnt gegen die Stimmen der Sozialdemo- 
kraten und Kommunisten. 


Seite 6 des Komm.-Berichtes wird gestrichen, weil die 
daraufvermerkten Anträge durch den Antrag betr. Über- 
nahme des deutschen Einkommensteuergesetzes gegenstands- 
los geworden sind. 





Wir kommen nun zu $ 2 der Regierungsvorlage auf Seite 7 
des Kommissionsberichtes. 





Zu. Ziffer I wurden in der Kommission keine Bedenken. 
erhoben. Widerspruch erhebt sich nicht. Die J1l- 
fer wird somit einstimmig angenommen. 


Zu Ziffer II wird Streichung beantragt und dafür zu 
| setzen: | 


" Nach der 1. Veranlagung ist es den juristischen 
Personen gestattet,20 % des Bilanzgewinnes als 
Reserve für zu bezahlende Steuern in die Bilanz 
einzusetzen. " 
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Widerspruch erhebt sich nicht,der Kommissions- 
antrag ist somit einstimmig angenommen. 


Zu Ziffer III warden in der Kommission keing Bedenken 
erhoben. Auch jetzt erhebt sich kein Widerspruch, 
die Ziffer 3 ist somit einstimmig angenommen. 


“PeZ 


Zu S 2 der ER ERB TIRBRTOTILES wurden noch folgende An- 
träge gestellt: 


cz 


Ein sozialdemokratisches \it lied beantragt,den 
Absatz 1 dis S 9 des bestehenden Ein ommensteuergesetzes 
zu streichen. | 


Dieser Absatz sieht die Veranlagung der BIRar- 
physischen Personen nach dem durchschni tlichen Ergeb- 
4% der drei der Veranlagung vorangegangenen Geschäfts- 
jahre vor. 


(Zuruf” Der Antrag wird zurückgezogen!) 
Nachdem 


> 
In 








u. 


Nachdem der Antrag zurückgezogen worden ist,erübrigt sich 


die Abstimmung darüber. 


Zu Absatz 2 des $ 9 des bestehenden Einkommensteuerge- 


setzes wird beantragt ,den 3. ‚4. und 5.»2atz zu streichen, 
welche lauten: | 


3) Aus dem steuerpflichtigen Einkommen des ersten 


Ben annbringenden Geschäftsabschlusses sind 
> v.H. als steuerfreie Rücklage für die Ein- 
kommensteuern zurückzustellen. 


4) Die zu entrichtenden Einkommensteuern sind 


von der hiernach gebildeten Rücklage abzusetzen, 


5) Einkommensteuem dürfen erst dann wieder unter 


Geschäftsunkosten verrechnet werden,wenn diese 
Rücklage aufgebraucht ist." 


Widerspruch gegen diesen Antrag erhebt sich nicht. Der 
Antrag ist somit einstimmig angenommen. 


Zu. Ziffer 4 des $ 9 des bestehenden Einkommensteuergesetzes 


wırd beantragt,diese Ziffer zu streichen. Die Ziffer 4 
lautet: 


'Der nach Absatz 3 zu versteuernde Betrag ist 
bei der Veranlagung nur mit 4/7 in Ansatz zu 
bringen." 


Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. 


Kommunisten und Sozialdemokraten stimmen dafür, die 
anderen Mitglieder dagegen. | 


Zu 3 3 der Hegierungsvorlage (Seite 9 des Komm.Berichtes) 
wurden in der Kommission keine Bedenken erhoben. Wenn 


Sich kein Widerspruch erhebt, ist das auch jetzt der Fall. 


EEE RR WERE WERE WE WERE 


Die 95 5 bis 13 (Seite 16 und 17 des Komm. -Berichtes) 
wurden in der Kommission ohne Bedenken angenon- 
men,wenn Sich kein Widerspruch erhebt, stelle 
ich fest, daß dies auch jetzt der Fall ist. 


Die Anträge zu $ 14.der Begierungsvorlage werden im Sinne 
des Antrages betr. Übernahme der Reichssteuergesetze er- 
ledigt. Die Anträge zu $ 14 lauten: | 
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" In der 3.Zeile wird das Wort: "vierten Teil" 
ersetzt durch:" fünften Teil." 


Bin Mitglied beantragt,den Absatz 1 des $ 99 des Reichs- 
einkommensteuergesetzes zu übernehmen welcher lautet: 


"Erhöht sich das Einkommen eines Steuerpflichtigen 
ür einen »teuerabschnitt gegenüber dem zuletzt 
festgestellten Einkommen voraussichtlich um mehr 

als den fünften Teil,mindestens aber um 2000 
eichsmark,so können gemäß $ 95 zu entrichtenden 
Voraussahlungen neu festgesetzt werden. " 


Die Anträge zu 3 14 sind auch im Sinne des Antrages betr. 
Übernahme des deutschen KEinkommensteuergesetzes erledigt . 


Zu 3 50 des bestehenden Einkomiensteuergesetzes beantragt 
ein sozialdemokratisches Mitglied folgenden Absatz 3: 


"Die Gemeindebehörde hat nach endgültiger Fest- 
De BEDE der »teuer, ‘die Steuerlisten zur Einsicht- 
nahme 4 Wochen lang offen zu legen. Zu diesen 
Zwecke haben die Finanzämter den Gemeindebehörden 
die Listen zur Verfügung zu stellen." 


bg. Becker (4): Meine Herren, wir stimmen dafür,damit das Ge- 
rede aufhört,wer Steuern und wer keine Steuern bezahlt. 


58. Dr.von Vopelius(DSVY): Wir lehnen diesen Antrag ab. 
orsitzender >cheuer: Die Nbstimmung ergibt,daß der Antrag gegen 
& 


die Stimmen der Deutsch-Saarländischen Volkspartei ange- 
nommen wird. 
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Zu 3 51 des bestehenden Einkommensteuergesetzes (Seite 19 


‚des Kommissionsberichtes wird beantragt,dem 1.>atz folgen- 
de Fassung zu geben: 


" Bis zum zap due eines steuerbescheides für ein 

lenderjahr hat der Steuerpflichtige für die Steu- 
erschuld dieses Kalenderjahres bis Ende eines je- 
den Monats Vorauszahlungen in Höhe von 1/12 des. 

ahresbetrages der Steuerschuld zu entrichten. Bis 
zum Bekanntwerden dieser Steuerschuld sind die Vor- 
schüsse näch der zuletzt festgestellten Steuer- 
schuld zu bemessen. Die Direktion für Finanzen ist 
im Einvernehmen mit der 1. Kommission des Landes- 
rates ermächtigt,im Falle einer allgemeinen Ver- 
Schiebung der Binkommensbeträge die Steuerschuld 
des Vorjahres bezw. die zuletzt festgestellte 


Steuerschuld allgemein zu erhöhen bezw. zu ermäßi- 
gen." | 


En 
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Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. Sozial- 
demokraten und Kommunisten sind für den AÄntrag,während 
die übrigen Parteien dagegen stimmen. | 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffmann! 
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Abg. Hoffmann(SP): Auf Grund dieser Ablehnung habe ich fol- 
genden Antrag einzubringen: 


" Der landesrat wolle _beschließen,die 88 55 bis 
65 werden gestrichen. Femer sind alle Anderen Be- 


Stimmungen,welche auf den Lohnsteuerabzug Bezug 
nehmen,zu streichen. " 


Begründung: 


Nachdem die Mehrheit des Landesrates a 
lehnt hat,welches geeignet erschien,bei den Nicht- 
lohnsteuerpflichtigen die Wertbeständigkeit der 

teuerleistung durchzuführen und auch die SARHRFERGE- 
vertreter jede wertbeständige Erfassung der Nicht- 
Lohmsteuerpflichtigen ablehnen und als undurchführ- 
bar bezeichnen, beantragt die Soziäldemokratische 
Fraktion die „bschaffung der Lohnsteuer. Wenn die 
Steuer nicht bei allen teuerpflichtigen wertbe- 
ständig erfaßt wird ist die wertbeständige Erfassung 
bei einem Teil der Bevölkerung zu beseitigen." 


Abg. Reinhard (KP): Wir stimmen für den Antrag! 


Abg. Becker (Z): Meine Herren! Ich stelle test,daß die »ozial- 

demokratische Partei in geschickter Weise den Rückzug 

auf die Kommunistische Linie vollzogen hat. Bei einer 
Inflation,Herr Hoffmann,helfen alle diese Mittelchen 
nicht mehr. Eine nochmalige Inflation wird das Saarge- 
biet nicht mitmachen. Was nützt Ihr Antrag,wenn Sie 
zwölfmal Steuern erheben wollen und die Behörde packt 

die Arbeit nicht, Von der Regierung wurde ja erklärt, 

daß dieser Antrag undurchführbar ist. | 
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Abg. Hoffmenn(SP): Ich glaube wohl darauf hinweisen zu könne , 
daß wir bis jetzt noch keine Inflation des französi- 
‚schen Franken wie diejenige der Mark haben. Aber, Sie 
werden zugeben, daß sich der Franken mehr und mehr ent- 
‚wertet. Wenn dann die Steuern für 1926 zu zahlen sind 
und nach einer Veranlagung, wie sie für das Jahr 1925 
erfolgt war,bezahlt werden sollen,dann müßte auch die 
Nößlichkeit sn sein,zu_erklären:Die »teuervor- 
Schüsse erhöhen sich ebenfalls. Das kann ganz gut ge- 
macht werden und Schwierigkeiten entstehen hierbei nicht. 
Die Einkommenverhältnisse sind aber schließlich nicht so, 
daß die freien Berufe letzten Endes in diesem Jahre we- 
nıger Einkommen haben als 1924,deshalb machen wir den 
Vermittlungsvorschlag,im Falle einer Verschiebung der 
binkommensverhältnisse die Vorschüsse von vorigem Jahr 
zu erhalten. Ä 

Dann Herr Abgeordneter Becker,Sie haben es ver- 
standen,bei der letzten Wahl Sachen aufzutischen, die 
kein Mensch vertragen kann. Wir vertreten grundsätzlich 
die lohnsteuer bei einer stabilen Währuns. Bei einer 
Inflation,wie wir sie haben,sind wir auch dafür,wenn die 
Nichtlohnsteuerpflichtigen im gleichen Maße zur »teuer 
herangezogen werden. Da dies nach Ihrer Auffassung nicht | 
möglich ist,müssen wir fir Abschaffung stimmen. Wenn man | 
die großen u ya sieht, die Benagnt wurden,wobei 
die »tadt Saarbrücken allein 1 //2 Millionen Franken zu- 

Brut hat, werden Sie zugeben, daß unser Standpunkt 
Brenhttet 1at., 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr.von Vopelius! | 


Abg. Dr.von Vopelius (DSV): Wir haben schon darauf hingewie- 

sen, daß es unmöglich ist,eine gerechte Steuer im Sinre 
des Herm Hoffmann durchzuführen, Sie werden immer eine 
Schiefe Basis erhalten. 


Vorsitzender Scheuer: Ich lasse abstimmen über den Antrag der 
ozıaldemokraten,daß die 898 55 bis 65 gestrichen werden 
sollen, Wer dafür ist, möge die Hand erheben. 


Dafür stimmen Sozialdemokraten und Kommunisten. 


ER EU WERE 


Wir kommen dann zu $ 54 des bestehenden Einkommensteuer- 
gesetzes,zu welchem folgender Absatz 2 beantragt ist: 


" In allen Fällen, in denen die Einlegung von 
Rechtsmitteln erfolg 1st,muß, sofern er aft 
emacht ist, daß das Einkommen den deklarierten 
etrag nicht Iperstaggt Dndung der Staatssteuer 
erfolgen,soweit sie über die Steuer aus dem de- 
klarierten Betrag hinausgeht. " 


Da sich kein Widerspruch erhebt, stelle ich die einstin- 
mige Annahme fest. 


Hierzu beantragt ein sozialdemokratisches Mitglied fol- 
genden Zusatz: | 


' Das Finanzamt ist berechtigt,bei einer evtl. 
Entwertung die gestundete Steuer wertbeständig zu 
berechnen." 


Hiergegen erhebt sich auch kein Widerspruch, Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest. | 


Die Anträge zu $ 15 der Hegierun svorlage (Seite 20 des 
ommıssiönsberichtes) sind hinfällig durch den Antrag 
auf Übernahme der reichsgesetzlichen Bestimmungen. 


Zu Ziffer Il(Seite 20 des Konmissionsberichtes) bean- 
ragt ein Sozialdemokratisches Mitglied,in der fünften 
Zeile die Worte: "Arbeitnehmer dem" zu streichen,desglei- 


chen den letzten Satz der Ziffer ‚welcher begi:stnt:" soweit 
der Arbeitnehner...... usw, " 






._ _,.. Widerspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die 
eınstimmige Annahme fest. 
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Zu $°15 der Regierungsvorlage (Seite 21 des Kommissions- 
berichtes) lautet ein Antrag: 


. "Die Hegierungskommission wird ersucht, der Land- 
wirtschaft bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
die erhöhten Sozial-Abzüge DOFUHNBERDE von ect. zuzu- 
BE IERn: welche den Iohnsteuerpf ichtigen laut 3 57 


S. des bestehenden Einkommensteuergesetzes zu- 
stehen. " 


Ein Widerspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die einstim- 
mige Annahne fest. 


Sämtliche Anträge zu 3 57 des bestehenden Einkommensteuer- 
gesetzes werden entsprechend dem Antrag auf Übernahme der 
reichsgesetzlichen Bestimmungen einstimmig angenommen, 

. Das Gleiche gilt für die 5 16 und 58 (Seite 283 des 
Kommissionsberichtes. 


Wir kommen dann zu $ as BR Regierungsvorlage (Seite 24 
des Kommissionsberichtes). Hiergegen erhebt sich kein 
Widerspruch. Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 


Zu. $ 18 der Hegierungsvorlage wurde in der Kommission 
seitens des Zentrums folgender Antrag gestellt: 


"Der $ 18 der Hegierungsvorlage erhält folgende 
Fassung: | 


"8 60 durch folgenden Absatz 6 zu ergänzen: 


(VI) Wird die per Absatz 3 in den Ausführungsbe- 
stimmungen festgesetzte Ablieferungsfrist um mın- 
destens 14 lage überschritten, so ist die Betriebs- 
gemeinde berechtigt,vom Arbeitgeber einen Zuschlag 
von 5 vom Hundert der abzuführenden Steuersumme 
zu erheben. Erfolgt auf Mahnung auf weitere 14 lage 
keine Zahlung,so ist sie berechtigt, einen Zuschlag 
von weiteren 5 % zu erheben. | 

Der Zuschlag fließt der Betriebsgemeinde zu. 
Eine Abwälzung des Zuschlages auf die Arbeitnehmer 
ist unzulässig. Neben dem Zuschlag sind im 
Versäumnisfalle die Verzugszinsen nach 3 104 der 
Abgabenordnung geschuldet. " 


Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. Dagegen 
stimmen die »ozialdemokraten und Kommunisten. 


ER RE RER RR ER WER 


berichtes Jwırden in der Kommission keine Einwendungen 
erhnben. Widerspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die 
einstimmige Annähme fest. 


Zu $ 19 a) hegierungsvorlage (Seite 25 des Kommissions- 


Hierzu 
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Hierzu besteht ein Zusatzantrag,welcher lautet: 


"Zu 3 63 des bestehenden Einkommensteuergesetzes 
wird beantragt, den Absatz 2 zu streichen." 


Auch hiergegen erhebt sich kein Widerspruch. Ich stelle 
dıe einstimmige Ännahnme fest. 


ER ER ER Wr WR 


Wir kommen zu 3 ey der Regierungsvorlage (Seite 26 des Kon- 
mıssionsberichtes). 


. Die Abstimmung über Ziffer 1 erfolgt in Verbindung 
mit Ziffer IV. 


Ziffer 1 soll nach dem NMehrheitsbeschluß (Mitte und 
Rechte Jfolgende Fassung erhalten: 


"Von dem gemäß $ 57 einbehaltenen Arbeitslohn 
elten 2/9 als Staatsanteil,6/% als Anteil 
er steuerberechtigten Gemeinde, 1/9 als 

Anteil der Kirchengemeinde." 


Nach dem Beschluß der Minderheit (Linke) soll dieser 
Absatz lauten,wie folgt: 


"Von dem gemäß_$ 57 einbehaltenen Arbeitslohn 
re 4/11 als Staatsanteil,6/11 als Anteil 

er steverberechtigten Gemeinde und 1/11 als 
Anteil der Kirchengemeinde." 


Absatz 2 soll lauten: 


" Hat eine Veranlagung nach $ 58 nicht stattzu- 
finden,so gilt mit dieser Verteilung die Ge- 
meindesteuer und die Kirchensteuer als abgegol- 
ten. Betragen die Gemeindezuschläge weniger als 
140 v.H. oder die Kirchensteuerzuschläge weniger 
als 20 v.H.,so ist der »teuerbetrag zu erstatten." 


Da sich kein Widerspruch erhebt, gil* diese Fassung 
als einstimmig angenommen. 


Zu Ziffer IV wird ae ae Fassung für den ersten und 
zweiten Satz beantragt: 


"Die steuerberechtigten politischen Gemeinden 
erhalten außer dem Gemeindeanteil von 6/11 des 
Stewue rabzuges bezw.der von ihnen ae 
Umlage auf Einkommensteuer 2 weitere Elftel aus 
dem »taatsanteil der Einkommensteuer zugewiesen. 
Demgemäöß haben die Betriebsgemeinden von der ge- 
mäß $ 60 abgeführten Steuer vom Arbeitslohne 2/11 
der Landeskasse zu überweisen. " 


Wer für diese Fassung ist, möge die Hand erheben. Dagegen 
stimmen Kommunisten und Sozialdemokraten. 
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„45. 


Zu den Ziffern 2 und 3 wurden in der Kommission keine 
Bedenken erhoben. Wenn sich kein Widerspruch erhebt, 
ist das auch jetzt der Fall. 


| 

Wir gehen auf Seite 27 des Kommissionsberichtes weiter. 
Ein kommunistisches Mitglied beantragt, die Iohn- 

steuer den Kommunen ganz zu belassen. | 
| Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. 
Die Kommunisten stimmen dafür,die anderen dagegen. | 


Ferner wurde in der Kommission beantragt, daß auch von 
den anderen Staatssteuern die Regierungskomission 20 % 
an die Gemeinden abgibt. 





Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. 
Bne)E. alinnen Zentrum und Deutsch-»Saerländische Volks- 
partei. 


| nn 


Zu den übrigen Ziffem V,VI und VII wurden in 
der Kommission keine Bedenken erhoben. Wenn sich kein 
ag ET AEhebn, stelle ich fest, daß dies auch heute 

er Fall ist. 


Zu den $$ 21 und 22 der Kegierungsvorlage wurden 
in der Kommission keine Bedenken erhoben. Widerspruch 
erg sich nicht. Ich stelle die einstimmige Annahme 
a ae u 
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| Wir sind am Ende unserer heutigen Be zatung, Es 
ist gewünscht worden,die Sitzung. auf morgen,Dienstag, 
den 13.ds.Mts. vomittags 9 Ihr 15 Minuten zu vertagen. 


Ich schließe die Sitzung. (6 Uhr nachmittags.) 
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